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A. Amtliche Texte

Gesetze

327 Gesetz Nr. 1905  
 zur Neuregelung des saarländischen Hochschulrechts

Vom 30. November 2016

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Saarländisches Hochschulgesetz 

(SHSG)

Inhaltsübersicht

Kapitel 1 
Allgemeine Grundlagen

§ 1 Geltungsbereich; Bezeichnung
§ 2 Rechtsstellung
§ 3 Aufgaben
§ 4 Frankreichkompetenz und Brückenfunktion
§ 5 Freiheit von Wissenschaft, Forschung, Lehre 

und Studium
§ 6 Frauenförderung
§ 7 Wahrnehmung der Belange von Studierenden 

mit Behinderung oder chronischer Erkrankung
§ 8 Qualitätssicherung
§ 9 Hochschulentwicklungsplanung
§ 10 Ziel- und Leistungsvereinbarungen
§ 11 Finanzierung
§ 12 Personal
§ 13 Verfassung und Ordnungen

Kapitel 2 
Mitgliedschaft und Mitwirkung

§ 14 Mitglieder und Angehörige
§ 15 Rechte und Pflichten der Mitglieder und Ange-

hörigen
§ 16 Zusammensetzung der Gremien
§ 17 Wahlen zu den Gremien

Kapitel 3 
Organisation

Abschnitt 1 
Bestimmungen für alle Hochschulen

§ 18 Präsidium

§ 19 Präsidentin/Präsident
§ 20 Wahl und Abwahl der Präsidentin/des Präsidenten
§ 21 Dienstrechtliche Stellung der Präsidentin/des 

Präsidenten
§ 22 Vizepräsidentin/Vizepräsident für Verwaltung 

und Wirtschaftsführung
§ 23 Erweitertes Präsidium
§ 24 Senat
§ 25 Hochschulrat
§ 26 Fakultät
§ 27 Dekanat
§ 28 Fakultätsrat
§ 29 Kompetenzzentren und andere Organisations-

einheiten
§ 30 Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebs-

einheiten
§ 31 Kooperationsplattformen
§ 32 Hochschulzentrum für Informationstechnik

Abschnitt 2 
Bestimmungen für die Universität

§ 33 Medizinische Fakultät 
§ 34 Akademische Lehrkrankenhäuser
§ 35 Ärztliches Personal
§ 36 Zentrum für Lehrerbildung
§ 37 Saarländische Universitäts- und Landesbibliothek

Abschnitt 3 
Bestimmungen für die Fachhochschule

§ 38 Deutsch-Französisches Hochschulinstitut

Kapitel 4 
Wissenschaftliches Personal

Abschnitt 1 
Hauptberufliches wissenschaftliches Personal

§ 39 Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer

§ 40 Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen 
und Professoren

§ 41 Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen 
und Professoren

§ 42 Juniorprofessur
§ 43 Berufungsverfahren
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§ 44 Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter an der Universität

§ 45 Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter an der Fachhochschule

§ 46 Lehrkräfte für besondere Aufgaben

§ 47 Abgeordnete Beamtinnen und Beamte

§ 48 Nebentätigkeit

§ 49 Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften

Abschnitt 2 
Sonstiges wissenschaftliches Personal

§ 50 Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren

§ 51 Privatdozentinnen und Privatdozenten, außer-
planmäßige Professorinnen und Professoren so-
wie Professorinnen und Professoren für beson-
dere Aufgaben

§ 52 Gastprofessorinnen und Gastprofessoren

§ 53 Lehrbeauftragte

§ 54 Wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte

§ 55 Ergänzende Bestimmungen
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Studium, Lehre und Prüfungen

§ 56 Ziele des Studiums
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§ 58 Studiengänge
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§ 60 Studienordnungen
§ 61 Wissenschaftliche Weiterbildung
§ 62 Studienberatung
§ 63 Prüfungen
§ 64 Prüfungsordnungen
§ 65 Anerkennung von Studien- und Prüfungsleis-

tungen sowie Studienabschlüssen
§ 66 Hochschulgrade
§ 67 Verleihung und Führung von Graden, Bezeich-

nungen und Titeln
§ 68 Führung ausländischer Grade und Titel
§ 69 Promotion
§ 70 Kooperative Promotionsverfahren
§ 71 Habilitation
§ 72 Förderung des wissenschaftlichen und künstle-

rischen Nachwuchses (Graduiertenförderung)
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Kapitel 1
Allgemeine Grundlagen

§ 1 
Geltungsbereich; Bezeichnung

(1) Dieses Gesetz gilt für die Universität des Saar-
landes (Universität), die Hochschule für Technik und 
Wirtschaft des Saarlandes – htw saar (Fachhochschu-
le) und die Hochschulen in freier Trägerschaft nach 
Maßgabe der §§ 88 bis 91. Für die künstlerischen 
Hochschulen gilt das Kunsthochschulgesetz vom 4.  
Mai 2010 (Amtsbl. I S. 1176), geändert durch das Ge-
setz vom 28. August 2013 (Amtsbl. I S. 274), in der 
jeweils geltenden Fassung und das Musikhochschulge-
setz vom 4. Mai 2010 (Amtsbl. I S. 1176, 1198), ge-
ändert durch das Gesetz vom 28. August 2013 (Amts-
bl. I S. 274), in der jeweils geltenden Fassung. Für die 
Fachhochschule für Verwaltung gilt das Gesetz über 
die Fachhochschule für Verwaltung vom 27. Febru-
ar 1980 (Amtsbl. S. 449), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 20. November 2013 (Amtsbl. I S. 1375), 
in der jeweils geltenden Fassung.
(2) Die Ministerpräsidentin/Der Ministerpräsident als 
die für die Geschäftsbereiche Wissenschaft und For-
schung, Wissens- und Technologietransfer, Universi-
tät, Fachhochschule, private Hochschulen und Univer-
sitätsklinikum zuständige oberste Landesbehörde führt 
im Folgenden die Bezeichnung: die für die Wissen-
schaft zuständige oberste Landesbehörde.

§ 2 
Rechtsstellung

(1) Die Universität und die Fachhochschule (Hoch-
schulen) sind vom Land getragene Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtun-
gen. Sie können im Rechtsverkehr im eigenen Namen 
auftreten. Ihr Sitz ist Saarbrücken. Durch Gesetz kann 
die Rechtsform der Hochschule umgewandelt werden.
(2) Die Hochschulen erfüllen die ihnen obliegenden 
Aufgaben im eigenen Namen als Selbstverwaltungs-
angelegenheiten, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 3 
Aufgaben

(1) Die Hochschulen dienen im Rahmen ihrer jeweili-
gen Aufgabenstellung der Pflege und Entwicklung der 
Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium und 
Weiterbildung in einem freiheitlichen, demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat. Sie bereiten auf berufliche 
Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden 
entsprechend der besonderen Aufgabenstellungen der 
Hochschulen erfordern.
(2) Die Universität entwickelt die Wissenschaften 
durch Forschung weiter. Sie vermittelt eine wissen-
schaftliche Ausbildung, die zu selbstständiger Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden 
befähigt. Die Universität bildet den wissenschaftlichen 
Nachwuchs heran und gibt Gelegenheit zum Erwerb 

der besonderen wissenschaftlichen Qualifikation und 
zur Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher Leis-
tungen.

(3) Die Fachhochschule betreibt anwendungsbezogene 
Forschung und Entwicklung. Sie vermittelt eine an-
wendungsbezogene Ausbildung, die zu selbstständiger 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Me-
thoden in beruflichen Tätigkeitsfeldern befähigt.

(4) Die Hochschulen fördern entsprechend ihrer Auf-
gabenstellung besonders leistungsfähige Studierende 
und den wissenschaftlichen Nachwuchs.

(5) Die Hochschulen fördern die berufliche Selbststän-
digkeit und entwickeln berufsvorbereitende Angebote.

(6) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden 
Studium und beteiligen sich an Veranstaltungen der 
Weiterbildung. Sie fördern die Weiterbildung ihres 
Personals und das Gasthörerstudium im Rahmen ihrer 
Kapazitäten.

(7) Die Hochschulen fördern die Vereinbarkeit von 
Familie mit Studium, wissenschaftlicher Qualifikati-
on und Beruf. Sie wirken an der sozialen Förderung 
der Studierenden mit und berücksichtigen die beson-
deren Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern und 
pflegebedürftigen Angehörigen. Die Hochschulen be-
rücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von beruf-
lich qualifizierten Studierenden ohne schulische Hoch-
schulzugangsberechtigung sowie von Studierenden 
nichtakademischer Herkunft. Sie tragen dafür Sorge, 
dass behinderte oder chronisch erkrankte Studierende 
in ihrem Studium nicht benachteiligt werden und die 
Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hil-
fe in Anspruch nehmen können. Die Hochschulen för-
dern in ihrem Bereich Sport und Kultur.

(8) Die Hochschulen stellen für ihre Mitglieder ein dis-
kriminierungsfreies Studium sowie eine diskriminie-
rungsfreie berufliche und wissenschaftliche Tätigkeit 
sicher. Sie wirken im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf 
den Abbau bestehender Nachteile hin. Für Mitglieder 
und Angehörige der Hochschulen, die keine Beschäf-
tigten sind, gelten § 3 Absatz 4, § 7 Absatz 1, § 12 Ab-
satz 1 bis 4 und § 13 Absatz 1 des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. I 
S. 1897), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 3. April 2013 (BGBl. I S. 610), entsprechend. Die 
Hochschulen tragen der Vielfalt ihrer Mitglieder Rech-
nung und sorgen für gute Beschäftigungsbedingungen.

(9) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben mit anderen Hochschulen und mit ande-
ren staatlichen und staatlich geförderten Forschungs- 
und Bildungseinrichtungen zusammen. Sie fördern die 
regionale sowie die internationale, insbesondere die eu-
ropäische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und 
den Austausch zwischen deutschen und ausländischen 
Hochschulen und können zu diesem Zweck Verein-
barungen schließen, über die die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde zu unterrichten 
ist. Zur bestmöglichen Nutzung der verfügbaren Res-
sourcen wirken sie insbesondere mit den Hochschulen 
sowie den Forschungs- und Bildungseinrichtungen in 
der Region Saarland-Lothringen-Luxemburg-Trier-
Westpfalz -Wallonien zusammen. Die Hochschulen 
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fördern die Internationalisierung von Studium und 
Forschung und können dafür Mittel Dritter einwerben. 
Die Hochschulen berücksichtigen die besonderen Be-
dürfnisse ausländischer Studierender.

(10) Die Hochschulen fördern den Wissens- und Tech-
nologietransfer. Zu diesem Zweck sowie zur Nutzung 
ihrer Forschungs- und Entwicklungsergebnisse kann 
sich die Hochschule mit Zustimmung der für die Wis-
senschaft zuständigen obersten Landesbehörde an Un-
ternehmen beteiligen und eigene Unternehmen gründen.

(11) Die Hochschule kann weitere Aufgaben überneh-
men, soweit diese mit den gesetzlich bestimmten Auf-
gaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch 
die Wahrnehmung der weiteren Aufgaben nicht beein-
trächtigt wird.

(12) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann der Hochschule weitere Aufgaben 
übertragen, die mit dem in Absatz 1 genannten Wir-
kungskreis zusammenhängen. Die Übertragung erfolgt 
durch Rechtsverordnung nach Anhörung der Hoch-
schule.

(13) Die Hochschule errichtet ein Informationssystem, 
das die Grunddaten der Hochschule enthalten muss. 
Dazu gehören insbesondere Angaben zu den einzelnen 
Studiengängen, Angaben über die mehrjährige Ent-
wicklung und die Ergebnisse der Lehre und der For-
schung sowie Angaben über das Personal, die Einnah-
men und Ausgaben, die Gebäude und Einrichtungen, 
den Ausbildungs- und Studienverlauf und beruflichen 
Werdegang der Studierenden. Die Hochschule kann zu 
diesem Zweck personenbezogene Daten der Studien-
bewerberinnen und Studienbewerber, ehemaliger Stu-
dierender sowie der Mitglieder und Angehörigen der 
Hochschule nach § 14, insbesondere der Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, der Promovie-
renden und der Habilitierten, erheben und verarbeiten. 
Die Daten sollen geschlechtsspezifisch erhoben wer-
den. Die staatlichen Prüfungsämter übermitteln der 
Hochschule die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen personenbezogenen Daten zu den Prüfungen, 
den anerkannten Studienleistungen und den studienbe-
zogenen Auslandsaufenthalten der Studierenden und 
der Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer der Hochschule. Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerber sowie Mitglieder und Angehörige der 
Hochschule im Sinne von Satz 3 sind verpflichtet, der 
Hochschule personenbezogene Daten, insbesondere zu 
ihrer Ausbildung und Berufspraxis, zum Hochschul-
zugang und Studium, zu Studienverlauf und Hoch-
schulprüfungen sowie zu erworbenen Qualifikationen 
und laufenden Qualifizierungsverfahren, anzugeben; 
dies gilt soweit erforderlich auch für entsprechende 
Daten, die sich auf den Besuch weiterer Hochschulen 
beziehen. Die Hochschulen können, auch im Verbund 
mit anderen Hochschulen sowie Forschungs- und Bil-
dungseinrichtungen, Forschungsinformationssysteme 
errichten. Sie können zu diesem Zweck personenbezo-
gene Daten erheben und verarbeiten. Durch Rechtsver-
ordnung der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde können Regelungen über die nach den 
Sätzen 6 und 8 anzugebenden Daten, die Zwecke, für 
die sie erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, sowie 
die Aufbewahrungsfristen getroffen werden. Für die 

Studierenden kann zu diesem Zweck ein maschinen-
lesbarer Studierendenausweis eingeführt werden. Der 
Studierendenausweis kann auch in Form eines mobi-
len personenbezogenen Datenverarbeitungssystems 
ausgegeben werden. Die näheren Einzelheiten, insbe-
sondere die möglichen Funktionen des Datenverarbei-
tungssystems, werden in der Rechtsverordnung nach 
Satz 9 geregelt.
(14) Die Hochschulen fördern die Entwicklung von 
Methoden und Materialien, die die Verwendung von 
lebenden oder eigens hierfür getöteten Tieren verrin-
gern oder ganz ersetzen können. Sofern es die mit dem 
Studium bezweckte Berufsbefähigung zulässt, andere 
Lehrmethoden und -materialien einzusetzen, soll in der 
Lehre auf die Verwendung von eigens hierfür getöte-
ten Tieren verzichtet werden. Auf begründeten Antrag 
kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall zulassen, 
dass einzelne in der Prüfungsordnung vorgeschriebene 
Studien- und Prüfungsleistungen ohne die Verwendung 
eigens hierfür getöteter Tiere erbracht werden können.
(15) Die Hochschule unterrichtet die Öffentlichkeit 
über die Erfüllung ihrer Aufgaben.

§ 4 
Frankreichkompetenz und Brückenfunktion

Die Hochschulen tragen durch gegenseitigen wissen-
schaftlichen Austausch mit Frankreich sowie franko-
phonen Gebieten der Großregion (Region Saarland-
Lothringen-Luxemburg-Trier-Westpfalz-Wallonien) 
dazu bei, die Frankreichkompetenz des Saarlandes zu 
stärken und das Saarland als mehrsprachigen Raum 
deutsch-französischer Prägung sichtbar zu machen, in-
dem sie insbesondere
1. Kooperationen mit französischen Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen in Forschung und 
Lehre auf- und ausbauen,

2. integrierte deutsch-französische, französische und 
frankreichorientierte deutsche Studiengänge an-
bieten und

3. frankreichbezogene Aktivitäten initiieren und un-
terstützen.

Die Hochschulen sollen hierzu geeignete, auch hoch-
schulübergreifende Strukturen schaffen.

§ 5 
Freiheit von Wissenschaft, Forschung,  

Lehre und Studium
(1) Das Land stellt sicher, dass sich an den Hochschu-
len Wissenschaft, Forschung, Lehre und Studium frei 
entfalten können (Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des Grund-
gesetzes). Diese Pflicht obliegt auch der Hochschule 
und ihren Organen.
(2) Die Freiheit der Forschung umfasst insbesondere 
die Fragestellung, die Grundsätze der Methodik so-
wie die Bewertung des Forschungsergebnisses und 
seine Verbreitung. Entscheidungen der zuständigen 
Hochschulorgane in Fragen der Forschung sind in-
soweit zulässig, als sie sich auf die Organisation des 
Forschungsbetriebs, die Förderung und Abstimmung 
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von Forschungsvorhaben und auf die Bildung von For-
schungsschwerpunkten beziehen; sie dürfen die Frei-
heit im Sinne von Satz 1 nicht beeinträchtigen.
(3) Die Freiheit der Lehre umfasst, unbeschadet des 
Artikels 5 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes, im Rah-
men der zu erfüllenden Lehraufgaben insbesondere 
die Abhaltung von Lehrveranstaltungen und deren in-
haltliche und methodische Gestaltung sowie das Recht 
auf Äußerung von wissenschaftlichen Lehrmeinungen. 
Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane in 
Fragen der Lehre sind insoweit zulässig, als sie sich 
auf die Organisation des Lehrbetriebs und auf die Auf-
stellung und Einhaltung von Studien und Prüfungsord-
nungen beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von 
Satz 1 nicht beeinträchtigen.
(4) Die Freiheit des Studiums umfasst, unbeschadet 
der Studien- und Prüfungsordnungen, insbesondere die 
freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, inner-
halb eines Studiengangs Schwerpunkte nach eigener 
Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbeitung und Äuße-
rung wissenschaftlicher Meinungen. Entscheidungen 
der zuständigen Hochschulorgane in Fragen des Stu-
diums sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Orga-
nisation und ordnungsgemäße Durchführung des Lehr- 
und Studienbetriebs und auf die Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Studiums beziehen.
(5) Die Inanspruchnahme der Freiheit der Forschung, 
der Lehre und des Studiums entbindet nicht von der 
Rücksichtnahme auf die Rechte anderer und von der 
Beachtung der Regelungen, die das Zusammenleben in 
den Hochschulen regeln.

§ 6 
Frauenförderung

(1) Die Hochschulen haben die Aufgabe, die tatsäch-
liche Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu 
fördern und Maßnahmen zur Beseitigung bestehender 
Nachteile für ihre weiblichen Mitglieder zu ergreifen. 
Sie wirken auf die Erhöhung des Frauenanteils in der 
Wissenschaft hin und darauf, dass Frauen und Männer 
in Hochschulorganen und Hochschulgremien hälf-
tig vertreten sind. Dem Erreichen dieser Ziele dient 
auch die Aufstellung eines Frauenförderplans gemäß 
§ 7 des Landesgleichstellungsgesetzes vom 24. Ap-
ril 1996 (Amtsbl. S. 623), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 376, 456). Der 
Frauenförderplan enthält Ziel- und Zeitvorgaben und 
ist Bestandteil der Struktur- und Entwicklungsplanung.
(2) Die Präsidentin/Der Präsident der Hochschule be-
stellt für die Dauer von vier Jahren mit der Möglich-
keit der Wiederbestellung eine hauptamtliche Gleich-
stellungsbeauftragte und eine ständige nebenamtliche 
Vertreterin. Die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten 
ist öffentlich auszuschreiben. Bei der Wiederbestel-
lung kann auf eine Ausschreibung verzichtet werden. 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist der Präsidentin/
dem Präsidenten unmittelbar zugeordnet und hat ein 
unmittelbares Vortragsrecht. Ihr ist zur wirksamen Er-
füllung ihrer Aufgaben die erforderliche Personal- und 
Sachausstattung bereit zu stellen. Die ständige Vertre-
terin der Gleichstellungsbeauftragten wird durch die 
Präsidentin/den Präsidenten auf Vorschlag der Gleich-

stellungsbeauftragten aus dem Kreis der Mitglieder 
der Hochschule bestellt. Ihre Amtszeit wird durch die 
Grundordnung (§ 13) geregelt.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte berät und unter-
stützt das Präsidium und die übrigen zuständigen Stel-
len der Hochschule in allen Gleichstellungsfragen. Die 
Gleichstellungsbeauftragte ist die Beauftragte im Sin-
ne des Landesgleichstellungsgesetzes und beteiligt sich 
an der Aufstellung des Frauenförderplans durch die 
Hochschule sowie an Initiativen zur Vermeidung von 
Nachteilen für Frauen und zur Verbesserung der Situ-
ation von Frauen; diese sind dem Senat zur Beschluss-
fassung vorzulegen. Die Gleichstellungsbeauftragte 
wirkt darauf hin, dass Mitglieder und Angehörige der 
Hochschule über allgemeine Fragen der Gleichstellung 
informiert werden.

(4) Die Organe und Einrichtungen der Hochschule ha-
ben die Gleichstellungsbeauftragte in ihrer Arbeit zu 
unterstützen; insbesondere sind ihr entsprechende In-
formationen zur Erarbeitung, Umsetzung und Einhal-
tung des Frauenförderplans und sonstigen Maßnahmen 
vorzulegen. Die Gleichstellungsbeauftragte ist fach-
lich weisungsfrei; zwischen ihr und den Beschäftigten 
ist der Dienstweg nicht einzuhalten. Sie kann mit bera-
tender Stimme an allen Sitzungen des Senats, des Er-
weiterten Präsidiums, der Fakultätsräte und deren Aus-
schüsse, insbesondere der Berufungskommissionen, 
teilnehmen. Sie macht Vorschläge und nimmt Stellung 
gegenüber den zuständigen Stellen der Hochschule.

(5) Frauen, die an der Hochschule wegen ihres Ge-
schlechts Benachteiligungen erfahren haben oder 
befürchten, können sich an die Gleichstellungsbeauf-
tragte wenden. Die zuständigen Stellen sind auf Auf-
forderung der Gleichstellungsbeauftragten innerhalb 
von vier Wochen zur Stellungnahme verpflichtet. Ist 
eine fristgerechte Stellungnahme nicht möglich, sind 
die Gründe schriftlich darzulegen. Die Gleichstel-
lungsbeauftragte kann Vorschläge zur Abhilfe vorle-
gen. Mit Zustimmung der Betroffenen kann sie deren 
Personalunterlagen einsehen.

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt gegenüber 
der für die Wissenschaft zuständigen obersten Landes-
behörde Stellung zu den von der Hochschule gemäß 
§ 6 des Landesgleichstellungsgesetzes erhobenen Da-
ten, dem von der Hochschule erarbeiteten Frauenför-
derplan gemäß § 7 des Landesgleichstellungsgesetzes 
und zum Bericht der Hochschule gemäß § 9 des Lan-
desgleichstellungsgesetzes. Der Senat nimmt zu dem 
Bericht Stellung.

(7) Die Präsidentin/Der Präsident bestellt Fakultäts-
gleichstellungsbeauftragte. Wahl und Amtszeit regelt 
die Grundordnung.

(8) Die Grundordnung kann vorsehen, dass ein Beirat 
für Frauenfragen gebildet wird.

§ 7 
Wahrnehmung der Belange von Studierenden  

mit Behinderung oder chronischer Erkrankung

(1) Für Studierende mit Behinderung oder chronischer 
Erkrankung bestellt der Senat eine Beauftragte/einen 
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Beauftragten, die/der die Belange dieser Studierenden 
nach Maßgabe von Absatz 2 wahrnimmt. Die/Der Be-
auftragte wird vom Senat aus dem Kreis der Mitglieder 
der Hochschule für die Dauer von drei Jahren gewählt. 
Das Nähere regelt die Grundordnung.
(2) Die/Der Beauftragte wirkt darauf hin, dass den be-
sonderen Bedürfnissen von Studierenden mit Behinde-
rung oder chronischer Erkrankung Rechnung getragen 
wird und die zu ihren Gunsten geltenden Rechtsvor-
schriften eingehalten werden. Dies gilt insbesondere 
bei der Planung und Organisation der Lehr- und Stu-
dienbedingungen, bei Fragen des Nachteilsausgleichs 
und bei der Ausführung barrierefreier technischer und 
baulicher Maßnahmen. Sie/Er ist über alle geplanten 
Maßnahmen zu informieren, die die Belange von Stu-
dierenden mit Behinderung oder chronischer Erkran-
kung in besonderer Weise betreffen, und hat in allen 
nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Gremien 
der Hochschule ein sachbezogenes Teilnahme-, Rede- 
und Antragsrecht sowie gegenüber allen Organen der 
Hochschule das Recht, Stellungnahmen und Empfeh-
lungen abzugeben.

§ 8 
Qualitätssicherung

(1) Die Hochschule errichtet ein eigenes System zur 
Sicherung der Qualität ihrer Arbeit. Sie sorgt dafür, 
dass ihre Leistungen in Forschung, Studium und Leh-
re, bei der Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und der Erfüllung des Gleichstellungsauftrags 
unter anderem durch Zuziehung interner und externer 
Sachverständiger bewertet werden. Für die Organisati-
on ihrer Verwaltung gilt Satz 2 entsprechend.
(2) Die Mitglieder und Angehörigen der Hochschule 
sind zur Mitwirkung, insbesondere durch Erteilung der 
erforderlichen Auskünfte, verpflichtet.
(3) An der Bewertung der Lehre wirken die Studieren-
den in den Gremien und durch Bewertung individuel-
ler Lehrveranstaltungen mit. Die Lehrveranstaltungs-
bewertung ist der zuständigen Studiendekanin/dem 
zuständigen Studiendekan vorzulegen. Die Ergebnisse 
werden dem zuständigen Fakultäts- und Fachschaftsrat 
sowie dem Präsidium in ausgewerteter Form bekannt 
gegeben.
(4) Die Hochschule trifft in einer Ordnung weitere Be-
stimmungen über die Bewertungsverfahren und über die 
Veröffentlichung der daraus gewonnenen Ergebnisse.

§ 9 
Hochschulentwicklungsplanung

(1) Die Hochschule beschließt in der Regel alle vier 
Jahre unter Berücksichtigung der Qualitätsbewertun-
gen nach § 8 und des Landeshochschulentwicklungs-
plans über den Struktur- und Entwicklungsplan der 
Hochschule unter besonderer Berücksichtigung eines 
international orientierten und regional abgestimmten 
Lehr- und Forschungsangebots im gegebenen finan-
ziellen Rahmen. Die Planungen erstrecken sich insbe-
sondere auf Personal und Ressourcen, die Errichtung, 
Änderung oder Aufhebung von Studiengängen, Fakul-
täten und zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen, 

die Studienplatzkapazität, Forschungsschwerpunkte, 
Wissens- und Technologietransfer, Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung und die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses.

(2) Der Entwurf eines Struktur- und Entwicklungs-
plans wird vom Präsidium unter Mitwirkung des Er-
weiterten Präsidiums und des Hochschulrats erarbeitet 
und dem Hochschulrat nach Zustimmung des Senats 
zur Beschlussfassung vorgelegt.

(3) Kommt es im Verfahren nach Absatz 2 zu keiner 
Einigung, wird ein Planungsausschuss eingesetzt, der 
über den Struktur- und Entwicklungsplan entscheidet. 
Dem Planungsausschuss gehören die Mitglieder des 
Präsidiums, die gleiche Anzahl an Mitgliedern des Se-
nats, von denen mindestens drei der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer angehören, und 
ein Mitglied des Hochschulrats, das nicht zugleich 
Mitglied der Hochschule ist, an. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn vier Monate nach Vorlage des Entwurfs 
eines Struktur- und Entwicklungsplans eine Einigung 
nicht zustande gekommen ist und die Einberufung des 
Planungsausschusses von Präsidium, Senat oder Hoch-
schulrat beantragt wird.

(4) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann gemeinsam mit den zuständigen 
Stellen benachbarter Länder und Regionen Gremien 
errichten, die die Abstimmung der Struktur- und Ent-
wicklungsplanung der Hochschulen in der Region för-
dern sollen. Die Hochschule ist über Stellungnahmen 
dieser Gremien zu unterrichten und beachtet diese bei 
der Struktur- und Entwicklungsplanung.

§ 10 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen

(1) Das Präsidium und die für die Wissenschaft zustän-
dige oberste Landesbehörde treffen auf der Grundlage 
des Landeshochschulentwicklungsplans und unter Be-
rücksichtigung des Struktur- und Entwicklungsplans 
der Hochschule mehrjährige Ziel- und Leistungsver-
einbarungen, die in der Regel alle vier Jahre fortge-
schrieben werden.

(2) Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen legen Ziele 
für die Aufgabenbereiche der Hochschule fest, die ins-
besondere über die angestrebte Zahl der Studienplätze 
und der Absolventinnen und Absolventen in den einzel-
nen Studiengängen, die Verfahren der Qualitätssiche-
rung von Forschung, Studium und Lehre, die Ziele bei 
der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
des Wissens- und Technologietransfers, der Einwer-
bung von Drittmitteln und der Herstellung der Chan-
cengleichheit sowie für die Kooperation der Hoch-
schule mit in- und ausländischen Hochschulen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen konkretisiert werden 
können. Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen legen 
die Entwicklung der Hochschule, insbesondere die 
Forschungsschwerpunkte sowie die Einrichtung, Än-
derung und Aufhebung von Studiengängen und deren 
Finanzierung im Rahmen von Globalhaushalten, fest. 
Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen regeln das Ver-
fahren zur Feststellung des Erreichungsgrads der Ziele 
und die sich aus dem jeweiligen Zielerreichungsgrad 
ergebenden Folgen.
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(3) Wenn und soweit Vereinbarungen nach Absatz 1 
nicht zustande kommen, können die zu erbringenden 
Leistungen und die zu erreichenden Ziele durch die 
für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehör-
de nach Anhörung der Hochschule festgelegt werden, 
wenn dies zur Gewährleistung und Umsetzung der 
Landeshochschulentwicklungsplanung geboten ist. 
Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landes-
behörde kann im Einvernehmen mit dem Hochschulrat 
eine Frist zum Abschluss der Ziel- und Leistungsver-
einbarungen bestimmen.
(4) Das Präsidium ist im Rahmen der Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen für die Erfüllung der von der 
Hochschule zu erbringenden Leistungen verantwortlich.
(5) Die Hochschule erstellt jährlich bis zum 30. Juni 
des Folgejahres einen Gesamtbericht, der der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
und dem Hochschulrat zugeleitet wird. Der Gesamt-
bericht enthält insbesondere qualitative und quantita-
tive Kennziffern über die Entwicklung in Forschung, 
Lehre, Studium und Weiterbildung sowie über die Ent-
wicklung des Wissens- und Technologietransfers, die 
auch einen Vergleich mit anderen Hochschulen ermög-
lichen. Der Gesamtbericht informiert gleichzeitig über 
den Stand der Erfüllung der Ziel- und Leistungsverein-
barungen. Näheres regelt eine Verordnung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde.

§ 11 
Finanzierung

(1) Das Land stellt der Hochschule die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Grundstücke, Einrich-
tungen und Haushaltsmittel im Rahmen der Mög-
lichkeiten des Landeshaushalts zur Verfügung. Die 
Hochschule erhält eine Globalzuweisung, die sich an 
den in den Ziel- und Leistungsvereinbarungen gefor-
derten und erbrachten Leistungen der Hochschule bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben orientiert. Die Globalzu-
weisung umfasst Mittel für die Erfüllung der Aufga-
ben der Hochschule einschließlich leistungsbezogener 
Komponenten sowie die Mittel für Innovationen in 
Lehre und Forschung. Die Hochschule kann aus ihrem 
eigenen Vermögen und den ihr überlassenen Mitteln 
Rücklagen bilden. Die von der Hochschule erzielten 
Einnahmen verbleiben im Vermögen der Hochschule.
(2) Zusätzlich zur Globalzuweisung können der Hoch-
schule Mittel zugewiesen werden, die als konkreter 
Beitrag für die Erreichung bestimmter Ziele verein-
bart werden. Zur Förderung von Studium und Lehre 
werden der Hochschule Mittel zugewiesen, über de-
ren Verwendung in Gremien entschieden wird, die zur 
Hälfte mit Vertreterinnen und Vertretern der Gruppe 
der Studierenden besetzt sind.
(3) Die Versorgung der Beamtinnen und Beamten der 
Hochschule trägt das Land, das gegenüber der Hoch-
schule auch die Folgen einer Versorgungslastenteilung 
übernimmt.

§ 12 
Personal

(1) Die hauptamtlichen Mitglieder des Präsidiums, die 
Direktorin/der Direktor der Saarländischen Universi-

täts- und Landesbibliothek sowie die Professorinnen 
und Professoren sind Beamtinnen und Beamte oder 
Beschäftigte des Landes. Sie werden von der Leite-
rin/dem Leiter der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde ernannt oder bestellt. Die 
Leiterin/Der Leiter der für die Wissenschaft zuständi-
gen obersten Landesbehörde ist oberste Dienstbehörde 
und Dienstvorgesetzte/Dienst vorgesetzter für die Lan-
desbeamtinnen und Landesbeamten und übt die Ar-
beitgeberbefugnisse für die Beschäftigten des Landes 
aus. Sie/Er kann die Befugnisse als Dienstvorgesetz-
te/Dienstvorgesetzter und die Arbeitgeberbefugnisse 
ganz oder teilweise auf die Präsidentin/den Präsiden-
ten übertragen.

(2) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hoch-
schule, die nicht unter Absatz 1 fallen, stehen in ei-
nem Beamten- oder Beschäftigungsverhältnis zur 
Hochschule. Die Präsidentin/Der Präsident ist oberste 
Dienstbehörde und Dienstvorgesetzte/Dienstvorge-
setzter für die Beamtinnen und Beamten der Hoch-
schule und übt die Arbeitgeberbefugnisse für die Be-
schäftigten der Hochschule aus. Sie/Er kann diese 
Befugnisse ganz oder teilweise auf die hauptamtliche 
Vizepräsidentin/den hauptamtlichen Vizepräsidenten 
für Verwaltung und Wirtschaftsführung übertragen. 
Für administrativ-technische Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gilt § 44 Absatz 3 entsprechend.

(3) Die Personalstruktur ist so auszugestalten, dass die 
Qualität und die Kontinuität der wissenschaftlichen 
Arbeit in Forschung und Lehre gesichert sind. Insbe-
sondere ist mit Blick auf dauerhafte Aufgaben in den 
wissenschaftlichen Bereichen die Anzahl der Dauer-
stellen in ein angemessenes Verhältnis zu den befris-
teten Qualifikationsstellen zu bringen und zu halten. 
Zur Sicherstellung guter Beschäftigungsbedingungen 
vereinbart die Hochschule mit den Personalräten einen 
Rahmenkodex.

(4) Die Hochschulen besitzen Dienstherrnfähigkeit.

§ 13 
Verfassung und Ordnungen

(1) Die Hochschule gibt sich eine Grundordnung, die 
der Zustimmung der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde bedarf. Die Zustimmung ist 
zu versagen, wenn Rechtsgründe entgegenstehen oder 
die vorgeschlagene Regelung den Grundsätzen der 
Landeshochschulentwicklungsplanung widerspricht.

(2) Die Grundordnung enthält allgemeine Organisa-
tions- und Verfahrensgrundsätze, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Sie regelt auch

1. die Möglichkeit, etwaige von der Fakultätsstruktur 
abweichende Organisationsstrukturen vorzusehen, 
wobei für diesen Fall die §§ 26 bis 28 entsprechend 
gelten,

2. die Voraussetzungen und organisationsrechtlichen 
Folgen einer Mitgliedschaft in mehreren Fakultä-
ten einschließlich der Heranziehung von Mitglie-
dern anderer kooperierender Hochschulen,

3. die Modalitäten der Durchführung von Sitzungen 
während der vorlesungsfreien Zeit,
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4. die angemessene Entlastung der nebenamtlichen 
Mitglieder des Präsidiums und der Dekanate von 
ihren sonstigen Dienstpflichten.

(3) Die Hochschule kann ihre Angelegenheiten durch 
sonstige Ordnungen regeln, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. Die Ordnungen der Hochschule sind 
nach Maßgabe der Grundordnung zu veröffentlichen.

Kapitel 2

Mitgliedschaft und Mitwirkung

§ 14 
Mitglieder und Angehörige

(1) Mitglieder der Hochschule sind die an der Hoch-
schule nicht nur vorübergehend oder gastweise haupt-
beruflich Tätigen, die eingeschriebenen Studierenden 
und die eingeschriebenen Doktorandinnen und Dokto-
randen. Hauptberuflich ist die Tätigkeit, wenn die Ar-
beitszeit oder der Umfang der Dienstaufgaben mindes-
tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit oder der 
Hälfte des durchschnittlichen Umfangs der Dienstauf-
gaben des entsprechenden vollbeschäftigten Personals 
entspricht. Nicht nur vorübergehend ist eine Tätigkeit, 
die auf mehr als sechs Monate innerhalb eines Jahres 
angelegt ist.

(2) Mitglieder der Hochschule sind auch Personen, die, 
ohne Mitglied nach Absatz 1 zu sein, an der Hochschu-
le mit Zustimmung der Präsidentin/des Präsidenten 
hauptberuflich tätig sind.

(3) Angehörige der Hochschule sind Personen, die mit 
der Hochschule in anderer Weise als durch Mitglied-
schaft verbunden sind. Angehörige der Hochschule 
können auch Studierende sein, die an anderen Hoch-
schulen in der Region Saarland-Lothringen-Luxem-
burg-Trier-Westpfalz-Wallonien eingeschrieben sind, 
wenn dies in Verträgen zwischen den Hochschulen 
vereinbart ist.

(4) Die Grundordnung bestimmt unbeschadet der Ab-
sätze 1 bis 3 den Kreis der Mitglieder und Angehörigen 
und regelt ihre Rechte in der Selbstverwaltung.

§ 15 
Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Hoch-
schule gehört zu den Rechten und Pflichten der Mit-
glieder. Die Übernahme einer Funktion in der Selbst-
verwaltung kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt 
werden. Mitglieder der Hochschule, die Aufgaben der 
Personalvertretung wahrnehmen, können nicht einem 
Gremium der Selbstverwaltung auf Fakultätsebene an-
gehören, das für Personalangelegenheiten zuständig ist.

(2) Die Mitglieder der Gremien sind ungeachtet ihrer 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe nach § 16 Absatz 1 dem 
Gesamtwohl der Hochschule verpflichtet. Sie sind an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden und dürfen 
wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht 
benachteiligt werden. Mitglieder, die in einem Dienst- 
oder Beschäftigungsverhältnis stehen, erfüllen die 

Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 zugleich als eine ihnen 
dienstlich obliegende Aufgabe.
(3) Die Mitglieder der Hochschule sind zur Verschwie-
genheit in Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen als 
Trägerin oder Träger eines Amtes oder einer Funkti-
on bekannt geworden sind und deren Vertraulichkeit 
sich aus Rechtsvorschriften, aufgrund besonderer Be-
schlussfassung des zuständigen Gremiums oder aus 
der Natur des Gegenstandes ergibt.
(4) Den Angehörigen der Hochschule steht das aktive 
und passive Wahlrecht nicht zu. Im Übrigen sind sie 
den Mitgliedern der Hochschule gleichgestellt, soweit 
in diesem Gesetz oder der Grundordnung nichts ande-
res bestimmt ist.
(5) Alle Mitglieder und Angehörigen haben sich, un-
beschadet weitergehender Verpflichtungen aus einem 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, so zu verhal-
ten, dass die Hochschule und ihre Organe ihre Aufga-
ben erfüllen können und niemand gehindert wird, seine 
Rechte und Pflichten an der Hochschule wahrzuneh-
men. Um die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Auf-
gaben der Hochschule zu gewährleisten und Personen 
und Sachen vor Gefahr zu schützen, kann die Präsiden-
tin/der Präsident vorläufige Maßnahmen treffen.
(6) Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mit-
gliedergruppen sowie innerhalb der Mitgliedergrup-
pen bestimmen sich nach der Qualifikation, Funktion, 
Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder. In 
nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Entschei-
dungsgremien verfügen die Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer bei der Entscheidung in Angelegen-
heiten, die die Lehre mit Ausnahme der Bewertung der 
Lehre betreffen, mindestens über die Hälfte der Stim-
men, in Angelegenheiten, die die Forschung oder die 
Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrern unmittelbar betreffen, über die Mehrheit der 
Stimmen.

§ 16 
Zusammensetzung der Gremien

(1) Für die Vertretung in den Gremien bilden
1. die Professorinnen und Professoren sowie die Ju-

niorprofessorinnen und Juniorprofessoren (Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer),

2. die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und die Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben (Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter),

3. die Studierenden und die Doktorandinnen und 
Doktoranden, die nicht der Gruppe nach Num-
mer 2 angehören, (Gruppe der Studierenden) so-
wie

4. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den Be-
reichen Verwaltung und Technik (Gruppe der ad-
ministrativ-technischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter)

jeweils eine Gruppe. Alle Mitgliedergruppen wirken 
nach Maßgabe von § 15 Absatz 6 Satz 1 grundsätzlich 
stimmberechtigt an Entscheidungen mit.
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(2) Die hauptberuflich an der Universität tätigen Per-
sonen mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben 
sind, soweit sie Lehraufgaben im Fachgebiet Medizin 
wahrnehmen, der Gruppe nach Absatz 1 Nummer 2, 
andernfalls der Gruppe nach Absatz 1 Nummer 4 zu-
geordnet.

(3) Personen nach § 51 Absatz 1 und 2, die im Haupt-
amt in überwiegendem Maße mit der selbstständigen 
Vertretung ihres Faches betraut sind, gehören der 
Gruppe nach Absatz 1 Nummer 1 an.

(4) Über die Zuordnung sonstiger Bediensteter wird in 
der Grundordnung entschieden.

(5) Art und Umfang der Mitwirkung sowie die zahlen-
mäßige Zusammensetzung der Gremien bestimmen 
sich nach Maßgabe der in § 15 Absatz 6 niedergelegten 
allgemeinen Grundsätze.

§ 17 
Wahlen zu den Gremien

(1) Die Mitglieder des Senats und der Fakultätsräte, die 
dem jeweiligen Gremium nicht kraft Amtes angehören, 
werden in freier, gleicher und geheimer Wahl von den 
jeweiligen Mitgliedergruppen nach den Grundsätzen 
der personalisierten Verhältniswahl gewählt. Die Prä-
sidentin/Der Präsident und die Vizepräsidentin/der 
Vizepräsident für Verwaltung und Wirtschaftsführung 
nehmen an Wahlen nicht teil. Für die Wahlen zum Se-
nat können zur Sicherung seiner fachlich pluralen Zu-
sammensetzung Wahlkreise gebildet werden.

(2) Für die gewählten Mitglieder der Gremien ist je-
weils eine gleiche Zahl von Stellvertreterinnen und 
Stellvertretern zu wählen. Gewählte stellvertretende 
Mitglieder sind zugleich Ersatzmitglieder.

(3) Die Amtszeit in den Gremien wird durch die Grund-
ordnung bestimmt. Sie beträgt höchstens drei Jahre, 
soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(4) Das Nähere regelt eine Wahlordnung der Hoch-
schule, die der Zustimmung des Präsidiums bedarf.

Kapitel 3

Organisation

Abschnitt 1

Bestimmungen für alle Hochschulen

§ 18 
Präsidium

(1) Das Präsidium leitet die Hochschule. Ihm gehören 
die Präsidentin/der Präsident als Vorsitzende/Vorsit-
zender, die hauptamtliche Vizepräsidentin/der haupt-
amtliche Vizepräsident und für die Universität drei, 
für die Fachhochschule zwei nebenamtliche Vizepräsi-
dentinnen und Vizepräsidenten an. Die Präsidentin/Der 
Präsident bestimmt die Geschäftsverteilung innerhalb 
des Präsidiums und legt Richtlinien für die Geschäfts-
führung fest. Innerhalb ihres/seines Geschäftsbereichs 
entscheidet jede Vizepräsidentin/jeder Vizepräsident 

selbstständig. Die Geschäftsbereiche decken insbeson-
dere die Aufgabengebiete Studium, Lehre, Forschung, 
Wissens- und Technologietransfer sowie Internationa-
les ab. Bei Entscheidungen des Präsidiums kann die 
Präsidentin/der Präsident nicht überstimmt werden.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident der Universität 
führt die Bezeichnung Universitätspräsidentin oder 
Universitätspräsident. Die jeweilige Grundordnung 
kann vorsehen, dass

1. die Präsidentin oder der Präsident der Fachhoch-
schule die Bezeichnung Rektorin oder Rektor führt 
und die Bezeichnungen für die Vizepräsidentinnen 
und Vizepräsidenten, das Präsidium und das Er-
weiterte Präsidium entsprechend angepasst werden 
(Prorektorin oder Prorektor, Rektorat, Erweitertes 
Rektorat) und

2. dem Präsidium der Universität bis zu zwei weitere 
nebenamtliche Vizepräsidentinnen und Vizeprä-
sidenten und dem Präsidium der Fachhochschule 
eine weitere Vizepräsidentin/ein weiterer Vizeprä-
sident angehören.

(3) Die nebenamtlichen Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten werden auf Vorschlag der Präsidentin/des 
Präsidenten vom Senat aus dem Kreis des hauptberuf-
lich tätigen wissenschaftlichen Personals gewählt. Sie 
können vom Senat mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Mitglieder nach Anhörung des Hochschul-
rats abgewählt werden. Die Amtszeit wird durch die 
Grundordnung bestimmt.

(4) Das Präsidium ist für alle Aufgaben der Hochschu-
le zuständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt. Es ist insbesondere zuständig für

1. die strategische Struktur- und Entwicklungs-
planung der Hochschule in Forschung und Lehre 
(§ 9 Absatz 2), insbesondere für die Entscheidung 
über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung 
von Fakultäten, Studiengängen, wissenschaftli-
chen Einrichtungen, Kompetenzzentren und ande-
ren Organisationseinheiten,

2. den Abschluss von Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen mit der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde und deren Umsetzung 
sowie den Abschluss von Ziel- und Leistungsver-
einbarungen mit den Fakultäten und zentralen wis-
senschaftlichen Einrichtungen,

3. die Koordinierung der Tätigkeit der Fakultäten 
und zentraler wissenschaftlicher Einrichtungen 
sowie die Erstellung von Vorschlägen für die Be-
stimmung von Forschungsschwerpunkten und die 
Einrichtung von Sonderforschungsbereichen, Gra-
duiertenkollegs und entsprechenden Einrichtun-
gen,

4. die Festlegung von Grundsätzen für die Ausstat-
tung und für den wirtschaftlichen und aufgaben-
gerechten Einsatz der Mittel für Forschung und 
Lehre nach aufgaben- und leistungsorientierten 
Kriterien und unter Berücksichtigung der Evaluati-
onsergebnisse,
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5. die Erstellung des Wirtschaftsplans (§ 87 Ab-
satz 3 Satz 1) und seinen Vollzug, insbesondere die 
Zuweisung von Stellen und Mitteln,

6. die Entscheidung über die künftige Verwendung, 
die Widmung und Freigabe vakanter Hochschul-
lehrerstellen (§ 43 Absatz 1),

7. die Festlegung der Forschungs- und Lehraufgaben 
des wissenschaftlich tätigen Personals nach Maß-
gabe der Lehrverpflichtungsverordnung (§ 39 Ab-
satz 4),

8. den Erlass von Gebührenordnungen,

9. den Erlass von Richtlinien zur Frauenförderung 
und die Aufstellung des Frauenförderplans,

10. die Bestellung der Leitung zentraler Einrichtungen 
(§ 30 Absatz 4 Satz 1),

11. die Errichtung und Aufhebung von Betriebseinheiten,

12. die Erstellung des Jahresabschlusses (§ 87 Ab-
satz 5 Satz 1) und eines Vorschlags zur Verwen-
dung des Jahresergebnisses,

13. die Festlegung von Zulassungszahlen sowie

14. den Aufbau eines Qualitätssicherungssystems 
(§ 8 Absatz 1).

(5) Hält das Präsidium Beschlüsse oder Maßnahmen 
eines anderen Organs der Hochschule für rechtswid-
rig, so hat es diese zu beanstanden und ihre Aufhebung 
binnen angemessener Frist zu verlangen. Wird keine 
Abhilfe geschaffen, so legt es die Angelegenheit unver-
züglich der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde zur rechtsaufsichtlichen Entscheidung 
vor. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Be-
anstandete Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht 
ausgeführt werden. Sind sie bereits ausgeführt, kann 
das Präsidium anordnen, dass sie rückgängig gemacht 
werden, soweit unentziehbare Rechte Dritter nicht ent-
standen sind. In dringenden Fällen kann es vorläufige 
Maßnahmen treffen und die kurzfristige Einberufung 
des Organs verlangen. Das Präsidium kann bei dauern-
der Beschlussunfähigkeit Selbstverwaltungsgremien 
auflösen und Neuwahlen anordnen.

(6) Das Präsidium kann im Falle der Errichtung einer 
neuen Fakultät alle erforderlichen Maßnahmen zur 
übergangsweisen Wahrnehmung der Aufgaben der 
Organe einer Fakultät ergreifen, bis alle organisatori-
schen und personellen Voraussetzungen dafür gegeben 
sind, dass die neue Fakultät die ihr nach diesem Ge-
setz und der Grundordnung zustehenden Befugnisse 
ausüben kann. Hierzu gehört auch die Einsetzung einer 
Kommission, der auch externe Mitglieder angehören 
können.

(7) Das Präsidium hat den Senat über alle wichtigen, 
die Hochschule und ihre Verwaltung betreffenden An-
gelegenheiten unverzüglich zu unterrichten. Es kann 
zur Vorbereitung seiner Entscheidungen Angelegen-
heiten von besonderer Bedeutung dem Senat zur Stel-
lungnahme vorlegen und an allen Sitzungen der Gre-
mien teilnehmen. Es legt dem Hochschulrat über den 
Senat jährlich einen Rechenschaftsbericht vor, der die 

wesentlichen Ergebnisse der geleisteten Arbeit zusam-
menfasst.

§ 19 
Präsidentin/Präsident

(1) Die Präsidentin/Der Präsident vertritt die Hoch-
schule nach außen.

(2) Die Präsidentin/Der Präsident ist zuständig für die 
laufenden Geschäfte der Hochschule, den Vollzug der 
Beschlüsse der zentralen Kollegialorgane (Präsidium, 
Erweitertes Präsidium, Senat und Hochschulrat), die 
Wahrung der Ordnung und die Ausübung des Haus-
rechts. Sie/Er trägt über die zuständige Dekanin/den 
zuständigen Dekan dafür Sorge, dass die zur Lehre 
verpflichteten Personen ihre Lehr- und Prüfungsver-
pflichtungen sowie ihre Aufgaben in der Betreuung der 
Studierenden ordnungsgemäß erfüllen; ihr/ihm steht 
insoweit gegenüber der Dekanin/dem Dekan ein Auf-
sichts- und Weisungsrecht zu.

(3) Die Präsidentin/Der Präsident wird von einem Mit-
glied des Präsidiums unbeschadet der in diesem Gesetz 
getroffenen Regelungen vertreten. Sie/Er regelt ihre/
seine Vertretung und im Benehmen mit den weiteren 
Mitgliedern des Präsidiums deren wechselseitige Stell-
vertretung.

§ 20 
Wahl und Abwahl der Präsidentin/des Präsidenten

(1) Zur Präsidentin/Zum Präsidenten kann gewählt 
werden, wer eine abgeschlossene Hochschulausbil-
dung besitzt und aufgrund umfangreicher beruflicher 
Erfahrungen in verantwortungsvoller Tätigkeit, insbe-
sondere in Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung oder 
Rechtspflege, erwarten lässt, dass sie/er den Aufgaben 
des Amtes gewachsen ist. Die Stelle ist rechtzeitig 
überregional öffentlich auszuschreiben.

(2) Die Präsidentin/Der Präsident wird aufgrund des 
Vorschlags einer durch Mitglieder des Senats und nicht 
hochschulangehörige Mitglieder des Hochschulrats 
gebildeten paritätisch zusammengesetzten Findungs-
kommission durch Senat und Hochschulrat gewählt 
und der Leiterin/dem Leiter der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde zur Ernennung 
oder Bestellung vorgeschlagen. Der Wahlvorschlag der 
Findungskommission soll drei Namen vorsehen und 
bedarf der Bestätigung durch den Hochschulrat. Die 
für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehör-
de ist über den Vorschlag zu unterrichten.

(3) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mit-
glieder des Senats und des Hochschulrats in getrennten 
Wahlgängen auf sich vereinigen kann. Kommt es zu 
keiner Wahl, wird in einer gemeinsamen Sitzung von 
Senat und Hochschulrat eine Einigung mit der Mehr-
heit der Stimmen des jeweiligen Gremiums angestrebt. 
Im Einigungsverfahren sind Senat und Hochschulrat 
nicht an den Vorschlag der Findungskommission ge-
bunden. Wird eine Einigung nicht erzielt, entscheidet 
der Senat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder abschließend über den Vorschlag. Die Stel-
le wird neu ausgeschrieben, wenn ein Jahr nach Ablauf 
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der Bewerbungsfrist in der Ausschreibung noch keine 
Wahl zustande gekommen ist.
(4) Die Präsidentin/Der Präsident kann vom Senat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder ab-
gewählt werden. Die Abwahl bedarf der Bestätigung 
durch den Hochschulrat. Bestätigt der Hochschulrat 
die Abwahl nicht, wird in einer gemeinsamen Sitzung 
von Senat und Hochschulrat eine Einigung angestrebt. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der 
Senat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-
glieder abschließend über den Vorschlag. Die/Der Ab-
gewählte bleibt bis zur Neuwahl einer Nachfolgerin/
eines Nachfolgers geschäftsführend im Amt.

§ 21 
Dienstrechtliche Stellung der Präsidentin/ 

des Präsidenten
(1) Die Präsidentin/Der Präsident wird von der Leite-
rin/dem Leiter der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde ernannt oder bestellt. Die 
Einstellung erfolgt entweder in einem Beamtenverhält-
nis auf Zeit oder in einem befristeten Beschäftigungs-
verhältnis. Die Amtszeit beträgt mindestens vier und 
höchstens sechs Jahre. Die individuelle Amtszeit wird 
von den zur Wahl stehenden Personen vor der Wahl be-
kannt gegeben.
(2) Die Präsidentin/Der Präsident, die/der in dieser 
Eigenschaft zur Beamtin/zum Beamten auf Zeit er-
nannt worden ist, tritt unbeschadet des Absatzes 3 
nach Ablauf ihrer/seiner Amtszeit oder mit Erreichen 
der Altersgrenze in den Ruhestand, wenn sie/er eine 
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren in einem Be-
amtenverhältnis mit Dienstbezügen zurückgelegt hat 
oder aus einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zur 
Beamtin/zum Beamten auf Zeit ernannt worden war. 
Im Übrigen ist sie/er mit Ablauf der Amtszeit aus dem 
Beamtenverhältnis auf Zeit entlassen, sofern sie/er 
nicht im Anschluss an ihre/seine Amtszeit erneut in 
dasselbe Amt für eine weitere Amtszeit berufen wird.
(3) Eine Landesbeamtin/Ein Landesbeamter in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, die/der zur Präsi-
dentin/zum Präsidenten ernannt wird, ist auf Antrag 
unter Fortfall der Bezüge zu beurlauben; sie/er ist mit 
Ablauf der Amtszeit aus dem Beamtenverhältnis auf 
Zeit entlassen, sofern sie/er nicht im Anschluss an ihre/
seine Amtszeit erneut in dasselbe Amt für eine weitere 
Amtszeit berufen wird.
(4) Im Fall der Abwahl endet die Berufung in das Be-
amtenverhältnis auf Zeit als Präsidentin/als Präsident 
mit Ablauf des Tages, an dem die Abwahl beschlossen 
wird. Die Amtszeit gilt als abgelaufen.

§ 22 
Vizepräsidentin/Vizepräsident für Verwaltung und 

Wirtschaftsführung
(1) Die hauptamtliche Vizepräsidentin/Der hauptamtli-
che Vizepräsident, deren/dessen Geschäftsbereich die 
Verwaltung und Wirtschaftsführung umfasst, leitet das 
Personal- und Rechnungswesen und nimmt die Aufga-
ben der Leiterin/des Leiters der Dienststelle nach dem 
Saarländischen Personalvertretungsgesetz wahr. Sie/Er 

kann gegen kostenwirksame Beschlüsse des Präsidi-
ums ein Veto einlegen. Das Veto kann vom Präsidium 
nach erneuter Beratung zurückgewiesen werden.
(2) Die Vizepräsidentin/Der Vizepräsident für Verwal-
tung und Wirtschaftsführung wird auf der Grundlage 
einer öffentlichen Stellenausschreibung auf Vorschlag 
der Präsidentin/des Präsidenten und mit Zustimmung 
des Senats vom Hochschulrat gewählt und von der Lei-
terin/dem Leiter der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde ernannt oder bestellt. Sie/Er 
kann vom Hochschulrat mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln seiner Mitglieder mit Zustimmung des Senats 
abgewählt werden. § 21 Absatz 4 gilt entsprechend.
(3) Ernannt oder bestellt werden kann nur, wer eine 
abgeschlossene Hochschulausbildung besitzt und über 
umfangreiche berufliche Erfahrungen in verantwortli-
cher Tätigkeit verfügt. Die Beschäftigung erfolgt ent-
weder in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder in 
einem befristeten Beschäftigungsverhältnis. § 21 Ab-
satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Amtszeit der haupt-
amtlichen Vizepräsidentin/des hauptamtlichen Vizeprä-
sidenten beträgt mindestens vier und höchstens sechs 
Jahre. Sie wird durch die Grundordnung festgelegt.

§ 23 
Erweitertes Präsidium

(1) Dem Erweiterten Präsidium gehören neben den 
Mitgliedern des Präsidiums die Dekaninnen und Deka-
ne an. An der Universität gehört dem Erweiterten Prä-
sidium darüber hinaus eine Vertreterin/ein Vertreter der 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die/der vom Präsi-
dium für die Dauer von drei Jahren bestellt wird, und 
an der Fachhochschule die Direktorin/der Direktor des 
Deutsch-Französischen Hochschulinstituts an. Vorsit-
zende/Vorsitzender ist die Präsidentin/der Präsident.
(2) Das Erweiterte Präsidium ist über alle Angelegen-
heiten der Hochschule zu informieren und
1. wirkt mit bei der strategischen Struktur- und 

Entwicklungsplanung der Hochschule (§ 18 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 1),

2. berät das Präsidium beim Abschluss von Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen mit der für die Wissen-
schaft zuständigen obersten Landesbehörde und 
bei deren Umsetzung (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 2),

3. berät das Präsidium bei der Festlegung von Grund-
sätzen für die Ausstattung und für den wirtschaft-
lichen und aufgabengerechten Einsatz der Mit-
tel für Forschung und Lehre nach aufgaben- und 
leistungsorientierten Kriterien und unter Berück-
sichtigung der Evaluationsergebnisse (§ 18 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 4),

4. berät das Präsidium beim Aufbau eines Qualitäts-
sicherungssystems (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 14) und

5. nimmt zu geplanten Änderungen der Grundord-
nung Stellung.

(3) Das Erweiterte Präsidium zieht zu seinen Bera-
tungen themenbezogen sachverständige Gäste hinzu, 
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insbesondere Vertreter der Personalräte und des Allge-
meinen Studierendenausschusses.

§ 24 
Senat

(1) Der Senat nimmt Aufsichtsfunktionen wahr, ent-
scheidet in Fragen von Forschung, Lehre und Studium, 
die die gesamte Hochschule oder zentrale Einrichtun-
gen betreffen, soweit durch Gesetz keine andere Zu-
weisung erfolgt ist, und ist zentrales Organ der Ord-
nungsgebung. Er ist insoweit insbesondere zuständig 
für
1. die Beschlussfassung über die Grundordnung und 

den Erlass von Ordnungen der Hochschule (§ 13), 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, so-
wie die Zustimmung zu den Ordnungen der Fakul-
täten (§ 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1),

2. die Entscheidung über Forschungsschwerpunk-
te und über Anträge auf Einrichtung von Son-
derforschungsbereichen, Graduiertenkollegs und 
entsprechenden Einrichtungen im Rahmen des 
Struktur- und Entwicklungsplans der Hochschule 
(§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 3),

3. die Zustimmung zum Struktur- und Entwicklungs-
plan der Hochschule (§ 9 Absatz 2),

4. die Verleihung akademischer Ehrungen durch die 
Hochschule,

5. die Beratung des Rechenschaftsberichts des Präsi-
diums (§ 18 Absatz 7 Satz 3),

6. Wahl und Abwahl der Präsidentin/des Präsidenten 
(§ 20 Absatz 2 und 4) und der nebenamtlichen Vi-
zepräsidentinnen und Vizepräsidenten (§ 18 Ab-
satz 3),

7. die Mitwirkung bei der Bestellung der Mitglieder 
des Hochschulrats (§ 25 Absatz 2),

8. die Zustimmung zum Wahlvorschlag einer Vize-
präsidentin/eines Vizepräsidenten für Verwaltung 
und Wirtschaftsführung und die Zustimmung zur 
Abwahl (§ 22 Absatz 2),

9. die Stellungnahme zur Einrichtung, Änderung und 
Aufhebung von Fakultäten, Studiengängen, zent-
ralen wissenschaftlichen Einrichtungen, Kompe-
tenzzentren und anderen Organisationseinheiten 
(§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1),

10. die Mitwirkung bei Berufungsvorschlägen 
(§ 43 Absatz 7),

11. die Stellungnahme zum Entwurf der Ziel- und 
Leistungsvereinbarung (§ 10),

12. die Stellungnahme zu den Wirtschaftsplänen 
(§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 5),

13. die Stellungnahme zu den Gebührenordnungen 
(§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 8),

14. die Stellungnahme zu den Grundsätzen für die 
Ausstattung und für den wirtschaftlichen und auf-
gabengerechten Einsatz der Mittel für Forschung 
und Lehre nach aufgaben- und leistungsorien-

tierten Kriterien und unter Berücksichtigung der 
Evaluationsergebnisse (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 4),

15. die Stellungnahme zur Widmung und Freigabe von 
Hochschullehrerstellen (§ 43 Absatz 1),

16. die Stellungnahme zu der Festlegung von Zulas-
sungszahlen (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 13) 
und

17. die Kenntnisnahme des Jahresabschlusses und die 
Stellungnahme zum Vorschlag der Verwendung 
des Jahresergebnisses (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 12).

Der Beschluss über die Grundordnung bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Senats.

(2) Der Senat kann Entscheidungen des Präsidiums 
über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von 
Fakultäten, Studiengängen, wissenschaftlichen Ein-
richtungen, Kompetenzzentren und anderen Organi-
sationsformen mit der Mehrheit seiner Mitglieder wi-
dersprechen. Das Präsidium berät nach Einlegung des 
Widerspruchs erneut über die Angelegenheit und ent-
scheidet abschließend.

(3) Der Senat hat gegenüber dem Präsidium ein um-
fassendes Informationsrecht. Er ist vor allen organisa-
torischen Entscheidungen des Präsidiums zur Durch-
führung der Ziel- und Leistungsvereinbarungen (§ 10) 
zu hören.

(4) Der Senat kann zu seiner Unterstützung beratende 
oder beschließende Ausschüsse einsetzen.

(5) Mitglieder des Senats sind

1. die Präsidentin/der Präsident als Vorsitzende/Vor-
sitzender mit beratender Stimme,

2. gewählte Vertreterinnen und Vertreter der in 
§ 16 Absatz 1 genannten Gruppen nach Maßgabe 
der in der Grundordnung niedergelegten Vorschrif-
ten sowie

3. die/der Vorsitzende des Hochschulrats und die/der 
Vorsitzende des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses jeweils mit beratender Stimme.

Das Amt der Dekanin/des Dekans und der Vizepräsi-
dentin/des Vizepräsidenten ist mit der Mitgliedschaft 
im Senat unvereinbar.

§ 25 
Hochschulrat

(1) Der Hochschulrat zeigt durch Initiativen, Beschlüs-
se und Empfehlungen Perspektiven für die strategische 
Entwicklung und die Profilbildung zur Verbesserung 
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Hoch-
schule auf. Er beaufsichtigt die Geschäftsführung des 
Präsidiums und kann im Rahmen der gesetzlichen Zu-
ständigkeitsverteilung Vorlagen anfordern. Zu seinen 
Aufgaben gehören insbesondere

1. die Mitwirkung bei der Aufstellung des Struktur- 
und Entwicklungsplans der Hochschule und die 
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Beschlussfassung über die Vorlage des Präsidiums 
(§ 9 Absatz 2),

2. die Zustimmung zu den Wirtschaftsplänen 
(§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 5) und die Überwa-
chung des Vollzugs,

3. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Zu-
stimmung zum Verwendungsvorschlag des Jahres-
ergebnisses (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 12),

4. die Mitwirkung bei der Wahl und Abwahl der Prä-
sidentin/des Präsidenten (§ 20 Absatz 2 und 4),

5. die Wahl und Abwahl der Vizepräsidentin/des Vi-
zepräsidenten für Verwaltung und Wirtschaftsfüh-
rung (§ 22 Absatz 2),

6. die Zustimmung zu den Grundsätzen für die Aus-
stattung und für den wirtschaftlichen und aufga-
bengerechten Einsatz der Mittel für Forschung und 
Lehre nach aufgaben- und leistungsorientierten 
Kriterien und unter Berücksichtigung der Evaluati-
onsergebnisse (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 4),

7. die Zustimmung zur Einrichtung, Änderung und 
Aufhebung von Fakultäten, Studiengängen, wis-
senschaftlichen Einrichtungen, Kompetenzzentren 
und anderen Organisationseinheiten (§ 18 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 1),

8. die Zustimmung zur Widmung und Freigabe von 
Hochschullehrerstellen (§ 43 Absatz 1),

9. die Stellungnahme zur Grundordnung (§ 13) 
und zu Rahmenprüfungsordnungen (§ 64 Ab-
satz 1 Satz 1),

10. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichts 
des Präsidiums und dessen Entlastung (§ 18 Ab-
satz 7 Satz 3) sowie

11. die Stellungnahme zum Antrag auf Abwahl der 
nebenamtlichen Vizepräsidentinnen und Vizeprä-
sidenten (§ 18 Absatz 3 Satz 2).

Dem Hochschulrat können weitere Angelegenhei-
ten vom Präsidium, vom Senat und von der für die 
Wissen schaft zuständigen obersten Landesbehörde zur 
Stellungnahme vorgelegt werden. Der Hochschulrat 
hat das Recht, das Erscheinen der Mitglieder des Prä-
sidiums zu verlangen. Er hat das Recht, sich über alle 
Angelegenheiten der Hochschule zu informieren. Bei 
Abstimmungen nach den Nummern 4 und 11 sind aus-
schließlich die nicht hochschulangehörigen Mitglieder 
stimmberechtigt.
(2) Dem Hochschulrat gehören sieben Persönlichkei-
ten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Arbeitnehmerschaft 
und öffentlichem Leben (nicht hochschulangehöri-
ge Mitglieder), von denen nicht mehr als drei Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer einer anderen 
Hochschule sein dürfen, und fünf vom Senat gewählte 
Mitglieder an. Mindestens drei der nicht hochschulan-
gehörigen Mitglieder des Hochschulrats sind Frauen, 
mindestens vier sollen über spezifische Erfahrungen 
im Wissenschaftsbereich verfügen. Der Senat und die 
Landesregierung schlagen jeweils drei nicht hochschul-
angehörige Mitglieder vor, die von der Leiterin/dem 
Leiter der für die Wissenschaft zuständigen obersten 

Landesbehörde bestellt werden. Die/Der Vorsitzende 
wird als siebtes nicht hochschulangehöriges Mitglied 
von der Leiterin/dem Leiter der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde nach Anhörung 
des Senats bestellt. Die Amtszeit der nicht hochschul-
angehörigen Mitglieder beträgt vier Jahre. Die vom 
Senat entsandten Mitglieder müssen Mitglieder der 
Hochschule sein und vertreten jeweils die in § 16 Ab-
satz 1 genannten Gruppen, wobei zwei Mitglieder der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer angehören müssen. Die Präsidentin/Der Präsident, 
die Gleichstellungsbeauftragte und eine Vertreterin/ein 
Vertreter der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde gehören dem Hochschulrat jeweils 
mit beratender Stimme an.

(3) Sieht ein Mitglied der Hochschule seine Belan-
ge in Forschung und Lehre durch eine Entscheidung 
des Präsidiums, des Erweiterten Präsidiums oder des 
Dekanats beeinträchtigt, kann es seine Bedenken dem 
Hochschulrat unmittelbar schriftlich darlegen.

§ 26 
Fakultät

(1) Die Fakultät ist die organisatorische Grundeinheit 
der Hochschule; sie muss nach Größe und Zusammen-
setzung die angemessene Erfüllung der ihr obliegen-
den Aufgaben gewährleisten. Sie trägt dafür Sorge, 
dass ihre Angehörigen über ihre wissenschaftlichen 
Einrichtungen und ihre Betriebseinheiten die ihnen ob-
liegenden Aufgaben erfüllen können.

(2) Organe der Fakultät sind das Dekanat und der Fa-
kultätsrat.

§ 27 
Dekanat

(1) Das Dekanat leitet die Fakultät. Es ist in allen An-
gelegenheiten der Fakultät zuständig, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt. Es übt die Aufsicht 
über die Erfüllung der Aufgaben der Fakultät aus 
und bestimmt, soweit es zur Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Lehrangebots erforderlich ist, die 
Lehraufgaben der Mitglieder der Fakultät. Das Deka-
nat hat rechtswidrige Entscheidungen des Fakultätsrats 
zu beanstanden und ihre Aufhebung oder Änderung zu 
verlangen. Eine Beanstandung hat aufschiebende Wir-
kung. Schafft der Fakultätsrat keine Abhilfe, so hat das 
Dekanat das Präsidium zu informieren. Das Dekanat 
ist insbesondere zuständig für

1. den Abschluss von Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen mit dem Präsidium über die Erfüllung der 
der Fakultät obliegenden Aufgaben in Forschung 
und Lehre (§ 18 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2),

2. die Verteilung der der Fakultät zugewiesenen 
Mittel auf die Mitglieder der Fakultät (§ 18 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 5),

3. die Aufsicht über die wissenschaftlichen Einrich-
tungen, Betriebseinheiten und anderen Organisati-
onseinheiten, die der Fakultät zugeordnet sind,
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4. die Entscheidung über die Verwendung der akade-
mischen und der sonstigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Fakultät, soweit diese nicht einer 
Hochschullehrerin/einem Hochschullehrer, einer 
wissenschaftlichen Einrichtung oder einer Be-
triebseinheit der Fakultät zugewiesen sind,

5. die Entscheidung über die Struktur- und Entwick-
lungsplanung der Fakultät,

6. die Entscheidung über die Errichtung, Änderung 
und Aufhebung von wissenschaftlichen Einrich-
tungen, Betriebseinheiten und anderen Organisati-
onseinheiten der Fakultät,

7. Vorschläge zur Widmung von Hochschullehrer-
stellen,

8. die Aufstellung des Wirtschaftsplans der Fakultät,

9. die Qualitätssicherung und Evaluation der Leistun-
gen der Fakultät in Forschung, Studium und Lehre 
sowie

10. die Erstellung eines Rechenschaftsberichts.

(2) Das Dekanat gibt sich eine Geschäftsordnung, in 
der die Geschäftsverteilung, das Abstimmungsverfah-
ren und die Stellvertretung geregelt sind.

(3) Dem Dekanat gehören die Dekanin/der Dekan, 
die Studiendekanin/der Studiendekan und eine Prode-
kanin/ein Prodekan an. In Fakultäten mit geringerem 
Verwaltungsaufwand kann das Präsidium auf Antrag 
des Fakultätsrats bestimmen, dass das Dekanat aus der 
Dekanin/dem Dekan und der Studiendekanin/dem Stu-
diendekan besteht.

(4) Die Dekanin/Der Dekan wird vom Fakultätsrat aus 
dem Kreis der der Fakultät angehörenden hauptberuf-
lich tätigen Professorinnen und Professoren gewählt. 
Die Präsidentin/Der Präsident kann der Wahl einer 
Dekanin/eines Dekans widersprechen. Widerspricht 
die Präsidentin/der Präsident, kommt die Wahl nicht 
zustande. Die Grundordnung kann abweichend von 
Satz 1 vorsehen, dass das Amt der Dekanin/des Dekans 
aufgrund einer öffentlichen Ausschreibung in einem 
Beamtenverhältnis auf Zeit oder in einem befristeten 
Beschäftigungsverhältnis hauptamtlich wahrgenom-
men wird. § 21 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. Die 
Amtszeit beträgt mindestens zwei und höchstens vier 
Jahre. Der Fakultätsrat wählt die übrigen Mitglieder 
des Dekanats aus dem Kreis der in der Fakultät haupt-
beruflich tätigen Professorinnen und Professoren; die 
Prodekanin/der Prodekan wird auf Vorschlag der De-
kanin/des Dekans, die Studiendekanin/der Studien-
dekan auf Vorschlag der der Fakultät zugeordneten 
Fachschaftsräte und der studentischen Mitglieder des 
Fakultätsrats gewählt. Die Mitglieder des Dekanats 
können vom Fakultätsrat mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln seiner Mitglieder abgewählt werden.

(5) Die Dekanin/Der Dekan vertritt die Fakultät. Sie/Er 
verwaltet das Dekanat, bereitet die Sitzungen des Fa-
kultätsrats vor und vollzieht dessen Beschlüsse. Sie/Er 
ist zuständig für die laufenden Geschäfte der Fakultät. 
Die Dekanin/Der Dekan ist im Rahmen der Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen mit dem Präsidium für die 
Erfüllung der von der Fakultät zu erbringenden Leis-

tungen verantwortlich. Bei Entscheidungen des De-
kanats kann die Dekanin/der Dekan nicht überstimmt 
werden.

(6) Die Studiendekanin/Der Studiendekan nimmt im 
Rahmen der Gesamtverantwortung des Dekanats die 
mit Lehre und Studium zusammenhängenden Aufga-
ben wahr. Sie/Er kann in diesem Rahmen auch von 
dem Aufsichts- und Weisungsrecht nach Absatz 1 Ge-
brauch machen. Sie/Er koordiniert das Lehrangebot 
und wirkt insbesondere darauf hin, dass die Prüf- und 
Lehrverpflichtung erfüllt wird, das Lehrangebot den 
Prüfungs- und Studienordnungen entspricht und das 
Studium innerhalb der Regelstudienzeit ordnungsge-
mäß durchgeführt werden kann. Die Studiendekanin/
Der Studiendekan stellt eine angemessene Betreuung 
der Studierenden in Zusammenarbeit mit den für die 
Studienberatung zuständigen Stellen sicher und sorgt 
für Abhilfe bei Beschwerden im Studien- und Prü-
fungsbetrieb. Die Studiendekanin/Der Studiendekan 
kann Vorschläge für interdisziplinäre Lehrangebote 
und Studiengänge entwickeln und dem Fakultätsrat zur 
Beschlussfassung unbeschadet der Zuständigkeit der 
zentralen Kollegialorgane vorlegen.

§ 28 
Fakultätsrat

(1) Der Fakultätsrat nimmt Aufsichtsfunktionen wahr 
und ist innerhalb der Fakultät zentrales Organ der Ord-
nungsgebung. Er wirkt mit in Angelegenheiten der 
Forschung und Lehre, die die Fakultät betreffen und 
hat gegenüber dem Dekanat ein umfassendes Informa-
tionsrecht. Er ist insbesondere zuständig für

1. den Erlass der Ordnungen der Fakultät,

2. die Zustimmung zum Struktur- und Entwicklungs-
plan der Fakultät (§ 27 Absatz 1 Satz 7 Num-
mer 5),

3. die Stellungnahme zur Errichtung, Änderung und 
Aufhebung von wissenschaftlichen Einrichtungen, 
Betriebseinheiten und anderen Organisationsein-
heiten der Fakultät (§ 27 Absatz 1 Satz 7 Num-
mer 6),

4. die Beschlussfassung über Fragen der Forschung 
und Lehre, die im Zuständigkeitsbereich der Fa-
kultät liegen, vorbehaltlich der Befugnisse des De-
kanats nach § 27 Absatz 1,

5. die Organisation interdisziplinärer Lehrangebote 
und Vorschläge für die Einrichtung, Änderung und 
Aufhebung von Studiengängen,

6. die Stellungnahme zum Entwurf der Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen mit dem Präsidium 
(§ 27 Absatz 1 Satz 7 Nummer 1),

7. die Wahl und Abwahl der Mitglieder des Dekanats 
(§ 27 Absatz 4) und

8. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichts 
des Dekanats und dessen Entlastung (§ 27 Ab-
satz 1 Satz 7 Nummer 10).

(2) Mitglieder des Fakultätsrats sind
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1. die Dekanin/der Dekan als Vorsitzende/Vorsitzen-
der und die anderen Mitglieder des Dekanats je-
weils mit beratender Stimme sowie

2. gewählte Vertreterinnen und Vertreter der in § 16 Ab-
satz 1 genannten Gruppen nach Maßgabe der in der 
Grundordnung niedergelegten Vorschriften.

(3) Entscheidungen über Berufungsvorschläge, Habili-
tationen und Habilitations- und Promotionsordnungen 
bedürfen außer der Mehrheit der Mitglieder des Fakul-
tätsrats der Mehrheit der dem Fakultätsrat angehören-
den Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Bei 
Beratungen in Angelegenheiten nach Satz 1 sind alle 
Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, die der Fakultät angehören, teilnah-
meberechtigt.

(4) Der Fakultätsrat kann beratende und, soweit dies 
zur Erledigung fachspezifischer Aufgaben erforderlich 
ist, beschließende Ausschüsse einsetzen. In einer Ord-
nung wird das Nähere über die Bildung und die Aufga-
ben der Ausschüsse geregelt. Bei Entscheidungen über 
Angelegenheiten, die mehrere Fakultäten berühren, 
können gemeinsame beschließende Ausschüsse gebil-
det werden.

§ 29 
Kompetenzzentren und andere  

Organisationseinheiten

(1) Kompetenzzentren sind zeitlich befristete Einrich-
tungen zur Wahrnehmung fakultätsübergreifender Auf-
gaben.

(2) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und 
akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Hochschule können in den Kompetenzzentren im 
Rahmen ihrer Dienstaufgaben befristet tätig werden. 
Externe Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
können in den Kompetenzzentren gleichberechtigt be-
teiligt werden.

(3) Über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung 
von Kompetenzzentren entscheidet das Präsidium 
unbeschadet der Zuständigkeiten des Senats und des 
Hochschulrats.

(4) Die Kompetenzzentren können mit eigenen Perso-
nal- und Sachmitteln ausgestattet werden. Das Präsidi-
um weist ihnen entsprechende Mittel zu.

(5) Neben den Kompetenzzentren kann die Hochschu-
le auch andere Organisationseinheiten einführen. Das 
Nähere regelt die Grundordnung.

§ 30 
Wissenschaftliche Einrichtungen  

und Betriebseinheiten

(1) Wissenschaftliche Einrichtungen dienen der Wahr-
nehmung von Aufgaben der Hochschule im Bereich 
von Forschung, Lehre, Weiterbildung und der prak-
tischen Dienste. Betriebseinheiten unterstützen die 
Aufgabenerfüllung der Hochschule im Bereich von 
Dienstleistungen.

(2) Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebsein-
heiten können unter der Verantwortung einer Fakultät 
oder mehrerer Fakultäten oder, soweit dies erforderlich 
erscheint, außerhalb der Fakultäten unter der Verant-
wortung des Präsidiums (zentrale Einrichtungen) ge-
bildet werden.
(3) Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebsein-
heiten entscheiden über den Einsatz ihrer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, soweit sie nicht einer Hoch-
schullehrerin/einem Hochschullehrer zugeordnet sind, 
und die Verwendung der ihnen zugewiesenen Mittel.
(4) Die Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen und 
Betriebseinheiten wird bei Fakultätseinrichtungen vom 
Dekanat auf Vorschlag des Fakultätsrats, bei zentralen 
Einrichtungen vom Präsidium auf Vorschlag des Se-
nats bestellt. Wissenschaftliche Einrichtungen sollen 
befristet von einer Hochschullehrerin/einem Hoch-
schullehrer oder mehreren Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern geleitet werden. Ein Mitglied einer 
kollegialen Leitung ist mit der Führung der laufenden 
Geschäfte zu betrauen (Geschäftsführende Leiterin/
Geschäftsführender Leiter).
(5) Auf Antrag des Senats kann das Präsidium einer 
mit der Hochschule zur wirksameren Erfüllung ihrer 
Aufgaben in Forschung und Lehre kooperierenden 
Einrichtung die Bezeichnung einer wissenschaftlichen 
Einrichtung an der Hochschule (angegliederte Einrich-
tung) verleihen. Durch die Verleihung wird der recht-
liche Status der Einrichtung und der an der Einrich-
tung tätigen Bediensteten nicht berührt. Mitgliedern 
der Hochschule können im Rahmen ihrer dienstlichen 
Aufgaben vorübergehend auch Tätigkeiten in ange-
gliederten Einrichtungen übertragen werden, sofern 
dies mit der Erfüllung ihrer übrigen Dienstaufgaben 
vereinbar ist.

§ 31 
Kooperationsplattformen

(1) Die Hochschulen errichten zur kooperativen Er-
füllung von Aufgaben in Forschung, Lehre, Studium, 
Wissens- und Technologietransfer, Weiterbildung, 
Internationalisierung und der praktischen Diens-
te hochschulübergreifende Organisationseinheiten 
(Kooperationsplattformen), insbesondere gemeinsa-
me Studiengänge, wissenschaftliche Einrichtungen 
und Betriebseinheiten. Regelungen zu Organisation, 
Aufgaben und Finanzierung der Kooperationsplatt-
form werden durch Vereinbarung der Präsidien nach 
Anhörung der Senate getroffen. Die Präsidentinnen 
und Präsidenten können der Leiterin/dem Leiter der 
Kooperationsplattform ihre Dienstvorgesetzten- und 
Arbeitgeberbefugnisse übertragen, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben zweck-
mäßig ist. Die Errichtung gemeinsamer Organe, die 
an die Stelle der entsprechenden Organe der beteilig-
ten Hochschulen treten, oder die Ermöglichung einer 
Zweitmitgliedschaft in einer der beteiligten anderen 
Hochschulen bedürfen der Regelung in den jeweiligen 
Grundordnungen der Hochschulen.
(2) Für das Zusammenwirken der Hochschulen mit 
Hochschulen anderer Länder und mit anderen staatli-
chen oder staatlich geförderten Forschungs- und Bil-
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dungseinrichtungen gilt Absatz 1 entsprechend. Die 
Regelungen über den Abschluss länderübergreifender 
oder internationaler Vereinbarungen und Abkommen 
bleiben unberührt.

(3) Die Hochschulen können im Bereich der Weiterbil-
dung und des Wissens- und Technologietransfers mit 
privaten Dritten zusammenarbeiten und sich mit Zu-
stimmung der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde privatrechtlicher Formen bedienen.

(4) Die Zuständigkeit der Personalräte, Schwerbehin-
dertenbeauftragten und Gleichstellungsbeauftragten 
sowie der entsprechenden Einrichtungen des Arbeits-
schutzes und der betriebsärztlichen Betreuung der je-
weiligen Hochschule sowie datenschutzrechtliche Be-
lange bleiben unberührt.

§ 32 
Hochschulzentrum für Informationstechnik

(1) Die Hochschulen stellen über das Hochschulzen-
trum für Informationstechnik (HIZ) als gemeinsame 
Betriebseinheit die im Bereich der Informationstech-
nik zu erbringenden Leistungen für Forschung, Studi-
um, Lehre, Weiterbildung und Verwaltung gemeinsam 
zur Verfügung.

(2) Die Leiterin/Der Leiter des HIZ wird auf Vorschlag 
der jeweiligen Senate von den Präsidentinnen/Präsi-
denten der Hochschulen gemeinsam bestellt und abbe-
rufen. Die Hochschulen sorgen für eine angemessene 
personelle und sächliche Ausstattung des HIZ. Die 
Leiterin/Der Leiter ist Vorgesetzte/Vorgesetzter des 
Personals des HIZ und legt dessen Einsatzort fest.

(3) Das Nähere, insbesondere über die einzelnen Auf-
gabengebiete, die Aufstellung eines Wirtschaftsplans 
und die Bildung eines Beirats, regeln die Hochschulen 
in einer Vereinbarung. § 31 Absatz 1 Satz 2 und 3 und 
Absatz 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 2

Bestimmungen für die Universität

§ 33 
Medizinische Fakultät

(1) Die Medizinische Fakultät erfüllt ihre Aufgaben 
in Forschung und Lehre in Zusammenarbeit mit dem 
Universitätsklinikum.

(2) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde wird ermächtigt, nach Anhörung der Uni-
versität und des Universitätsklinikums für die Medi-
zinische Fakultät durch Rechtsverordnung von den 
§§ 26 bis 28 abweichende Regelungen zu treffen, um 
der Größe und den strukturellen Besonderheiten der 
Medizinischen Fakultät, die sich aus dem Zusammen-
wirken mit dem Universitätsklinikum ergeben, Rech-
nung zu tragen.

(3) Die Ärztliche Direktorin/Der Ärztliche Direktor 
des Universitätsklinikums hat Sitz und Stimme im De-
kanat sowie im Bereichsrat für Klinische Medizin

§ 34 
Akademische Lehrkrankenhäuser

(1) Auf Beschluss des Dekanats können nach Maßga-
be der Approbationsordnung für Ärzte mit geeigneten 
Krankenhäusern Verträge über die Ausbildung von 
Studierenden durch die Universität geschlossen wer-
den. Das Universitätsklinikum ist dazu zu hören.

(2) Die an der Ausbildung beteiligten Chefärztinnen 
und Chefärzte der Akademischen Lehrkrankenhäuser 
können aus ihrer Mitte eine Vertreterin/einen Vertreter 
mit beratender Stimme in Angelegenheiten des Studi-
ums zu den Sitzungen der zuständigen Gremien der 
Medizinischen Fakultät entsenden; das Nähere regelt 
das Dekanat.

§ 35 
Ärztliches Personal

(1) Die im Universitätsklinikum beschäftigten Per-
sonen mit ärztlichen Aufgaben sind im Rahmen ihrer 
Dienstaufgaben berechtigt und verpflichtet, auch an 
Lehre und Forschung teilzunehmen. In begründeten 
Fällen kann ihnen das Dekanat auch die selbstständige 
Wahrnehmung von Aufgaben in Forschung und Lehre 
auf Antrag der fachlich zuständigen Klinik- oder Insti-
tutsdirektorin oder Leiterin eines sonstigen klinischen 
Bereichs/Klinik- oder Institutsdirektors oder Leiters 
eines sonstigen klinischen Bereichs im Einvernehmen 
mit dem Klinikumsvorstand übertragen.

(2) Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Universität, die approbierte Ärztinnen und 
Ärzte sind, sind berechtigt und verpflichtet, im Univer-
sitätsklinikum auch Aufgaben der Krankenversorgung 
und sonstige Aufgaben auf dem Gebiet des öffentlichen 
Gesundheitswesens und der Schulen für nichtärztliche 
medizinische Berufe wahrzunehmen.

(3) Das Nähere über die gegenseitige Aufgabenwahr-
nehmung und die Kostenerstattung wird in der Ver-
einbarung nach § 15 des Gesetzes über das Universi-
tätsklinikum des Saarlandes vom 26. November 2003 
(Amtsbl. S. 2940), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. S. 790), geregelt.

§ 36 
Zentrum für Lehrerbildung

(1) Das Zentrum für Lehrerbildung ist eine Einrichtung 
der Universität, in der Vertreterinnen und Vertreter der 
Universität, der Schulpraxis und des Ministeriums für 
Bildung und Kultur bei der Lehrerbildung zusammen-
wirken.

(2) Das Zentrum für Lehrerbildung ist verantwortlich

1. im Zusammenwirken mit den Fakultäten für die 
Planung und Organisation

 a) der fachwissenschaftlichen, fachdidaktischen, 
bildungswissenschaftlichen sowie schulprak-
tischen Lehrangebote in den Lehramtsstudien-
gängen,
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 b) der Studienberatung in den Lehramtsstudien-
gängen einschließlich fächerübergreifender 
Orientierungsveranstaltungen sowie

2. im Zusammenwirken mit den Fakultäten, der 
Schulaufsichtsbehörde, den Studien- und Landes-
seminaren für die Organisation und Betreuung der 
Schulpraktika.

Die Studienordnungen im Bereich der Lehramtsausbil-
dung werden im Benehmen mit dem Zentrum für Leh-
rerbildung erlassen. Das Zentrum für Lehrerbildung 
wirkt an der Bewertung von Studium und Lehre nach 
§ 8 Absatz 3 in den Lehramtsstudiengängen mit. Es 
arbeitet mit den Einrichtungen der Lehrerfortbildung 
zusammen.

(3) Das Zentrum wird mit einer Geschäftsstelle zur 
Durchführung seiner Aufgaben ausgestattet. Die Vor-
schläge der Fakultäten zur Bewirtschaftung der für die 
Fachdidaktik speziell gewidmeten Ressourcen sowie 
zur Vergabe von Lehraufträgen für die Lehramtsaus-
bildung bedürfen der Zustimmung des Zentrums für 
Lehrerbildung.

(4) Das Zentrum ist berechtigt, ein Mitglied in Beru-
fungskommissionen zu entsenden, die der Besetzung 
von Professuren im Bereich der Bildungswissenschaft 
und von Professuren, die auch der Fachdidaktik gewid-
met sind, dienen.

(5) Dem Zentrum gehören an

1. die Präsidentin/der Präsident oder in ihrer/seiner 
Vertretung eine Vizepräsidentin/ein Vizepräsident 
als Vorsitzende/Vorsitzender,

2. eine Hochschullehrerin/ein Hochschullehrer aus 
dem Bereich der Bildungswissenschaft,

3. eine Hochschullehrerin/ein Hochschullehrer aus 
dem Bereich der geistes- und kulturwissenschaft-
lichen Lehramtsfächer,

4. eine Hochschullehrerin/ein Hochschullehrer aus 
dem Bereich der naturwissenschaftlich-techni-
schen Lehramtsfächer,

5. zwei Vertreterinnen und Vertreter aus dem Kreis 
der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die an der Lehramtsausbildung beteiligt sind,

6. drei Vertreterinnen und Vertreter der Schulpraxis,

7. zwei Vertreterinnen und Vertreter der Studieren-
den, die von den Lehramtsstudierenden auf zwei 
Jahre gewählt werden,

8. eine Vertreterin/ein Vertreter des Ministeriums für 
Bildung und Kultur und eine Vertreterin/ein Ver-
treter der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde,

9. die Leiterin/der Leiter des Staatlichen Prüfungs-
amtes für das Lehramt an Schulen,

10. eine Vertreterin/ein Vertreter der künstlerischen 
Hochschulen, die/der von den Rektorinnen und 
Rektoren der künstlerischen Hochschulen im ge-
genseitigen Einvernehmen entsandt und abberufen 
wird, und

11. eine Vertreterin/ein Vertreter der Lehrerfortbildung.
Die in Satz 1 Nummer 2 bis 5 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter werden von der Präsidentin/dem Prä-
sidenten, die in Satz 1 Nummer 6 und 11 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter vom Ministerium für Bil-
dung und Kultur entsandt und abberufen.
(6) Das Nähere wird in einer Ordnung geregelt, die 
der Zustimmung der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde und des Ministeriums für Bil-
dung und Kultur bedarf.

§ 37 
Saarländische Universitäts- und Landesbibliothek

(1) Die Universität betreibt zu ihrer Versorgung mit Li-
teratur und anderen Medien sowie zur Koordinierung, 
Planung, Verwaltung und zum Betrieb von Diensten 
und Systemen im Rahmen der Kommunikations- und 
Informationstechnik das Bibliothekssystem der Saar-
ländischen Universitäts- und Landesbibliothek.
(2) Das Bibliothekssystem dient mit seiner Zentral-
bibliothek und großen Bereichsbibliotheken der Be-
reitstellung von Literatur, Literaturinformationen und 
anderen Medien in konventioneller und elektronischer 
Form für Studium, Lehre, Forschung und Weiterbil-
dung. Es wird nach den Grundsätzen der funktionalen 
Einschichtigkeit gestaltet, um
1. die einheitliche Bewirtschaftung der Informations-

medien,
2. die bestmögliche Verfügbarkeit des Informations-

angebotes für alle Mitglieder und Angehörigen der 
Universität und

3. die Beteiligung an hochschulübergreifenden Sys-
temen zur Vermittlung und Verarbeitung von Infor-
mationen

zu gewährleisten. Das Nähere regelt die Universität in 
einer Bibliotheksordnung, die der Senat mit Zustim-
mung des Präsidiums, der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde und des Ministeriums 
für Bildung und Kultur erlässt.
(3) Die Direktorin/Der Direktor der Saarländischen 
Universitäts- und Landesbibliothek wird von der Lei-
terin/dem Leiter der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde auf Vorschlag des Präsidi-
ums, zu dem der Senat Stellung nimmt, ernannt oder 
bestellt. Sie/Er übt die fachliche Leitung für alle Bi-
bliotheken im Bibliothekssystem aus und ist insoweit 
weisungsbefugt.
(4) Die Saarländische Universitäts- und Landesbib-
liothek arbeitet mit anderen Bibliotheken und biblio-
thekarischen Einrichtungen außerhalb der Universität 
zusammen und nimmt regionale Aufgaben sowie Auf-
gaben des überregionalen Leihverkehrs wahr. Das Nä-
here über die regionalen Aufgaben sowie die Aufgaben 
des überregionalen Leihverkehrs und die Zusammen-
arbeit nach Satz 1, soweit sie der Erfüllung der Auf-
gaben dient, regelt die für die Wissenschaft zuständige 
oberste Landesbehörde im Benehmen mit dem Minis-
terium für Bildung und Kultur nach Anhörung der Uni-
versität durch Rechtsverordnung.
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(5) Berät ein Gremium der Universität über grundsätz-
liche Bibliotheksangelegenheiten, ist die Direktorin/
der Direktor der Saarländischen Universitäts- und Lan-
desbibliothek mit beratender Stimme hinzuzuziehen; 
sie/er kann sich dabei vertreten lassen.

Abschnitt 3

Bestimmungen für die Fachhochschule

§ 38 
Deutsch-Französisches Hochschulinstitut

(1) Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut (DFHI) 
ist eine Einrichtung der Fachhochschule.

(2) Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut ver-
folgt insbesondere folgende Ziele:

1. die Koordination der vollintegrierten Deutsch-
Französischen Studiengänge,

2. die Gewährleistung der Vollintegration der fach-
wissenschaftlichen Ausbildung durch gemeinsame 
Lehrveranstaltungen für deutsche und französische 
Studierende,

3. die begleitende Sprachausbildung in Deutsch, 
Französisch, Englisch und weiteren Weltsprachen,

4. die interkulturelle Ausbildung,

5. das Angebot mehrsprachiger Vorlesungen unab-
hängig vom Studienort,

6. die Querschnittsorientierung durch fachübergrei-
fende Studienangebote sowie

7. die Entwicklung grenzüberschreitender deutsch-
französischer Forschungs- und Transferaktivitäten 
in enger Abstimmung mit den Fakultäten und dem 
Präsidium.

(3) Zu diesem Zweck ist das Deutsch-Französische 
Hochschulinstitut insbesondere verantwortlich für die 
Planung und Organisation im Zusammenwirken der 
Fakultäten, die Beratung und Unterstützung der Stu-
dierenden bei der Studienverlaufsplanung, der Planung 
und Durchführung der Praktika, der durch den Studi-
enverlauf notwendig werdenden Wohnungswechsel 
sowie bei der Beantragung von Stipendien- und För-
dermitteln. Das Deutsch-Französische Hochschulins-
titut wirkt an der Bewertung von Studium und Lehre 
gemäß § 8 mit.

(4) Bei Berufungen, die die Lehrgebiete der vollin-
tegrierten Studiengänge wesentlich betreffen, ist das 
Deutsch-Französische Hochschulinstitut berechtigt, 
eine Vertreterin/einen Vertreter in die Berufungskom-
mission zu entsenden.

(5) Die spezifischen Studien- und Prüfungsordnungen 
der vollintegrierten Studiengänge werden als Anla-
gen zur Allgemeinen Studien- und Prüfungsordnung 
von den Fakultäten im Benehmen mit dem Deutsch-
Französischen Hochschulinstitut erlassen. Dabei ist die 
Mindestanzahl der Auslandssemester und der Praxisse-
mester außerhalb des eigenen Sprachraumes zu regeln. 
Studienleistungen, die im Rahmen des vollintegrierten 

Studienganges an einer Partnerhochschule erbracht 
werden, werden anerkannt. Die Anerkennung von Stu-
dienleistungen im Übrigen richtet sich nach § 65.

(6) Die Direktorin/Der Direktor wird von der Präsiden-
tin/dem Präsidenten eingesetzt und leitet das Deutsch-
Französische Hochschulinstitut. Sie/Er ist zuständig 
für alle Angelegenheiten des Deutsch-Französischen 
Hochschulinstituts, soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt. Die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
werden von der Geschäftsstelle wahrgenommen. Die 
dem Deutsch-Französischen Hochschulinstitut zuge-
wiesenen Mittel werden durch das Präsidium im Be-
nehmen mit dem Deutsch-Französischen Hochschulin-
stitut verteilt, soweit nicht nach § 27 Absatz 1 Satz 7 
Nummer 2 die Verteilung der Mittel dem Dekanat zu-
gewiesen ist; in diesem Fall sollen die Vorschläge der 
Dekanate zur Verteilung der Mittel und Stellen, die die 
integrierten Studiengänge wesentlich betreffen, im Be-
nehmen mit dem Deutsch-Französischen Hochschulin-
stitut erfolgen. Die Präsidentin/Der Präsident benennt 
für die Studienrichtungen jeweils eine Studienleiterin/
einen Studienleiter. Das Deutsch-Französische Hoch-
schulinstitut bildet für jede Studienrichtung einen 
Fachbeirat aus der Studienleiterin/dem Studienleiter, 
drei Professorinnen und Professoren für jeden Stu-
diengang sowie je einer/einem Studierenden aus den 
beteiligten Partnerländern. Das Deutsch-Französische 
Hochschulinstitut entsendet auf der Grundlage der Ko-
operationsabkommen zwischen den Partnerhochschu-
len Vertreterinnen und Vertreter in die internationalen 
Gremien.

(7) Das Nähere regelt eine Ordnung der Fachhoch-
schule, die der Zustimmung der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde bedarf.

Kapitel 4
Wissenschaftliches Personal

Abschnitt 1
Hauptberufliches wissenschaftliches Personal

§ 39 
Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen  

und Hochschullehrer
(1) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer neh-
men die der Hochschule jeweils obliegenden Aufgaben 
in Wissenschaft, Forschung und Lehre sowie Wissens- 
und Technologietransfer, Weiterbildung und Dienst-
leistung in ihren Fachgebieten selbstständig wahr und 
wirken an der Erfüllung der übrigen Hochschulaufga-
ben mit. Zu ihren hauptberuflichen Dienstaufgaben ge-
hören auch die Abnahme von Hochschul- und Staats-
prüfungen, die Studienberatung und die Teilnahme 
an Eignungsfeststellungs- und Auswahlverfahren der 
Hochschule für die Zulassung von Studierenden sowie 
auf Anforderung der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde die Erstattung wissenschaft-
licher Gutachten und Sachverständigenexpertisen. 
Art und Umfang ihrer Dienstaufgaben, die unter dem 
Vorbehalt einer in angemessenen Abständen vorzu-
nehmenden Überprüfung durch das Präsidium stehen, 
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richten sich unter Beachtung der Sätze 1 und 2 nach 
der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der 
Funktionsbeschreibung der Stelle. Die Tätigkeit in an-
deren Hochschulen oder in Einrichtungen, mit denen 
die Hochschule zur Erfüllung ihrer Aufgaben koope-
riert, bedarf der Zustimmung des Präsidiums.

(2) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben 
zusätzlich die Aufgabe, sich für ein Professorenamt zu 
qualifizieren. Ihre Dienstaufgaben sind so festzulegen, 
dass ihnen hinreichend Zeit zur Erbringung zusätz-
licher wissenschaftlicher Leistungen nach § 41 Ab-
satz 2 Satz 1 bleibt.

(3) Die Präsidentin/Der Präsident kann Professorinnen 
und Professoren, in besonderen Fällen auch Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren nach positiver 
Zwischenevaluation, auf deren Antrag nach Anhörung 
des Fakultätsrats und der zuständigen Studiendeka-
nin/des zuständigen Studiendekans für die Dauer von 
in der Regel einem Semester ganz oder teilweise für 
Forschungsvorhaben, für Aufgaben im Wissens- und 
Technologietransfer, für Entwicklungsaufgaben in Di-
daktik und Lehre, für Aufgaben in der überregionalen 
Wissenschaftsförderung und Wissenschaftsverwaltung 
sowie für eine Tätigkeit im Wissenschaftsrat von an-
deren Dienstaufgaben freistellen. Entsprechendes gilt 
für die Wahrnehmung von praxisbezogenen Tätigkei-
ten, die Dienstaufgaben sind und die für die Aufgaben 
in der Lehre förderlich sind. Die Freistellung setzt 
die ordnungsgemäße Vertretung des Faches voraus. 
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten, die von 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern während 
der Freistellung ausgeübt werden, sind von der Präsi-
dentin/vom Präsidenten zu genehmigen.

(4) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde regelt im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Inneres und Sport und dem Ministerium für 
Finanzen und Europa in einer Rechtsverordnung die 
dienstrechtlichen Lehrverpflichtungen für die Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer. Dabei sind die 
Beanspruchungen durch sonstige dienstliche Aufgaben 
sowie der unterschiedliche Zeitaufwand für die Vorbe-
reitung und die Durchführung der verschiedenen Ar-
ten von Lehrveranstaltungen zu berücksichtigen. Die 
Hochschule ist anzuhören.

(5) Die Lehrverpflichtungen können auch an anderen 
Hochschulen zu erfüllen sein, wenn dies in Verträgen 
mit den jeweiligen Hochschulen vereinbart ist.

§ 40 
Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen  

und Professoren

(1) Professorinnen und Professoren werden in einem 
Beamten- oder Beschäftigungsverhältnis beschäftigt. 
Das Beamtenverhältnis kann auf Zeit oder auf Lebens-
zeit, das Beschäftigungsverhältnis befristet oder unbe-
fristet begründet werden. Teilzeitprofessuren mit min-
destens der Hälfte der regelmäßigen Aufgaben nach 
§ 39 sind zulässig.

(2) Eine Beschäftigung in einem Beamtenverhältnis 
auf Zeit oder in einem befristeten Beschäftigungsver-
hältnis (Zeitprofessur) kann erfolgen

1. bei erstmaliger Berufung,

2. für vorübergehend wahrzunehmende Aufgaben der 
Wissenschaft, Forschung und Lehre sowie Dienst-
leistungen,

3. zur Gewinnung herausragend qualifizierter Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler,

4. bei vollständiger oder überwiegender Deckung der 
Kosten aus Mitteln Dritter oder

5. zur Wahrnehmung einer leitenden Funktion in ei-
ner Forschungseinrichtung außerhalb der Hoch-
schule, die im Rahmen eines gemeinsamen Beru-
fungsverfahrens besetzt wird.

(3) Die Beschäftigung auf einer Zeitprofessur erfolgt 
für die Dauer von höchstens fünf Jahren. Die Um-
wandlung einer Zeitprofessur in ein Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit oder ein unbefristetes Beschäftigungs-
verhältnis hat zur Voraussetzung, dass vor Ablauf des 
Beamtenverhältnisses auf Zeit die Leistungen begut-
achtet worden sind. Für das Verfahren gilt § 43 Ab-
satz 4 Satz 4 und 5 entsprechend. Eine einmalige be-
fristete Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses 
um bis zu fünf Jahre oder eine erneute Berufung in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit für höchstens weite-
re fünf Jahre ist dann zulässig, wenn die für die erst-
malige Befristung maßgeblichen Gründe gemäß Ab-
satz 2 Nummer 4 und 5 fortbestehen. Im Übrigen gilt 
§ 49 Absatz 5 und 6 entsprechend. Professorinnen und 
Professoren im Beamtenverhältnis auf Zeit sind unbe-
schadet der Sätze 2 und 5 mit Ablauf ihrer Amtszeit 
entlassen.

(4) Landesbeamtinnen und Landesbeamten, die in eine 
Zeitprofessur berufen werden sollen, kann für diesen 
Zeitraum Sonderurlaub unter Fortfall der Bezüge ge-
währt werden. Sie sind mit Ablauf der Amtszeit oder 
Erreichen der Altersgrenze aus dem Beamtenverhält-
nis auf Zeit entlassen, sofern sie nicht im Anschluss an 
ihre Amtszeit erneut in dasselbe Amt für eine weitere 
Amtszeit berufen werden.

(5) Beamtete Professorinnen und Professoren können 
nur mit ihrer Zustimmung abgeordnet oder versetzt 
werden. Abordnung und Versetzung in ein gleichwer-
tiges Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne 
Zustimmung der Professorin/des Professors zulässig, 
wenn die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, 
an der sie/er tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen 
Hochschule zusammengeschlossen wird, oder wenn 
die Studien- oder Fachrichtung, in der sie/er tätig ist, 
ganz oder teilweise aufgegeben oder an eine andere 
Hochschule verlegt wird; in diesen Fällen beschränkt 
sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschu-
le oder Hochschuleinrichtung bei der Einstellung auf 
eine Anhörung.

(6) Entpflichtete oder wegen Erreichung der Alters-
grenze in den Ruhestand getretene Professorinnen und 
Professoren können mit Zustimmung des Dekanats 
und des Präsidiums weiterhin Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen abhalten sowie bei der Studienberatung und 
Auswahl der Studierenden beteiligt werden und im 
Rahmen der verfügbaren Ressourcen Forschungstätig-
keiten wahrnehmen; die Rechte der entpflichteten Pro-
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fessorinnen und Professoren bleiben unberührt. Das 
Präsidium entscheidet nach Stellungnahme durch die 
Dekanin/den Dekan über die zeitlich befristete Bereit-
stellung von Räumen und Sachmitteln.

(7) Die Amtsbezeichnung „Universitätsprofessorin“/
„Universitätsprofessor“ wird mit der Übertragung der 
Dienstaufgaben einer Professorin/eines Professors an 
der Universität verliehen. Im Übrigen wird die Amts-
bezeichnung „Professorin“/„Professor“ verliehen; 
§ 42 Absatz 9 Satz 1 bleibt unberührt. Wer als Profes-
sorin/Professor unbefristet beschäftigt war, darf die 
Amtsbezeichnung als akademischen Titel auch nach 
dem Ausscheiden aus der Hochschule weiterführen. 
Für den Verlust gelten die beamtenrechtlichen Bestim-
mungen über die Amtsbezeichnung entsprechend.

(8) Bietet die Hochschule mit einer anderen Hochschu-
le einen gemeinsamen Studiengang gemäß § 58 Ab-
satz 8 an, kann das Präsidium auf Antrag der Fakul-
tät, der der Zustimmung des Senats bedarf, der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
die Bestellung einer Professorin/eines Professors der 
kooperierenden Hochschule (assoziierte Professorin/
assoziierter Professor) vorschlagen. Die Vorausset-
zungen des § 41 gelten entsprechend. Die Rechte und 
Pflichten der assoziierten Professorin/des assoziierten 
Professors werden in einer Vereinbarung mit dem Prä-
sidium festgelegt.

(9) Die personellen und sächlichen Mittel, die über 
die Grundausstattung für Forschung und Lehre hinaus 
zugesagt werden, sind auf jeweils maximal fünf Jahre 
zu befristen. Sie stehen unter dem Vorbehalt der Be-
willigung der erforderlichen Haushaltsmittel durch 
den Landtag sowie staatlicher und hochschulinterner 
Maßgaben zur Verteilung von Stellen und Mitteln. 
Nach Ablauf der jeweiligen Befristung sind sie auf der 
Grundlage der Ergebnisse einer Leistungsevaluation, 
der Bestimmungen von geänderten Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen sowie geltender Struktur- und 
Entwicklungsplanungen zu überprüfen und gegebe-
nenfalls anzupassen. Die Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend für noch bestehende unbefristete Zusagen.

(10) Die Zusage zusätzlicher sächlicher Mittel nach 
Absatz 9 kann mit der Verpflichtung verbunden wer-
den, dass die Professorin/der Professor für eine ange-
messene, im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der 
Hochschule bleiben wird. Für den Fall eines von der 
Professorin/dem Professor zu vertretenden vorzeitigen 
Ausscheidens aus der Hochschule kann eine vollstän-
dige oder teilweise Erstattung der Mittel nach Satz 1 
vereinbart werden. Die Erstattung setzt voraus, dass 
nach dem Ausscheiden der Professorin/des Profes-
sors eine anderweitige Nutzung oder Verwertung die-
ser Mittel nicht oder nur mit wirtschaftlichem Verlust 
möglich ist.

§ 41 
Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen 

und Professoren

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen 
und Professoren sind neben den allgemeinen dienst-
rechtlichen Voraussetzungen

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium,
2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Er-

fahrung in der Lehre oder Ausbildung und durch 
die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungen in der 
Hochschuldidaktik nachzuweisen ist,

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar-
beit, die in der Regel durch die Qualität einer Pro-
motion nachgewiesen wird, und

4. darüber hinaus je nach Aufgabenstellung der 
Hochschule und den Anforderungen der Stelle

 a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen oder
 b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder 

Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden, die während einer mindestens 
fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit, von 
denen mindestens drei Jahre außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müs-
sen, auf einem Gebiet erbracht wurden, das 
dem zu vertretenden Fach entspricht.

(2) Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen 
nach Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a werden in der 
Regel durch eine Habilitation oder im Rahmen einer 
Juniorprofessur erbracht. Sie können auch im Rahmen 
einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin/wis-
senschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder 
einer hochschul externen Forschungseinrichtung oder 
im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in der 
Wirtschaft oder im Rahmen einer anderen gleichwer-
tigen Tätigkeit im In- oder Ausland erbracht werden.
(3) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die 
Wahrnehmung bildungswissenschaftlicher oder fach-
didaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer zusätzlich eine mindes-
tens dreijährige Unterrichtspraxis nachweist oder sich 
in der Forschung mit schulpraktischen Fragen beschäf-
tigt hat.
(4) Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anfor-
derungen der Stelle entspricht, kann abweichend von 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und den Absätzen 2 und 3 
als Professorin/Professor auch eingestellt werden, wer 
hervorragende fachbezogene Leistungen in der Praxis 
und pädagogische Eignung nachweist.
(5) Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder 
zahnärztlichen Aufgaben müssen zusätzlich die Aner-
kennung als Fachärztin/Facharzt nachweisen, soweit 
für das betreffende Fachgebiet nach Landesrecht eine 
entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Soll ih-
nen die Leitung einer Klinik, eines klinischen Instituts 
oder eines sonstigen klinischen Bereichs übertragen 
werden, ist eine hinreichende Kenntnis der administ-
rativen Zusammenhänge des Krankenhauswesens und 
dessen Finanzierung Voraussetzung.

§ 42 
Juniorprofessur

(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben 
neben ihren sonstigen Dienstaufgaben die Aufgabe, 
sich durch die selbstständige Wahrnehmung der der 
Universität obliegenden Aufgaben in Wissenschaft, 
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Forschung, Lehre und Weiterbildung für die Berufung 
auf eine Professur an einer Universität oder gleichge-
stellten Hochschule zu qualifizieren.

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofesso-
rinnen und Juniorprofessoren sind neben den allgemei-
nen dienstrechtlichen Voraussetzungen

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium,

2. pädagogische Eignung und

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar-
beit, die in der Regel durch die herausragende 
Qualität einer Promotion nachgewiesen wird.

(3) § 41 Absatz 3 und 5 findet entsprechende Anwen-
dung.

(4) Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäf-
tigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin/wissen-
schaftlicher Mitarbeiter erfolgt ist, sollen Promotions- 
und Beschäftigungsphase zusammen nicht mehr als 
sechs Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als 
neun Jahre betragen haben. Verlängerungen nach § 2 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 bis 6 des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes vom 12. April 2007 
(BGBl. I S. 506), geändert durch das Gesetz vom 
11. März 2016 (BGBl. I S. 442), bleiben hierbei außer 
Betracht; § 2 Absatz 3 Satz 1 des Wissenschaftszeit-
vertragsgesetzes gilt entsprechend.

(5) Die in Absatz 4 genannte Frist von sechs Jahren gilt 
insbesondere dann nicht, wenn in dem betreffenden 
Fachgebiet längere Beschäftigungszeiten als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin/wissenschaftlicher Mitarbei-
ter erforderlich sind, um die Einstellungsvorausset-
zung nach Absatz 2 Nummer 3 nachweisen zu können.

(6) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren wer-
den für die Dauer von bis zu vier Jahren von der Prä-
sidentin/dem Präsidenten zu Beamtinnen und Beamten 
auf Zeit ernannt. Das Beamtenverhältnis der Junior-
professorin/des Juniorprofessors soll auf Vorschlag 
des Fakultätsrats auf insgesamt sechs Jahre verlängert 
werden, wenn insbesondere eine Lehrevaluation und 
eine auswärtige Begutachtung der Leistung in der For-
schung dies rechtfertigen; andernfalls kann das Dienst-
verhältnis um höchstens ein Jahr verlängert werden. 
Eine weitere Verlängerung ist nur zulässig

1. in den Fällen des § 49 Absatz 5,

2. auf Antrag der Beamtin/des Beamten bei Betreu-
ung eines minderjährigen Kindes um bis zu ein 
Jahr pro betreutem Kind, insgesamt um maximal 
zwei Jahre, soweit dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen und die Verlängerung notwendig ist, um 
den nach § 41 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a er-
forderlichen Nachweis zusätzlicher wissenschaftli-
cher Leistungen erbringen zu können, oder

3.  wenn in den Fällen, in denen in der Ausschreibung 
der Juniorprofessur auf die Übernahme im Falle 
der Bewährung hingewiesen wurde, die besondere 
wissenschaftliche Eignung, Befähigung und fach-
liche Leistung nach § 43 Absatz 2 Satz 5 nicht fest-
gestellt werden konnte, um maximal ein Jahr.

Eine erneute Einstellung als Juniorprofessorin/Junior-
professor ist nicht zulässig. Ein Eintritt in den Ruhe-
stand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausgeschlossen. Die 
Universität regelt in einer Ordnung die Kriterien der 
Evaluation und die Ausgestaltung des Verfahrens nach 
Satz 2.

(7) § 40 Absatz 5 findet auf Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren entsprechende Anwendung.

(8) Für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
kann auch ein Beschäftigungsverhältnis begründet 
werden. In diesem Fall gilt Absatz 6 entsprechend.

(9) Die Amtsbezeichnung „Juniorprofessorin“/„Juni-
orprofessor“ wird für die Dauer des Beschäftigungs-
verhältnisses verliehen. Für den Verlust gelten die 
beamtenrechtlichen Bestimmungen über die Amtsbe-
zeichnung entsprechend.

(10) Zur assoziierten Juniorprofessorin/Zum assoziier-
ten Juniorprofessor kann die Präsidentin/der Präsident 
auf Antrag der zuständigen Fakultät Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler im Rahmen ihres Beschäfti-
gungsverhältnisses berufen, die in hochschulexternen 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die aufgrund eines 
Kooperationsvertrages dauerhaft mit der Universität 
zusammenarbeiten, beschäftigt sind und die Einstel-
lungsvoraussetzungen nach Absatz 2 erfüllen. Asso-
ziierte Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
halten in ihrem Fachgebiet Lehrveranstaltungen von 
mindestens zwei Semesterwochenstunden ab. Sie sind 
berechtigt, den Titel „Juniorprofessorin“/„Juniorpro-
fessor“ zu führen. Weitere Einzelheiten zum Qualifi-
zierungsverfahren, wie Dauer und Leistungsevaluati-
on, regelt die Universität in einer Ordnung. Absatz 9 
gilt entsprechend.

§ 43 
Berufungsverfahren

(1) Soll eine Hochschullehrerstelle besetzt werden, 
überprüft das Präsidium die Aufgabenumschreibung 
und künftige Verwendung der Stelle und entscheidet 
nach Anhörung des Senats und der betroffenen Fakul-
täten sowie nach Zustimmung durch den Hochschulrat 
über die Freigabe.

(2) Hochschullehrerstellen sind öffentlich und im Re-
gelfall international auszuschreiben. Von einer Aus-
schreibung kann abgesehen werden, wenn

1. eine Juniorprofessorin/ein Juniorprofessor unter 
Umwandlung des bisherigen Beschäftigungsver-
hältnisses auf eine zeitlich befristete Professur 
oder auf eine Professur in einem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Be-
schäftigungsverhältnis berufen werden soll,

2. eine Professorin/ein Professor auf einer zeitlich 
befristeten Professur unter Umwandlung des bis-
herigen Beschäftigungsverhältnisses auf eine Pro-
fessur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder in einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll,
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3. eine Professorin/ein Professor aus einem Teilzeit-
beschäftigungsverhältnis auf eine Vollzeitprofes-
sur berufen werden soll,

4. eine Professorin/ein Professor auf eine Stiftungs-
professur berufen werden soll,

5. dies erforderlich ist, um eine Professorin/einen 
Professor, die/der ein Berufungsangebot von einer 
anderen Hochschule erhalten hat, durch das Ange-
bot einer höherwertigen Professorenstelle an der 
Hochschule zu halten, oder

6. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden 
Förderprogramm finanziert wird, dessen Vergabe-
bestimmungen eine Ausschreibung oder ein Be-
werbungsverfahren sowie ein Auswahlverfahren 
mit externer Begutachtung vorsehen.

Die Entscheidung über das Absehen von einer Aus-
schreibung trifft das Präsidium nach Anhörung des 
Senats. Von einer Ausschreibung und der Durchfüh-
rung eines Berufungsverfahrens ist abzusehen, wenn 
eine Juniorprofessorin/ein Juniorprofessor unter Um-
wandlung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses 
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll und in der Aus-
schreibung zur Juniorprofessur auf die Übernahme im 
Falle der Bewährung hingewiesen worden war (Tenure 
Track). Die besondere wissenschaftliche Eignung, Be-
fähigung und fachliche Leistung wird in einem quali-
tätsgesicherten Evaluierungsverfahren unter Hinzuzie-
hung externen Sachverstands festgestellt.
(3) In den Fakultäten oder gleichgeordneten wissen-
schaftlichen Einrichtungen werden unter Vorsitz der 
Präsidentin/des Präsidenten oder einer von ihr/ihm be-
nannten Vertreterin/eines von ihr/ihm benannten Ver-
treters Berufungskommissionen gebildet, die einen Be-
rufungsvorschlag erarbeiten, zu dem der Fakultätsrat 
und der Senat Stellung nehmen. Die Zuständigkeit für 
die Bildung von Berufungskommissionen, die Zusam-
mensetzung und das Verfahren sind insbesondere un-
ter Beachtung von § 15 Absatz 6 in der Grundordnung 
zu regeln. Dabei ist vorzusehen, dass mindestens ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder einer Beru-
fungskommission Frauen sein sollen; die Hälfte davon 
soll der Hochschullehrergruppe angehören. Über Aus-
nahmen entscheidet das Präsidium nach einem in der 
Grundordnung geregelten Verfahren. Der Berufungs-
kommission muss mindestens ein hochschulexternes 
sachverständiges Mitglied angehören, das von der Prä-
sidentin/dem Präsidenten benannt wird. Die Gleich-
stellungsbeauftragte wirkt am Verfahren mit und hat 
das Recht, dem Vorschlag der Kommission eine Stel-
lungnahme beizufügen. Ist der Gleichstellungsbeauf-
tragten eine Mitwirkung nicht möglich, kann sie eine 
Vertreterin benennen. Im Falle der Berufung von Pro-
fessorinnen und Professoren, die zu Klinik- oder Insti-
tutsdirektorinnen und -direktoren des Universitätskli-
nikums oder zu Leiterinnen und Leitern von sonstigen 
klinischen Bereichen bestellt werden sollen, gehört der 
Klinikumsvorstand der Berufungskommission mit be-
ratender Stimme an.
(4) Der Berufungsvorschlag soll eine Liste von drei 
Personen enthalten. Personen, die sich nicht beworben 

haben, können mit ihrem Einverständnis vorgeschla-
gen werden. Die persönliche Eignung und fachliche 
Leistung sind in dem Vorschlag eingehend und verglei-
chend zu würdigen und die gewählte Reihenfolge ist zu 
begründen. Zur fachlichen Qualifikation sind auswärti-
ge Gutachten einzuholen, die in der Regel vergleichend 
sein sollen. Für die Berufung von Professorinnen und 
Professoren, die zu Klinik-oder Institutsdirektorinnen 
und -direktoren des Universitätsklinikums oder zu 
Leiterinnen und Leitern von sonstigen klinischen Be-
reichen bestellt werden sollen, ist zusätzlich eine Stel-
lungnahme des Klinikumsvorstands zur Eignung der/
des Vorgeschlagenen für die im Universitätsklinikum 
zu erfüllenden Aufgaben in der Krankenversorgung 
beizufügen; die Stellungnahme ist vor der Erstellung 
des Listenvorschlags durch die Berufungskommission 
abzugeben.

(5) Bei der Berufung auf eine Hochschullehrerstel-
le dürfen Mitglieder der Hochschule unbeschadet der 
Sätze 2 und 3 nur in begründeten, besonderen Ausnah-
mefällen berücksichtigt werden. Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren können bei der Berufung auf 
eine Professur an der Universität nur dann berück-
sichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion die 
Hochschule gewechselt hatten oder mindestens zwei 
Jahre außerhalb der Universität wissenschaftlich tätig 
waren. Bei der Berufung auf eine Professur können 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Hochschule nur in begründeten Ausnahmefällen 
und bei Erfüllung der Voraussetzungen des Satzes 2 
berücksichtigt werden.

(6) Das Präsidium kann die Wahrnehmung der Aufga-
ben einer Hochschullehrerin/eines Hochschullehrers 
übergangsweise einer Person, die die Einstellungsvo-
raussetzungen nach § 41 oder § 42 erfüllt, übertragen. 
Die Absätze 1 bis 5 und 7 bis 9 finden keine Anwen-
dung.

(7) Über den Vorschlag der Berufungskommission ent-
scheidet das Präsidium nach Anhörung des Senats. Es 
kann mit Zustimmung des Senats und des Hochschul-
rats vom Berufungsvorschlag abweichen oder die Be-
rufungskommission auffordern, einen neuen Vorschlag 
einzureichen.

(8) Zur Förderung des Zusammenwirkens in Forschung 
und Lehre zwischen Hochschulen und Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen kann ein gemeinsames Beru-
fungsverfahren vorgesehen werden. Das Nähere regelt 
die Grundordnung. Von den allgemeinen Regelungen, 
die das Berufungsverfahren betreffen, kann bei ge-
meinsamen Berufungen auf Grund einer Vereinbarung 
zwischen den Beteiligten, die der Zustimmung der für 
die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
bedarf, abgewichen werden, wenn ein qualitätsgeleite-
tes Auswahlverfahren auf andere Weise sichergestellt 
ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn vorbe-
haltlich des jeweiligen Landesrechts oder des nationa-
len Rechts eine Professur von mehreren Hochschulen 
besetzt werden soll.

(9) Eine gemeinsame Berufung ist auch in den Fällen 
möglich, in denen eine Bewerberin/ein Bewerber auf 
Grund eines gemeinsamen Berufungsverfahrens in die 
mitgliedschaftsrechtliche Stellung einer Hochschulleh-
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rerin/eines Hochschullehrers an der Hochschule, die 
am Berufungsverfahren beteiligt war, berufen werden 
soll, ohne dass ein Beamten- oder Beschäftigungsver-
hältnis zum Land begründet wird. Die Beschäftigung 
erfolgt in diesem Fall in einem privatrechtlichen Ar-
beitsverhältnis zu der Forschungs- und Bildungsein-
richtung mit der Verpflichtung, mindestens zwei Se-
mesterwochenstunden an der Hochschule zu lehren 
und dem Recht, für die Dauer des Beschäftigungsver-
hältnisses die Bezeichnung „Professorin“ oder „Pro-
fessor“ als Berufsbezeichnung zu führen; nach einer 
mindestens sechsjährigen erfolgreichen Tätigkeit im 
Rahmen der gemeinsamen Berufung kann die Hoch-
schule mit Zustimmung der Leiterin/des Leiters der für 
die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehör-
de die Berechtigung zur Weiterführung der Bezeich-
nung „Professorin“ oder „Professor“ erteilen. Absatz 8 
Satz 3 gilt entsprechend.

§ 44 
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter an der Universität

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter erbringen wissenschaftliche Dienstleistungen bei 
der Erfüllung der Aufgaben der Universität. Zu ihrem 
Aufgabenbereich gehören insbesondere die Vermitt-
lung von Fachwissen und praktischen Fertigkeiten und 
die Unterweisung der Studierenden in der Anwendung 
wissenschaftlicher Methoden. In begründeten Fällen 
kann die Dekanin/der Dekan im Benehmen mit den 
fachlich zuständigen Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern auch Aufgaben in Forschung und Lehre 
zur selbstständigen Wahrnehmung übertragen.

(2) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die approbierte Ärztinnen und Ärzte oder appro-
bierte Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
sind, können auch Aufgaben der Krankenversorgung 
in den Hochschulambulanzen und ärztliche Aufga-
ben in der Rechtsmedizin wahrnehmen. § 35 Absatz 2 
bleibt unberührt.

(3) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Fakultäten, den wissenschaftlichen Ein-
richtungen oder den Betriebseinheiten der Universität 
unterliegen den Weisungen des Dekanats, der Leitung 
der Einrichtung oder der Hochschullehrerin/des Hoch-
schullehrers, der/dem sie zugewiesen sind und die/der 
für ihre fachliche Betreuung verantwortlich ist.

(4) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter werden im Beamten- oder im Beschäftigungsver-
hältnis eingestellt. Soweit ein Beamtenverhältnis be-
gründet wird, werden sie zu Beamtinnen und Beamten 
auf Probe oder auf Lebenszeit in der Laufbahn des 
Akademischen Rates ernannt. Ein befristetes Beschäf-
tigungsverhältnis ist insbesondere vorzusehen, wenn 
der Aufgabenbereich zugleich die Vorbereitung einer 
Promotion oder die Erbringung zusätzlicher wissen-
schaftlicher Leistungen umfasst. In diesem Fall ist ein 
Zeitanteil von mindestens einem Drittel der vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit zur eigenen wissenschaftli-
chen Arbeit zu gewähren. Die Dauer des befristeten 
Beschäftigungsverhältnisses soll in der Regel ein Jahr 
nicht unterschreiten.

(5) Einstellungsvoraussetzungen für wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind neben den allge-
meinen dienstrechtlichen Voraussetzungen in der Regel 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium und, soweit es 
für die Erfüllung der Dienstaufgaben erforderlich ist, 
die Promotion oder vergleichbare wissenschaftliche 
Leistungen. Soll eine Einstellung in ein unbefristetes 
Beschäftigungsverhältnis oder in das Beamtenver-
hältnis erfolgen, ist regelmäßig die Promotion oder 
ausnahmsweise eine gleichwertige wissenschaftliche 
Leistung erforderlich. Unter Berücksichtigung der An-
forderungen der Stelle kann eine Zweite Staatsprüfung 
an die Stelle der Promotion treten oder ausnahmswei-
se auf die Promotion oder eine gleichwertige wissen-
schaftliche Leistung verzichtet werden.

(6) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter mit qualifizierter Promotion können abweichend 
von Absatz 4 Satz 2 zur Akademischen Rätin/zum 
Akademischen Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit 
für die Dauer von drei Jahren ernannt werden. Ihnen 
ist die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in 
Forschung, Lehre und Weiterbildung zu übertragen 
und Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Weiter-
qualifikation zu geben. Das Dienstverhältnis kann mit 
ihrer Zustimmung spätestens vier Monate vor seinem 
Ablauf um bis zu drei Jahre verlängert werden, wenn 
die wissenschaftliche Weiterqualifikation erworben 
worden ist oder zu erwarten ist, dass sie in dieser 
Zeit erworben wird; eine weitere Verlängerung des 
Dienstverhältnisses ist abgesehen von den Fällen des 
§ 49 Absatz 5 unzulässig. Zur Akademischen Ober-
rätin/Zum Akademischen Oberrat kann für drei Jahre 
ernannt werden, wer sich habilitiert hat; § 49 Absatz 5 
gilt entsprechend. Eine erneute Ernennung zur Akade-
mischen Rätin/zum Akademischen Rat oder zur Aka-
demischen Oberrätin/zum Akademischen Oberrat im 
Beamtenverhältnis auf Zeit ist unzulässig. Ein Eintritt 
in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausge-
schlossen.

(7) Zuständigkeit, Ernennungs- und Bestellungsver-
fahren und Inhalt des Dienstverhältnisses werden vom 
Präsidium geregelt.

(8) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde regelt im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Inneres und Sport und dem Ministerium für 
Finanzen und Europa in einer Rechtsverordnung die 
dienstrechtlichen Lehrverpflichtungen für die wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dabei 
sind die Beanspruchungen durch sonstige dienstliche 
Aufgaben sowie der unterschiedliche Zeitaufwand für 
die Vorbereitung und die Durchführung der verschie-
denen Arten von Lehrveranstaltungen zu berücksichti-
gen. Die Universität ist anzuhören.

§ 45 
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und  

Mitarbeiter an der Fachhochschule

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter erbringen wissenschaftliche Dienstleistungen bei 
der Erfüllung der Aufgaben der Fachhochschule. § 44 
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
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(2) Die Einstellung erfolgt im Beschäftigungsverhält-
nis, das auf Antrag der zuständigen Fakultät durch das 
Präsidium und bei erstmaliger Einstellung nach Anhö-
rung der Gleichstellungsbeauftragten begründet wird. 
Ein befristetes Beschäftigungsverhältnis kann insbe-
sondere vorgesehen werden, wenn überwiegend pro-
jektbezogene Aufgaben in angewandter Forschung und 
Entwicklung übernommen werden.

(3) Einstellungsvoraussetzungen für wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind neben den allge-
meinen dienstrechtlichen Voraussetzungen bei einem 
befristeten Beschäftigungsverhältnis ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium und bei einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis in der Regel über den ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss hinausge-
hende wissenschaftliche Leistungen.

(4) § 44 Absatz 3, 7 und 8 gilt entsprechend.

§ 46 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben

(1) Den Lehrkräften für besondere Aufgaben obliegt 
überwiegend die Vermittlung praktischer Fertigkei-
ten und Kenntnisse, die nicht die Einstellungsvoraus-
setzungen für Professorinnen und Professoren sowie 
für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren erfor-
dert. In begründeten Fällen kann die Dekanin/der De-
kan im Benehmen mit den fachlich zuständigen Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrern Lehraufgaben 
zur selbstständigen Wahrnehmung übertragen.

(2) Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden an der 
Universität im Beschäftigungs- oder Beamtenverhält-
nis eingestellt. Soweit ein Beamtenverhältnis begrün-
det wird, werden sie entsprechend den von ihnen wahr-
zunehmenden Aufgaben als Beamtinnen und Beamte 
in der Laufbahn des Studienrates im Hochschuldienst 
eingestellt. Befristete Beschäftigungsverhältnisse sol-
len die Dauer von einem Jahr in der Regel nicht unter-
schreiten.

(3) Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden an der 
Fachhochschule im befristeten oder unbefristeten Be-
schäftigungsverhältnis eingestellt, soweit sie sich nicht 
in der Laufbahn des technischen Lehrers befinden. 
Für die Einstellung als Lehrwerkmeisterin/Lehrwerk-
meister ist neben den allgemeinen dienstrechtlichen 
Voraussetzungen in der Regel eine den fachlichen 
Anforderungen entsprechende Meisterprüfung erfor-
derlich. Die Lehrverpflichtung der Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben der Fachhochschule sowie der an 
die Fachhochschule abgeordneten Beamtinnen und 
Beamten, die die Dienstgeschäfte von Lehrkräften für 
besondere Aufgaben wahrnehmen, werden in der Ab-
ordnungsverfügung oder vom Arbeitsvertrag geregelt.

(4) Im Übrigen gilt an der Universität § 44 Ab-
satz 3, 5, 7 und 8 und an der Fachhochschule § 45 Ab-
satz 3 und 4 entsprechend.

§ 47 
Abgeordnete Beamtinnen und Beamte

(1) Die Dienstgeschäfte von wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern oder von Lehrkräf-

ten für besondere Aufgaben können von Beamtinnen 
und Beamten des Bundes, eines Landes oder einer 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts oder von Richterinnen und Richtern des Bun-
des oder eines Landes wahrgenommen werden, die an 
die Hochschule abgeordnet sind. Die Beamtin/Der Be-
amte muss ein Studium an einer Hochschule mit einer 
Hochschulprüfung oder einer staatlichen Prüfung ab-
geschlossen haben.

(2) Die Abordnung erfolgt in der Regel auf drei Jahre. 
Sie kann um zwei Jahre verlängert werden. Eine erneu-
te Abordnung soll erst nach Ablauf von sechs Monaten 
erfolgen.

§ 48 
Nebentätigkeit

(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit im öffentli-
chen Dienst sind Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer nur insoweit verpflichtet, als die Neben-
tätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit ihrer 
Forschungs- und Lehrtätigkeit steht.

(2) Das beamtete hauptberufliche wissenschaftliche 
Personal hat Nebentätigkeiten im Sinne des § 84 des 
Saarländischen Beamtengesetzes vom 11. März 2009 
(Amtsbl. S. 514), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 455), vor 
der Aufnahme der obersten Dienstbehörde schriftlich 
anzuzeigen. In der Anzeige sind Angaben über Gegen-
stand, Art und Zeitaufwand der Tätigkeit zu machen.

(3) Die zur Ausführung der Absätze 1 und 2 sowie der 
§§ 84 bis 91 des Saarländischen Beamtengesetzes er-
forderlichen Vorschriften über die Nebentätigkeit des 
wissenschaftlichen beamteten Personals erlässt die für 
die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde 
durch Rechtsverordnung nach Anhörung der Hoch-
schulen. Die Rechtsverordnung kann insbesondere Re-
gelungen vorsehen zu

1. der Abgrenzung der Dienstaufgaben von Nebentä-
tigkeiten,

2. der Bestimmung von Tätigkeiten als öffentlicher 
Dienst oder diesem gleichstehende Tätigkeiten,

3. der Vergütung und der Ablieferungspflicht bei 
Nebentätigkeiten, insbesondere ob und inwieweit 
die Beamtin/der Beamte für eine im öffentlichen 
Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vorschlag 
oder Veranlassung der/des Dienstvorgesetzten 
übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung er-
hält und ob, inwieweit und an wen die Beamtin/der 
Beamte eine Vergütung, die sie/er für solche Ne-
bentätigkeiten oder für eine ihr/ihm mit Rücksicht 
auf ihre/seine dienstliche Stellung übertragene Ne-
bentätigkeit erhalten hat, abzuliefern hat,

4. dem Verfahren zur Genehmigung der Inanspruch-
nahme von Einrichtungen, Personal und Material 
des Dienstherrn, dem Ausmaß und den Voraus-
setzungen der Inanspruchnahme sowie dem zu 
entrichtenden Nutzungsentgelt, wobei das Entgelt 
pauschaliert in einem Vomhundertsatz des aus der 
Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens fest-
gelegt werden kann, und
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5. der entsprechenden Anwendung der Abgabenord-
nung auf abzuliefernde Vergütung und das für In-
anspruchnahme von Einrichtungen, Personal und 
Material des Dienstherrn zu entrichtende Entgelt.

§ 49 
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften

(1) Auf die im Beamtenverhältnis beschäftigten Be-
diensteten finden die für Beamtinnen und Beamte 
allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Die Vorschrift des § 119 Absatz 3 des Saarländi-
schen Beamtengesetzes findet keine Anwendung. Die 
Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen 
Ruhestand und die Probezeit sind auf Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwenden. Pro-
fessorinnen und Professoren treten mit Ablauf des Se-
mesters in den Ruhestand, in dem sie die Altersgrenze 
erreichen. Die Vorschriften über die Arbeitszeit mit 
Ausnahme des § 79 des Saarländischen Beamtenge-
setzes sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer nicht anzuwenden. Erfordert jedoch der Auf-
gabenbereich einer Einrichtung der Hochschule eine 
regelmäßige oder planmäßige Anwesenheit, so kann 
die für die Wissenschaft zuständige oberste Landes-
behörde im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Inneres und Sport und dem Ministerium für Finanzen 
und Europa § 78 Absatz 1 bis 3 des Saarländischen Be-
amtengesetzes durch Rechtsverordnung für anwendbar 
erklären. Die Vorschriften über den Verlust der Bezüge 
wegen nicht genehmigten schuldhaften Fernbleibens 
vom Dienst sind anzuwenden. Wird eine Beamtin/ein 
Beamter von einem anderen Dienstherrn zur Vertre-
tungsprofessorin/zum Vertretungsprofessor, zur Gast-
wissenschaftlerin/zum Gastwissenschaftler oder zur 
Lehrbeauftragten/zum Lehrbeauftragten in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis auf Zeit berufen, ist 
die Beamtin/der Beamte abweichend von § 22 Absatz 2 
Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 
(BGBl. I S. 1010), geändert durch Artikel 15 Absatz 16 
des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), 
nicht entlassen, wenn sie/er zur Wahrnehmung der Tä-
tigkeit beurlaubt wird.

(3) Der Erholungsurlaub der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer ist durch die vorlesungsfreie Zeit 
abgegolten. Heilkuren sollen in der vorlesungsfreien 
Zeit genommen werden.

(4) Zur Professorin/Zum Professor im Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit soll nicht ernannt werden, wer 
das fünfundfünfzigste Lebensjahr bereits vollendet hat.

(5) Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter Beamtinnen und Beamte auf Zeit sind, ist das 
Dienstverhältnis, sofern dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen, auf Antrag der Beamtin/des Beamten aus 
den in Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. Grün-
de für eine Verlängerung sind:

1. Beurlaubung nach § 83 des Saarländischen Beam-
tengesetzes,

2. Beurlaubung zur Ausübung eines mit ihrem/sei-
nem Amt zu vereinbarenden Mandats nach § 31 des 
Abgeordnetengesetzes vom 4. Juli 1979 (Amtsbl. 
S. 656), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 23. 
September 2015 (Amtsbl. I S. 712), in Anwendung 
des Abgeordnetengesetzes eines anderen Landes 
oder in entsprechender Anwendung des § 90 Ab-
satz 3 des Bundesbeamtengesetzes vom 5. Febru-
ar 2009 (BGBl. I S. 160), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2178),

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche Tätigkeit 
oder eine außerhalb des Hochschulbereichs oder 
im Ausland durchgeführte wissenschaftliche oder 
berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung,

4. Grundwehr- und Zivildienst oder

5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Eltern-
zeitverordnung vom 14. Januar 2015 (Amtsbl. I 
S. 134, 140), geändert durch die Verordnung vom 
3. März 2016 (Amtsbl. I S. 193), in der jeweils gel-
tenden Fassung, oder Beschäftigungsverbot nach 
den §§ 1 bis 4 und 10 der Verordnung über den 
Mutterschutz für Beamtinnen und Richterinnen 
vom 14. Januar 2015 (Amtsbl. I S. 134, 142) in 
dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht 
erfolgt ist.

Satz 1 gilt entsprechend im Falle einer

1.  Teilzeitbeschäftigung,

2.  Ermäßigung der Arbeitszeit nach einem der in 
Satz 2 Nummer 2 genannten Landesgesetze oder

3.  Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in 
einer Personal- oder Schwerbehindertenvertretung 
oder als Gleichstellungsbeauftragte,

wenn die Ermäßigung der Arbeitszeit mindestens ein 
Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. Eine 
Verlängerung darf den Umfang der Beurlaubung, der 
Freistellung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und 
in den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 bis 3 und des 
Satzes 3 die Dauer von jeweils zwei Jahren nicht über-
schreiten. Mehrere Verlängerungen nach Satz 2 Num-
mer 1 bis 4 und Satz 3 dürfen insgesamt die Dauer von 
drei Jahren nicht überschreiten. Verlängerungen nach 
Satz 2 Nummer 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen 
Verlängerungen zusammentreffen, insgesamt vier Jahre 
nicht überschreiten. Die Sätze 5 und 6 gelten nicht für 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(6) Soweit für Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer ein befristetes Beschäftigungsverhältnis begrün-
det worden ist, gilt Absatz 5 entsprechend.

(7) Nicht beamteten Mitgliedern des hauptberuflichen 
wissenschaftlichen Personals, die zu einer öffentlichen 
Belangen oder dienstlichen Interessen dienenden For-
schungs- und Lehrtätigkeit beurlaubt worden sind und 
in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Un-
fall erleiden, kann Unfallfürsorge entsprechend § 31 
Absatz 5 des mit Gesetz vom 14. Mai 2008 (Amtsbl. 
S. 1062) in Landesrecht übergeleiteten Beamtenver-
sorgungsgesetzes, zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 21. Januar 2015 (Amtsbl. I S. 184), 
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gewährt werden, soweit sie nicht anderweitigen An-
spruch auf entsprechende Leistungen haben.

Abschnitt 2
Sonstiges wissenschaftliches Personal

§ 50 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren

(1) Zur Honorarprofessorin/Zum Honorarprofessor 
der Hochschule kann für ein bestimmtes Fachgebiet 
bestellt werden, wer den Qualifikationsanforderun-
gen der betreffenden Hochschulart entspricht, die 
nach § 41 an die Einstellung von Professorinnen und 
Professoren gestellt werden. Die Honorarprofessorin/
Der Honorarprofessor ist berechtigt, den Titel „Pro-
fessorin“/„Professor“ zu führen. Das Recht zur Füh-
rung des Titels ruht, wenn die/der Berechtigte den Ti-
tel „Professorin“/“Professor“ aus einem Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis auf Zeit führen kann. Rege-
lungen zum Erlöschen, insbesondere bei Übertragung 
einer unbefristeten Professur, oder zum Widerruf der 
Honorarprofessur erlässt die Hochschule.

(2) Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren 
halten in ihrem Fachgebiet Lehrveranstaltungen im 
Umfang von mindestens zwei Semesterwochenstun-
den ab, mit denen sie zur Gewährleistung des Studien-
plans ihrer Fakultät beitragen; § 27 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 6 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Durch-
führung dieser Veranstaltungen darf nicht von der Zah-
lung einer Lehrvergütung abhängig gemacht werden. 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren kön-
nen auch bei der Erfüllung anderer Aufgaben, insbe-
sondere der Weiterbildung, Studienberatung, Auswahl 
von Studierenden und der Teilnahme an Hochschul-
prüfungen, eingesetzt werden. Über Befreiungen von 
der Lehrverpflichtung entscheidet das Präsidium. Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern anderer mit 
der Hochschule kooperierender wissenschaftlicher 
Einrichtungen kann mit der Bestellung zur Honorar-
professorin/zum Honorarprofessor für die Dauer ih-
rer Tätigkeit auch die korporationsrechtliche Stellung 
einer Professorin/eines Professors mit Ausnahme der 
Wählbarkeit zu Leitungsfunktionen in der Selbstver-
waltung übertragen werden.

(3) Über die Bestellung zur Honorarprofessorin/zum 
Honorarprofessor sowie die Übertragung der korpora-
tionsrechtlichen Stellung einer Professorin/eines Pro-
fessors entscheidet das Präsidium auf der Grundlage 
eines eingehend begründeten Vorschlags des zuständi-
gen Dekanats nach Anhörung des Senats.

§ 51 
Privatdozentinnen und Privatdozenten, 
außerplanmäßige Professorinnen und 
Professoren sowie Professorinnen und 
Professoren für besondere Aufgaben

(1) Die erfolgreiche Durchführung eines Habilitations-
verfahrens berechtigt zur Führung der Bezeichnung „Pri-
vatdozentin“/„Privatdozent“. Privatdozentinnen und  
Privatdozenten bieten in ihrem Fachgebiet, für das 
ihnen die Lehrbefugnis verliehen worden ist, Lehr-

veranstaltungen an der Universität im Umfang von 
einer Semesterwochenstunde an. Die vertretungsweise 
Wahrnehmung der Aufgaben einer Professorin/eines 
Professors an anderen Hochschulen ist anzurechnen. 
§ 50 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“/
„außerplanmäßiger Professor“ kann von der Univer-
sität auf Antrag des zuständigen Dekanats nach An-
hörung des Senats durch das Präsidium an Personen 
verliehen werden, die die Einstellungsvoraussetzungen 
nach § 41 erfüllen und in Forschung und Lehre an der 
Universität hervorragende Leistungen erbringen. Die 
Verleihung setzt in der Regel eine mindestens fünf-
jährige erfolgreiche selbstständige Tätigkeit voraus, 
die durch ein Gutachten nachzuweisen ist. § 50 Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt ent-
sprechend.

(3) Zur Gewinnung besonders qualifizierter Praktike-
rinnen und Praktiker können diese, sofern sie die Ein-
stellungsvoraussetzungen nach § 41 erfüllen, als Teil-
zeitprofessorin/Teilzeitprofessor mit weniger als der 
Hälfte der regelmäßigen Aufgaben einer Professorin/
eines Professors in einem befristeten öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis eigener Art beschäftigt wer-
den. § 43 gilt entsprechend. Sie führen während ihrer 
Tätigkeit die Bezeichnung „Professorin für besondere 
Aufgaben“/„Professor für besondere Aufgaben“. Ihre 
Rechte und Pflichten aus dem Beschäftigungsverhält-
nis werden dienstvertraglich geregelt. § 55 Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung.

§ 52 
Gastprofessorinnen und Gastprofessoren

Zu Gastprofessorinnen und Gastprofessoren können 
Personen bestellt werden, die an anderen Hochschulen 
oder Forschungs- und Bildungseinrichtungen selbst-
ständig wissenschaftlich tätig sind. Die Bestellung er-
folgt durch das Präsidium auf Antrag des zuständigen 
Dekanats.

§ 53 
Lehrbeauftragte

(1) Das Präsidium kann auf Antrag des zuständigen 
Dekanats oder der Leitung der zuständigen Organisa-
tionseinheit befristete Lehraufträge erteilen. Die Lehr-
beauftragten nehmen ihre Lehraufgaben im Rahmen 
eines öffentlich-rechtlichen Beschäftigungsverhältnis-
ses eigener Art selbstständig wahr.

(2) Das Präsidium regelt die Vergütung der Lehrbeauf-
tragten in einer Ordnung. Wenn die durch einen Lehr-
auftrag entstehende Belastung bei der Bemessung der 
anderweitigen Dienstaufgaben von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes angerechnet wird, kann eine Ver-
gütung nicht gezahlt werden.

(3) Mitglieder der Hochschule, zu deren Dienstaufga-
ben die Abhaltung von Lehrveranstaltungen gehört, 
können Lehraufträge nur bei Lehrangeboten des Wei-
terbildungsstudiums erhalten; diese Einschränkung gilt 
nicht für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.
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§ 54 
Wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte

(1) Wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte er-
bringen nach Weisung Dienstleistungen in Forschung 
und Lehre und unterstützen Studierende in Tutorien. 
Die Beschäftigung als wissenschaftliche Hilfskraft 
setzt ein abgeschlossenes Hochschulstudium, als stu-
dentische Hilfskraft die Immatrikulation und hinrei-
chende Studienfortschritte sowie fachliche Kenntnisse 
voraus.
(2) Die Beschäftigung von Studierenden als studenti-
sche oder wissenschaftliche Hilfskraft darf insgesamt 
sechs Jahre nicht überschreiten; dabei soll die Beschäf-
tigung als studentische Hilfskraft in der Regel drei Jah-
re nicht überschreiten.
(3) Beschäftigungsverhältnisse können nur für weniger 
als die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit des öffent-
lichen Dienstes begründet werden. Über die Anstellung 
entscheidet die Dekanin/der Dekan oder die Leiterin/
der Leiter der Einrichtung, in der die wissenschaftliche 
oder studentische Hilfskraft tätig ist.

§ 55 
Ergänzende Bestimmungen

(1) Die Rechte und Obliegenheiten des sonstigen wis-
senschaftlichen Personals werden ergänzend durch 
Ordnungen der Hochschule geregelt, die der Senat mit 
Zustimmung des Präsidiums erlässt.
(2) Erleiden Mitglieder des sonstigen wissenschaftli-
chen Personals, die als solche weder Beamtinnen und 
Beamte noch Beschäftigte sind, assoziierte Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren (§ 42 Absatz 10) 
oder nach § 40 Absatz 6 mit dienstlichen Aufgaben 
betraute entpflichtete oder im Ruhestand befindliche 
Professorinnen und Professoren in Ausübung oder in-
folge ihrer Tätigkeit an der Hochschule einen Unfall 
im Sinne des § 31 des in Landesrecht übergeleiteten 
Beamtenversorgungsgesetzes, so erhalten sie Unfall-
fürsorgeleistungen in entsprechender Anwendung der 
§§ 33 bis 35 des in Landesrecht übergeleiteten Beam-
tenversorgungsgesetzes, soweit sie nicht anderweitig 
Anspruch auf entsprechende Leistungen haben.

Kapitel 5
Studium, Lehre und Prüfungen

§ 56 
Ziele des Studiums

Lehre und Studium bereiten die Studierenden auf ein 
berufliches Tätigkeitsfeld vor, vermitteln die erforder-
lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Metho-
den und schaffen die Grundlage für die Entwicklung 
ethischer, interkultureller und sozialer Kompetenzen. 
Sie befähigen zu wissenschaftlicher Arbeit, zur An-
wendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Me-
thoden in der beruflichen Praxis, zur kritischen Ein-
ordnung der wissenschaftlichen Erkenntnis sowie zu 
selbstständigem Denken und verantwortlichem Han-
deln in einem freiheitlichen, demokratischen und sozi-
alen Rechtsstaat.

§ 57 
Studien- und Lehrbetrieb

(1) Bei der Reform des Studiums im Hinblick auf die 
Entwicklungen in der Wissenschaft und Berufswelt 
bedienen sich die Hochschulen der Möglichkeiten des 
Fernstudiums und der Informations- und Kommunika-
tionstechnik. Sie fördern die hochschulübergreifende 
Zusammenarbeit und beteiligen sich an grenzüber-
schreitenden Studiengängen. Lehrveranstaltungen 
können auch in Fremdsprachen angeboten werden.

(2) Die Hochschulen können den Studien- und 
Lehr betrieb durch die Einführung eines Trimester-
Systems neu ordnen. Die Anerkennungsfähigkeit 
der Ab schlüsse, insbesondere im Hinblick auf die 
Regelstudien zeiten, ist zu gewährleisten.

§ 58 
Studiengänge

(1) Studiengänge führen zu einem berufsqualifizieren-
den Abschluss und werden durch eine Prüfung nach 
§ 63 abgeschlossen. Als berufsqualifizierend gilt auch 
der Abschluss von Studiengängen, durch die die fachli-
che Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst 
oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. Stu-
diengänge können eine zwischen den Lernorten Hoch-
schule und Praxis wechselnde Ausbildung vorsehen 
(duales Studium).

(2) Bachelorstudiengänge müssen die für die Berufs-
qualifizierung notwendigen wissenschaftlichen Grund-
lagen, Methodenkompetenzen und berufsfeldbezoge-
nen Qualifikationen vermitteln. Masterstudiengänge 
werden als konsekutive oder weiterbildende Studien-
gänge eingerichtet. Konsekutive Masterstudiengänge 
sollen einen vorausgegangenen Bachelorstudiengang 
fachlich vertiefen, verbreitern oder fachübergreifend 
erweitern. Sie können auch so ausgestaltet werden, 
dass sie inhaltlich nicht auf einem bestimmten voran-
gegangenen Bachelorstudiengang aufbauen. Neue Stu-
diengänge werden in dieser gestuften Studiengangs-
struktur eingerichtet. Von ihr kann in Studiengängen 
abgewichen werden, die mit einer staatlichen Prüfung 
abschließen. Für weiterbildende Bachelor- und Master-
studiengänge gilt § 61 Absatz 3 und 4.

(3) Die Studiengänge nach Absatz 2 sind in lern-
ergebnisorientierte Module zu gliedern und umfassen 
obligatorisch eine Abschlussarbeit. Für erfolgreich 
abgeschlossene Module sowie für Bachelor- und 
Masterarbeiten werden Leistungspunkte nach ei-
nem europäischen Leistungspunkte-System vergeben 
(ECTS-Leistungspunkte). Je Semester sind in der Re-
gel 30 ECTS-Leistungspunkte zugrunde zu legen. Ein 
ECTS-Leistungspunkt entspricht einer Gesamtarbeits-
belastung der Studierenden im Präsenz- und Selbst-
studium von 25 bis höchsten 30 Zeitstunden. Module 
sollen mindestens einen Umfang von fünf ECTS-Leis-
tungspunkten aufweisen. Für ein Modul werden Leis-
tungspunkte vergeben, wenn die in der Studien- und 
Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungen erbracht 
worden sind. Wird ein Modul mit einer das Lernergeb-
nis feststellenden Prüfung abgeschlossen, soll in der 
Regel nur eine Prüfungsleistung vorgesehen werden.
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(4) Studiengänge sind in der Regel so zu gestalten, dass 
sie Möglichkeiten für Aufenthalte an anderen Hoch-
schulen und in der Praxis ohne Zeitverlust einräumen.

(5) Jeder neue Bachelor- und Masterstudiengang oder 
die wesentliche Änderung eines bestehenden Ba-
chelor- oder Masterstudiengangs ist durch eine aner-
kannte, unabhängige wissenschaftliche Einrichtung in 
qualitativer Hinsicht zu bewerten (Akkreditierung). 
Auf eine Akkreditierung einzelner Studiengänge kann 
verzichtet werden, wenn die Hochschule insgesamt 
oder im betreffenden Bereich über ein akkreditiertes 
System zur Qualitätssicherung ihres Studienangebots 
verfügt (Systemakkreditierung). In den Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen nach § 10 können Fristen für eine 
erneute Akkreditierung oder für eine ausnahmsweise 
nachzuholende Akkreditierung eines Studiengangs be-
stimmt werden.

(6) Bei der Organisation von Studiengängen soll, so-
weit möglich, den besonderen Bedürfnissen von Teil-
zeitstudierenden sowie studierenden Spitzensportlerin-
nen und Spitzensportlern Rechnung getragen werden.

(7) Die Einrichtung, wesentliche Änderung oder Auf-
hebung von Studiengängen ist der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde anzuzeigen. Bei 
Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung ab-
schließen, bedürfen die Maßnahmen der Zustimmung 
des zuständigen Fachministeriums sowie der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde

(8) Die Hochschule kann sich an der Errichtung ge-
meinsamer Studiengänge mit anderen Hochschulen 
beteiligen und zu diesem Zweck mit Zustimmung des 
Hochschulrats insbesondere Vereinbarungen über die 
Gestaltung des Studiums und der Prüfungen und die 
Bildung gemeinsamer Kommissionen schließen.

§ 59 
Regelstudienzeit

(1) In den Prüfungsordnungen sind die Studienzeiten 
vorzusehen, in denen in der Regel ein berufsqualifi-
zierender Abschluss erworben werden kann (Regel-
studienzeit). Dies gilt auch für Teilzeitstudien. Die 
Regelstudienzeit schließt Zeiten einer in den Studi-
engang eingeordneten und während des Studiums zu 
absolvierenden berufspraktischen Tätigkeit, prakti-
sche Studiensemester und Prüfungszeiten ein. Sie ist 
maßgebend für die Gestaltung der Studienordnung, 
die Sicherstellung des Lehrangebots, die Gestaltung 
des Prüfungsverfahrens sowie die Ermittlung der Aus-
bildungskapazitäten.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt

1. bei Bachelorstudiengängen mindestens drei und 
höchstens vier Jahre,

2. bei Masterstudiengängen mindestens ein Jahr und 
höchstens zwei Jahre,

3. bei sonstigen postgradualen Studiengängen 
(§ 61 Absatz 2) in der Regel höchstens zwei Jahre,

4. bei konsekutiven Studiengängen insgesamt höchs-
tens fünf Jahre,

5. bei Studiengängen, die zu einem Diplom- oder 
Magistergrad führen, höchstens viereinhalb Jahre 
und

6. bei anderen Studiengängen höchstens viereinhalb 
Jahre.

Darüber hinausgehende Regelstudienzeiten dürfen in 
besonders begründeten Fällen festgesetzt werden; dies 
gilt auch für Studiengänge, die in besonderen Studien-
formen, zum Beispiel in Teilzeit, durchgeführt werden.

§ 60 
Studienordnungen

(1) Die Fakultäten stellen für jeden Studiengang eine 
Studienordnung auf. Die Studienordnung regelt auf der 
Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und Aufbau des 
Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in den 
Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit. 
Die Studienordnung sieht Schwerpunkte vor, die die 
Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können.

(2) Die Studieninhalte sind so auszuwählen, dass das 
Studium in der Regelstudienzeit (§ 59) abgeschlossen 
werden kann. Die Studienordnung bezeichnet Gegen-
stand und Art der Lehrveranstaltungen und Studien-
leistungen, die für den erfolgreichen Abschluss des 
Studiums erforderlich sind. Der Gesamtumfang der 
Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, dass den Stu-
dierenden Gelegenheit zur selbstständigen Vorberei-
tung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an 
zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl 
verbleibt. Bei der Gestaltung des Lehrangebots ist auf 
die Bedürfnisse der Teilzeitstudierenden sowie studie-
render Spitzensportlerinnen und Spitzensportler Rück-
sicht zu nehmen.

(3) Die Studienordnung kann die Zulassung zu Studi-
enabschnitten oder zu einzelnen Veranstaltungen von 
bestimmten Voraussetzungen, insbesondere von der 
Erbringung bestimmter Studienleistungen oder dem 
Bestehen von Prüfungen, abhängig machen. Sie kann 
die Anforderungen festlegen, die an die Fremdspra-
chenkenntnisse und die Beherrschung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik zu stellen sind.

(4) Zur Erprobung neuer Lehr- und Lernformen kann 
das Dekanat Abweichungen von den in der Studienord-
nung vorgesehenen Veranstaltungsformen gestatten.

(5) Die Studiendekanin/Der Studiendekan erstellt für 
jeden Studiengang auf der Grundlage der Studienord-
nung einen Studienplan, der der Studienordnung als 
Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerech-
ten Aufbau des Studiums hinzuzufügen ist.

(6) In Studiengängen, die mit einer staatlichen Prü-
fung abschließen, sind die Studienordnungen der für 
die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehör-
de anzuzeigen, die das Einvernehmen mit dem für die 
Prüfung zuständigen Ministerium herstellt. Die für die 
Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde kann 
innerhalb von zwei Monaten eine Änderung verlangen, 
wenn die Studienordnung nicht gewährleistet, dass das 
Studium entsprechend der Prüfungsordnung durchge-
führt und abgeschlossen werden kann. Nach Ablauf 
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dieser Frist tritt die Studienordnung in Kraft, wenn 
eine Änderung nicht verlangt worden ist.

§ 61 
Wissenschaftliche Weiterbildung

(1) Die Hochschulen sollen Möglichkeiten der wissen-
schaftlichen Weiterbildung entwickeln und anbieten. 
Das weiterbildende Studium steht Bewerberinnen und 
Bewerbern offen, die die für die Teilnahme erforder-
liche Eignung im Beruf, durch ein Studium oder auf 
andere Weise erworben haben. Die Lehrveranstaltun-
gen sollen mit dem übrigen Lehrangebot abgestimmt 
werden und berufspraktische Erfahrungen für die Leh-
re nutzbar machen.

(2) Für Absolventinnen und Absolventen eines Hoch-
schulstudiums können zur Vermittlung weiterer wis-
senschaftlicher oder beruflicher Qualifikationen oder 
zur Vertiefung eines Studiums, insbesondere zur He-
ranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses, Zu-
satz-, Ergänzungs- und Aufbaustudiengänge (postgra-
duale Studiengänge) angeboten werden.

(3) Ein weiterbildender Bachelorstudiengang richtet 
sich an Personen, die neben der Hochschulzugangs-
berechtigung bereits über eine im sekundären Bil-
dungsbereich erworbene Berufsausbildung verfügen. 
Er knüpft an in dieser Berufsausbildung erworbene 
Kenntnisse und Kompetenzen an, baut auf diese auf, 
vertieft und erweitert sie; er passt sich der Lernsituati-
on des angesprochenen Personenkreises, insbesondere 
durch digitale Angebote, Fernstudienanteile oder An-
gebote in Randzeiten, an. Personen ohne Hochschul-
zugangsberechtigung, die die beruflichen Vorausset-
zungen nach § 77 Absatz 5 Satz 1 erfüllen, erhalten 
die fachgebundene Studienberechtigung für einen 
weiterbildenden Bachelorstudiengang, wenn mittels 
einer Eignungsprüfung festgestellt wird, dass sie über 
die wesentlichen allgemeinen und fachlichen Grund-
lagen verfügen, die für den angestrebten Studiengang 
erforderlich sind. Die Hochschule legt die in der Eig-
nungsprüfung nachzuweisenden Kompetenzen in der 
Prüfungsordnung fest. Bei der Eignungsprüfung sind 
Vertreterinnen und Vertreter der Kammern zu beteili-
gen. Weiterbildende Bachelorstudiengänge führen zu 
demselben Qualifikationsniveau und verleihen diesel-
ben Berechtigungen wie die übrigen Bachelorstudien-
gänge.

(4) Weiterbildende Masterstudiengänge setzen ein 
Lehrangebot voraus, das die beruflichen Erfahrungen 
berücksichtigt und an diese anknüpft. Zugangsvoraus-
setzung ist grundsätzlich ein erster berufsqualifizie-
render Hochschulabschluss sowie qualifizierte berufs-
praktische Erfahrungen von in der Regel nicht unter 
einem Jahr. Personen, die dem Bachelor-Abschluss 
vergleichbare Kompetenzen in der beruflichen Praxis 
erworben haben, können zu einem weiterbildenden 
Masterstudiengang zugelassen werden, wenn mittels 
einer Eignungsprüfung festgestellt wird, dass diese 
Kompetenzen dem für den angestrebten Studiengang 
einschlägigen ersten Hochschulabschluss entsprechen. 
Absatz 3 Satz 4 bis 6 gilt entsprechend.

(5) Zugangsvoraussetzungen, Organisation und Ab-
schluss weiterbildender Studien können in Ordnungen 
geregelt werden.

§ 62 
Studienberatung

(1) Die Studienberatung ist Aufgabe der Hochschule. 
Die Hochschule unterrichtet insbesondere über Studi-
enmöglichkeiten, Inhalte, Aufbau und Anforderungen 
eines Studiums. An einem Studium interessierten Per-
sonen soll die Möglichkeit gegeben werden, sich bei 
einer zentralen Stelle der Hochschule über Vorausset-
zungen und Inhalte eines Studiums zu informieren. Die 
Studienberatung unterstützt darüber hinaus die Studie-
renden durch eine studienbegleitende fachliche Bera-
tung über die sachgerechte Planung und Durchführung 
eines Studiums. Die Hochschule kann hierfür ein Tuto-
rien-System einrichten.

(2) Die Universität führt eine allgemeine Studienbera-
tung auch für die anderen staatlichen Hochschulen des 
Saarlandes durch, solange diese nicht selbst eine allge-
meine Beratung anbieten. Sie arbeitet mit den für die 
Studienfachberatung zuständigen Stellen dieser Hoch-
schulen und mit den für die Berufsberatung, die staat-
lichen Prüfungen und die sonstige Bildungsberatung 
zuständigen Stellen zusammen. Sie kann die Aufgaben 
der Studienberatung mit Zustimmung des Hochschul-
rats auf private Einrichtungen übertragen.

§ 63 
Prüfungen

(1) Ein Studiengang wird in der Regel durch eine 
Hochschulprüfung oder eine staatliche Prüfung abge-
schlossen, mit der der Studienerfolg festgestellt und 
die studienbegleitend auf der Basis eines Leistungs-
punktesystems nach § 58 Absatz 3 Satz 2 abgelegt 
wird. In noch bestehenden Diplom- und Magisterstu-
diengängen sowie in Studiengängen mit Staatsexamen 
können abweichend von Satz 1 und von § 58 Absatz 3 
eine Abschluss- und eine Zwischenprüfung vorgese-
hen werden. Die Prüfungsordnung kann weitere Leis-
tungen als Nachweis für die ordnungsgemäße Fortset-
zung des Studiums verlangen.

(2) Die Begutachtung von Bachelorarbeiten muss spä-
testens nach zwei Monaten, die Begutachtung von 
Masterarbeiten und vergleichbaren Abschlussarbeiten 
spätestens nach drei Monaten abgeschlossen sein.

(3) Hochschulprüfungen können von den Mitgliedern 
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer, von entpflichteten oder im Ruhestand befindli-
chen Professorinnen und Professoren, Mitgliedern der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer an anderen Hochschulen, Honorarprofessorinnen 
und Honorarprofessoren, Privatdozentinnen und Pri-
vatdozenten und außerplanmäßigen Professorinnen 
und Professoren abgenommen werden. Die Prüfungs-
ordnung kann vorsehen, dass Mitglieder der Gruppe 
der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis er-
fahrene Personen zu Prüferinnen und Prüfern bestellt 
werden. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen 
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bewertet werden, die selbst mindestens die durch die 
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Quali-
fikation besitzen.
(4) Prüfungsleistungen in Prüfungen, deren Nichtbe-
stehen endgültig ist, sind in der Regel von mindestens 
zwei Prüferinnen und Prüfern zu bewerten. Darüber 
hinaus kann der Prüfling in begründeten Ausnahmefäl-
len verlangen, dass Prüfungsleistungen in Hochschul-
abschlussprüfungen von zwei Prüferinnen und Prüfern 
bewertet werden. Mündliche Prüfungen sind von meh-
reren Prüferinnen und Prüfern oder von einer Prüferin/
einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisit-
zerin/eines sachkundigen Beisitzers abzunehmen.
(5) Zwischen- und Abschlussprüfungen können höchs-
tens zweimal wiederholt werden. Die Prüfungsordnung 
kann vorsehen, dass in begründeten Ausnahmefällen 
eine dritte Wiederholungsmöglichkeit zum nächstmög-
lichen Prüfungszeitpunkt eingeräumt wird. Ein begrün-
deter Ausnahmefall liegt insbesondere vor, wenn die/
der Studierende sämtliche Prüfungs- und Studienleis-
tungen des Studienganges bis auf die Prüfungsleistung, 
für die sie/er die dritte Wiederholung beantragt, mit 
Erfolg erbracht hat. Für studienbegleitende Prüfungen 
kann an Stelle der Wiederholbarkeit bestimmt werden, 
dass Studienleistungen innerhalb bestimmter Fristen 
zu erbringen sind. Höchstens zwei Leistungsversuche 
sind innerhalb der Frist zu ermöglichen.

§ 64 
Prüfungsordnungen

(1) Der Senat beschließt auf Vorlage des Präsidiums 
studiengangübergreifende Prüfungsordnungen (Rah-
menprüfungsordnungen). Die Rahmenprüfungsord-
nungen bedürfen der Zustimmung der für die Wis-
senschaft zuständigen obersten Landesbehörde. Die 
Fakultäten erlassen mit Zustimmung des Präsidiums 
Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge, die den 
Rahmenprüfungsordnungen entsprechen müssen.
(2) Die Zustimmung zu den Rahmenprüfungsordnun-
gen nach Absatz 1 Satz 2 kann aus wichtigen Gründen 
versagt werden, insbesondere wenn sie
1. gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen,
2. eine mit § 59 unvereinbare Regelstudienzeit vor-

sehen oder anderen Vorschriften über die Regelstu-
dienzeit nicht entsprechen,

3. eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz 
nicht berücksichtigen oder

4. die im Hochschulbereich erforderliche Einheitlich-
keit oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung oder 
der Abschlüsse nicht hinreichend gewährleisten.

(3) Die Rahmenprüfungsordnungen enthalten Bestim-
mungen insbesondere über
1. den Zweck einer Prüfung,
2. die Prüfungsleistungen,
3. die Regelstudienzeit sowie die Zeit, bis zu der in 

der Regel eine Zwischenprüfung abzulegen ist,
4. die Bewertungsmaßstäbe,

5. die Voraussetzungen für die Zulassung zur und den 
Ausschluss von einer Prüfung,

6. die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und 
zu deren Wiederholung,

7. die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der 
schriftlichen Prüfungsarbeiten, die Dauer einer 
mündlichen Prüfung sowie bei studienbegleiten-
den Prüfungen der Zeitraum, innerhalb dessen die 
Studierenden die erforderlichen Prüfungsleistun-
gen nachzuweisen haben,

8. die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete 
Erbringung von Prüfungsleistungen durch behin-
derte Studierende,

9. die Anforderungen an das Bestehen und die Vor-
aussetzungen für das Wiederholen einer Prüfung,

10. die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungs-
leistung und des Rücktritts von einer Prüfung so-
wie die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvor-
schriften,

11. die Prüfungsorgane und den Prüfungsablauf, ein-
schließlich der Zulässigkeit der Anwesenheit von 
Studierenden als Zuhörerinnen und Zuhörer bei 
mündlichen Prüfungen und die Führung von Auf-
zeichnungen über den Prüfungsverlauf,

12. die Anrechnung von in anderen Studiengängen, in 
einem Fernstudium oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen,

13. die Anrechnung von Ergebnissen von Vor- und 
Zwischenprüfungen oder von studienbegleitenden 
Leistungsnachweisen bei der Abschlussprüfung,

14. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzel-
nen Prüfungen oder einer abgeschlossenen Teil-
prüfung,

15. den nach bestandenen Prüfungen zu verleihenden 
Hochschulgrad,

16. die Voraussetzungen, unter denen bei geeigneten 
Studiengängen eine innerhalb der Regelstudienzeit 
abgelegte Abschlussprüfung im Fall des Nicht-
bestehens als nicht unternommen gilt und im Fall 
des Bestehens zur Notenverbesserung wiederholt 
werden kann (Freiversuch),

17. eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte,

18. die Möglichkeit, auf Antrag die Schutzfristen des 
gesetzlichen Mutterschutzes und die Elternzeit in 
Anspruch nehmen zu können, und

19. die an den besonderen Bedürfnissen von Spitzen-
sportlerinnen und Spitzensportlern ausgerichtete 
Prüfungsorganisation.

(4) In Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge 
können fachspezifische Prüfungsanforderungen zur 
Ausfüllung der in der Rahmenprüfungsordnung ent-
haltenen Regelungsspielräume bezüglich der Zulas-
sungsvoraussetzungen und des Prüfungsverfahrens 
festgelegt werden; dazu gehört insbesondere auch, ob 
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Studien- und Prüfungsleistungen auch in einer Fremd-
sprache erbracht werden dürfen.

§ 65 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen  

sowie Studienabschlüssen
(1) Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studien-
abschlüsse, die in Studiengängen an deutschen oder 
anerkannten ausländischen Hochschulen oder an einer 
anerkannten Fernstudieneinheit erbracht worden sind, 
werden anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den 
Leistungen oder Abschlüssen, die sie ersetzen sollen, 
nachgewiesen wird. Gleiches gilt für Studien- und 
Prüfungsleistungen, die an staatlichen oder staatlich 
anerkannten Berufsakademien erbracht worden sind. 
Bei der Entscheidung über die Gleichwertigkeit nach 
Satz 2 sind insbesondere die Ergebnisse von Evaluie-
rungsverfahren heranzuziehen. Die Ablehnung eines 
Antrags auf Feststellung der Gleichwertigkeit nach 
Satz 2 ist schriftlich zu begründen. § 5 a Absatz 1 
Satz 2 und § 112 des Deutschen Richtergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 
(BGBl. I S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 132 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), 
bleiben unberührt.
(2) Die Gleichwertigkeit nach Absatz 1 wird bei Studi-
engängen, die mit einer Hochschulprüfung abgeschlos-
sen werden, von der Hochschule, bei Studiengängen, 
die mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen wer-
den, von der für die Prüfung zuständigen Stelle festge-
stellt. Die Hochschule ist vorher zu hören. Im Studien-
gang, der zur ersten juristischen Prüfung führt, gelten 
für die Gleichwertigkeitsfeststellung die Vorschriften 
des Juristenausbildungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 402), 
in der jeweils geltenden Fassung.
(3) Die Anerkennung kann der Fortsetzung des Studi-
ums, dem Ablegen von Prüfungen, der Aufnahme ei-
nes weiteren Studiums oder der Zulassung zur Promo-
tion dienen.
(4) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der 
Bundes republik Deutschland mit anderen Staaten über 
die Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich (Äqui-
valenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten 
abweichend von Absatz 1 begünstigen, gehen die Re-
gelungen der Äquivalenzabkommen vor.
(5) Nachgewiesene gleichwertige Kompetenzen und 
Fähigkeiten, die außerhalb des Hochschulbereichs er-
worben wurden, sind bis zur Hälfte der für den Stu-
diengang vorgesehenen Leistungspunkte anzurechnen.

§ 66 
Hochschulgrade

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein ers-
ter berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, 
verleiht die Hochschule den Bachelorgrad. Aufgrund 
einer Hochschulprüfung, mit der ein weiterer berufs-
qualifizierender Abschluss erworben wird, verleiht die 
Hochschule den Mastergrad. § 61 Absatz 3 und 4 bleibt 
unberührt. Abweichend von Satz 1 kann die Hochschu-

le in auslaufenden Studiengängen einen Diplom- oder 
Magistergrad mit Angabe der Fachrichtung verleihen.
(2) Für die Bachelor- und Mastergrade sind die in den 
ländergemeinsamen Strukturvorgaben für Bachelor- 
und Masterstudiengänge niedergelegten Bezeichnun-
gen zu verwenden.
(3) Die Hochschule kann durch Prüfungsordnung re-
geln, dass ein Hochschulgrad nach Absatz 1 auch 
aufgrund einer staatlichen Prüfung, mit der ein Hoch-
schulstudium abgeschlossen wird, verliehen werden 
kann.
(4) Aufgrund der Promotion (§ 69) verleiht die Univer-
sität den Doktorgrad.
(5) Aufgrund einer Vereinbarung mit einer ausländi-
schen Hochschule kann die Hochschule für den berufs-
qualifizierenden Abschluss eines Studiums andere als 
die in Absatz 1 genannten Grade verleihen. Die Verein-
barung bedarf der Zustimmung des Hochschulrats. Ein 
Grad nach Satz 1 kann auch zusätzlich zu einem der 
in Absatz 1 genannten Grade verliehen werden, wenn
1. mit der ausländischen Hochschule ein fester Studi-

enplan vereinbart ist,
2. beide Hochschulen einen wesentlichen Teil des 

Studiengangs durchführen,
3. das Prüfungsverfahren abgestimmt ist und
4. die Studien- und Prüfungsanforderungen den An-

forderungen für den Erwerb eines Grades nach Ab-
satz 1 entsprechen.

Die Form der Verleihung muss kenntlich machen, dass 
es sich nicht um Grade handelt, die als Abschlüsse 
zweier selbstständiger Studiengänge erworben wurden.
(6) Die Hochschule kann das Recht zur Verleihung von 
Graden für Abschlüsse in Studiengängen, die aufgrund 
von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen 
bestehen oder eingerichtet werden, auf andere Hoch-
schulen übertragen. Die Übertragung bedarf der Zu-
stimmung des Senats und der Genehmigung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde. 
Die nach einer solchen Übertragung verliehenen Grade 
gelten auch als Grade der Hochschule.
(7) Den Abschlusszeugnissen und den Urkunden über 
die Verleihung der akademischen Grade sind eine eng-
lischsprachige und/oder – im Rahmen der Möglichkei-
ten – eine französischsprachige Übersetzung und eine 
Übersicht über die Inhalte des absolvierten Studien-
gangs (Diploma-Supplement) beizufügen.
(8) Studierende, die die Hochschule ohne Studienab-
schluss verlassen, erhalten auf Antrag eine zusammen-
fassende Leistungsbescheinigung über die insgesamt 
erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen.

§ 67 
Verleihung und Führung von Graden,  

Bezeichnungen und Titeln
(1) Deutsch- oder fremdsprachige Hochschulgrade, 
Hochschultätigkeitsbezeichnungen oder Hochschulti-
tel sowie entsprechende staatliche Grade, Bezeichnun-
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gen oder Titel dürfen im Saarland nur aufgrund landes-
rechtlicher Bestimmungen oder von einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule aufgrund einer 
Prüfungsordnung verliehen werden. Sie dürfen nur ge-
mäß der Verleihungsurkunde oder in der sonst festge-
legten Form geführt werden. Bezeichnungen, die ihnen 
zum Verwechseln ähnlich sind, dürfen nicht verliehen 
werden. Von einer deutschen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule verliehene Hochschulgrade, 
Hochschulbezeichnungen oder Hochschultitel sowie 
entsprechende staatliche Grade, Bezeichnungen oder 
Titel können im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge-
führt werden.

(2) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann die Führung von Graden, Bezeich-
nungen und Titeln, die die Voraussetzungen nach die-
sem Gesetz nicht erfüllen, untersagen.

(3) Für Ehrendoktorgrade gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend.

§ 68 
Führung ausländischer Grade und Titel

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der aufgrund 
einer Prüfung im Anschluss an ein tatsächlich absol-
viertes Studium von einer nach dem Recht des Her-
kunftslandes anerkannten Hochschule ordnungsgemäß 
verliehen wurde, kann in der Form, in der er verlie-
hen wurde, unter Angabe der verleihenden Einrich-
tung geführt werden. Die verliehene Form des Grades 
kann bei fremden Schriftarten in die lateinische Schrift 
übertragen werden; ferner kann die im Herkunftsland 
zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Ab-
kürzung geführt sowie eine wörtliche Übersetzung in 
Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen fin-
den auch auf staatliche und kirchliche Grade Anwen-
dung. Eine Umwandlung in einen deutschen Grad 
findet außer zugunsten der nach dem Bundesvertriebe-
nengesetz Berechtigten nicht statt.

(2) Ein ausländischer Ehrengrad, der von einer nach 
dem Recht des Herkunftslandes zur Verleihung berech-
tigten Hochschule oder einer anderen Einrichtung ver-
liehen wurde, kann nach Maßgabe der für die Verlei-
hung geltenden Rechtsvorschriften in der verliehenen 
Form unter Angabe der verleihenden Einrichtung ge-
führt werden. Ein ausländischer Ehrengrad darf nicht 
geführt werden, wenn die verleihende Einrichtung kein 
Recht zur Vergabe des entsprechenden Grades nach 
Absatz 1 besitzt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Führung von 
Hochschultiteln und Hochschultätigkeitsbezeichnun-
gen entsprechend.

(4) Äquivalenzabkommen und Vereinbarungen der 
Länder der Bundesrepublik Deutschland, die Inhaber 
ausländischer Grade begünstigen, gehen den Regelun-
gen in den Absätzen 1 bis 3 vor.

(5) Eine von den Absätzen 1 bis 4 abweichende Grad-
führung ist untersagt. Wer einen Grad führt, hat auf 
Verlangen der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde die Berechtigung hierzu insbeson-
dere urkundlich nachzuweisen.

§ 69 
Promotion

(1) Der Nachweis der besonderen wissenschaftlichen 
Qualifikation wird durch eine schriftliche Arbeit (Dis-
sertation) und eine mündliche Prüfung in Form der 
Disputation erbracht.

(2) Die Universität hat das Promotionsrecht. Zum Pro-
motionsverfahren an der Universität wird zugelassen, 
wer

1. den Abschluss eines einschlägigen Masterstudi-
engangs an einer Hochschule oder eines einschlä-
gigen postgradualen Studiengangs im Sinne von 
§ 61 Absatz 2 oder

2. den Abschluss in einem einschlägigen Universi-
tätsstudium mit einer Regelstudienzeit von we-
nigstens acht Semestern oder

3. einen Abschluss mit hervorragenden Leistungen 
in einem Bachelorstudiengang und daran anschlie-
ßende angemessene, auf die Promotion vorberei-
tende wissenschaftliche Studienleistungen in den 
Promotionsfächern im Gesamtumfang von maxi-
mal drei Semestern oder

4. einen Abschluss mit hervorragenden Leistungen 
in einem einschlägigen Diplomstudiengang an 
einer Fachhochschule und daran anschließende 
angemessene, auf die Promotion vorbereitende 
Studienleistungen in den Promotionsfächern im 
Gesamtumfang von maximal drei Semestern

nachweist.

Soweit die Besonderheiten des Studiengangs es erfor-
dern, können Ausnahmen vorgesehen werden. Die Pro-
motionsordnung kann die Zulassung zusätzlich vom 
Nachweis einer qualifizierten Abschlussprüfung oder 
vom Nachweis weiterer Studienleistungen sowie sons-
tiger Leistungen, die die Eignung für eine Promotion 
erkennen lassen, abhängig machen. Soweit nach dem 
Abschluss von Studiengängen nach Satz 2 Nummer 1 
und 2 in Ausnahmefällen noch zusätzliche Leistungen 
erbracht werden sollen, dürfen sie höchstens 60 ECTS-
Leistungspunkte erfordern.

(3) Die Bestimmungen der §§ 63 und 64 gelten für das 
Promotionsverfahren entsprechend. In der Promotions-
ordnung kann vorgesehen werden, dass die Universität 
eine Versicherung an Eides Statt über die Eigenstän-
digkeit der erbrachten Leistungen verlangen und ab-
nehmen kann. Die Promotionsordnung kann auch die 
Verleihung des Doktorgrades ehrenhalber vorsehen.

(4) Die Promotionsordnung soll auch das Verfahren 
einer gemeinsamen Betreuung und Durchführung von 
Promotionen mit einer ausländischen wissenschaftli-
chen Hochschule regeln.

(5) Die Universität soll Doktorandinnen und Dokto-
randen auch hochschulübergreifend forschungsorien-
tierte Studiengänge und anderweitige Qualifikations-
möglichkeiten anbieten und ihnen den Erwerb von 
akademischen Schlüsselqualifikationen ermöglichen. 
Die Zulassung zur Promotion darf nicht von der zu-
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sätzlichen Teilnahme an postgradualen Studiengängen 
im Sinne von § 61 Absatz 2 abhängig gemacht werden.

(6) Die Annahme als Doktorandin/Doktorand ver-
pflichtet die Universität zur wissenschaftlichen Be-
treuung. Zwischen Promovierenden und Betreuenden 
wird eine Betreuungsvereinbarung abgeschlossen, die 
insbesondere Aussagen über die am Promotionsver-
fahren Beteiligten, das Thema der Dissertation, einen 
fortzuschreibenden, inhaltlich strukturierten Zeit- und 
Arbeitsplan, die jeweiligen Aufgaben und Pflichten, 
Regelungen zur Lösung von Konfliktfällen, die gegen-
seitige Verpflichtung zur Beachtung der Grundsätze 
guter wissenschaftlicher Praxis sowie gegebenenfalls 
notwendige individualisierte Maßnahmen mit Blick 
auf die Lebenssituation der Promovierenden enthält.

(7) Das Promotionsverfahren soll innerhalb von sechs 
Monaten nach Vorlage der Dissertation abgeschlossen 
werden.

(8) Zur Promotion angenommene Doktorandinnen und 
Doktoranden (Promovierende) sind zentral zu erfassen 
und können immatrikuliert werden. Das Nähere regelt 
die Universität in ihrer Immatrikulationsordnung.

(9) Die Promotionsordnung der Fakultät bedarf der 
Zustimmung des Präsidiums.

§ 70 
Kooperative Promotionsverfahren

(1) Die Universität wirkt mit der Fachhochschule zu-
sammen, um die Promotion von Fachhochschulab-
solventinnen und -absolventen (kooperatives Promo-
tionsverfahren) zu ermöglichen und zu fördern. Eine 
entsprechende Zusammenarbeit kann auch mit anderen 
Fachhochschulen erfolgen.

(2) Die jeweils zuständigen Fakultäten beauftragen eine 
Hochschullehrerin/einen Hochschullehrer der Univer-
sität und eine Professorin/einen Professor der Fach-
hochschule mit dem Abschluss einer Vereinbarung, um 
die von den Fachhochschulabsolventinnen und -absol-
venten nach § 69 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 und 4 zu 
erbringenden zusätzlichen Prüfungsleistungen festzu-
legen. Soweit zusätzliche Zulassungsvoraussetzungen 
nach § 69 Absatz 2 Satz 4 und 5 aufgestellt werden, darf 
nicht zwischen dem Masterabschluss, der an einer Uni-
versität, und dem Masterabschluss, der an einer Fach-
hochschule erworben wurde, unterschieden werden.

(3) Bei der Promotion von Fachhochschulabsolven-
tinnen und -absolventen sollen Professorinnen und 
Professoren der Fachhochschule beteiligt werden. Die 
Beteiligung setzt den Nachweis einschlägiger For-
schungsaktivitäten, die auch in der beruflichen Praxis 
erbracht worden sein können, voraus. Die Mitwirkung 
einer Hochschullehrerin/eines Hochschullehrers der 
Universität am Promotionsverfahren ist sicherzustellen.

(4) Die Universität richtet in geeigneten Forschungs-
bereichen gemeinsam mit der Fachhochschule Pro-
motionskollegs ein. Ein solches kooperatives Promo-
tionskolleg wird von einem Gremium geleitet, in dem 
Mitglieder der Universität und der Fachhochschule 
paritätisch und mit gleichem Stimmrecht vertreten 
sind. Über die Zugehörigkeit von Professorinnen und 

Professoren der Fachhochschule zum kooperativen 
Promotionskolleg entscheidet das Leitungsgremium 
auf der Grundlage von Absatz 3 Satz 2. Kommt es bei 
Stimmengleichheit zu keiner Entscheidung, benennt 
die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbe-
hörde einen externen Gutachter, der über die Qualität 
der Forschungsaktivitäten entscheidet. Professorinnen 
und Professoren der Fachhochschule, die dem koope-
rativen Promotionskolleg angehören, werden an den 
Promotionsverfahren als Betreuende, Gutachtende und 
Prüfende mit den gleichen Rechten und Pflichten wie 
die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der 
Universität beteiligt. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Das Nähere zu kooperativen Promotionsverfahren 
und kooperativen Promotionskollegs regelt die Pro-
motionsordnung der Fakultät mit Zustimmung des 
Präsidiums. Regelungen zu kooperativen Promotions-
kollegs sind der kooperierenden Fachhochschule zu-
sätzlich zur Anhörung vorzulegen.

§ 71 
Habilitation

(1) Die Habilitation dient dem Nachweis der Befähi-
gung zur dauernden selbstständigen Vertretung eines 
wissenschaftlichen Faches in Forschung und Lehre 
(Lehrbefähigung). Das Recht der Habilitation hat die 
Universität.

(2) Voraussetzung für die Feststellung der Lehrbefähi-
gung sind die pädagogische Eignung aufgrund selbst-
ständig erbrachter Leistungen in der akademischen 
Lehre und die Befähigung zu selbstständiger For-
schung aufgrund einer Habilitationsschrift oder einer 
Mehrzahl von wissenschaftlichen Publikationen mit 
dem einer Habilitationsschrift entsprechenden wissen-
schaftlichen Gewicht.

(3) Die Durchführung des Habilitationsverfahrens 
setzt die Annahme als Habilitandin/Habilitand durch 
die zuständige Fakultät voraus. Voraussetzung für die 
Annahme sind die pädagogische Eignung und die Be-
fähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel 
durch die Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 
Der mit der Annahme begründete Status ist in der Re-
gel auf vier Jahre zuzüglich der Dauer des Begutach-
tungsverfahrens nach Absatz 5 begrenzt. Bei Vorliegen 
besonderer Gründe ist eine Verlängerung zulässig.

(4) Das zuständige Dekanat vereinbart mit der Habili-
tandin/dem Habilitanden Art und Umfang der für den 
Erwerb der Lehrbefähigung notwendigen Leistungen 
in Forschung und Lehre. Nach zwei Jahren findet eine 
Zwischenevaluierung statt. Stellt das zuständige Deka-
nat fest, dass die vereinbarten Leistungen voraussicht-
lich nicht erbracht werden, ist das Habilitationsverfah-
ren beendet.

(5) Wird das Habilitationsverfahren fortgeführt, ist 
nach Erbringung der für die Feststellung der Lehrbe-
fähigung erforderlichen Leistungen nach Absatz 2 eine 
wissenschaftliche Begutachtung unter Beteiligung 
externer Gutachterinnen und Gutachter durchzufüh-
ren, in der über die Erbringung der für den Erwerb der 
Lehrbefähigung im Sinne von Absatz 1 erforderlichen 
Leistungen entschieden wird. Über den Erwerb der 
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Lehrbefähigung ist innerhalb von acht Monaten zu ent-
scheiden.

(6) Nähere Regelungen, insbesondere über den Nach-
weis der pädagogischen Eignung und der Befähigung 
zu wissenschaftlicher Arbeit sowie etwaiger weiterer 
Voraussetzungen für die Annahme als Habilitandin/
Habilitand, über das Verfahren, die Zwischenevalu-
ierung und die wissenschaftliche Begutachtung, trifft 
die Habilitationsordnung. Darin kann auch vorgesehen 
werden, dass ein Fachmentorat zur fachlichen Betreu-
ung während des Habilitationsverfahrens und zur Mit-
wirkung bei der Begutachtung der für den Erwerb der 
Lehrbefähigung erforderlichen Leistungen eingeführt 
wird. Die Habilitationsordnung der Fakultät bedarf der 
Zustimmung des Präsidiums.

(7) Habilitandinnen und Habilitanden, die als wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Mit-
glieder der Universität sind, überträgt das zuständige 
Dekanat, gegebenenfalls im Einvernehmen mit dem 
Fachmentorat, die selbstständige Wahrnehmung von 
Aufgaben in Forschung und Lehre. Soweit Habilitan-
dinnen und Habilitanden nicht Mitglieder der Hoch-
schule sind, trägt das Dekanat, gegebenenfalls im Ein-
vernehmen mit dem Fachmentorat, dafür Sorge, dass 
die Habilitandin/der Habilitand sich in der akademi-
schen Lehre qualifiziert und ausreichend Gelegenheit 
zur Lehre erhält.

§ 72 
Förderung des wissenschaftlichen und  

künstlerischen Nachwuchses  
(Graduiertenförderung)

(1) Der Universität werden nach Maßgabe des Landes-
haushalts Mittel zur Förderung des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Nachwuchses an der Universität, 
der Hochschule für Musik Saar und der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar zur Verfügung gestellt. Ein 
angemessener Anteil der zu vergebenden Mittel ist für 
die Förderung von kooperativen Promotionsvorhaben 
zwischen der Universität und der Fachhochschule nach 
§ 70 vorzusehen.

(2) Gefördert werden sollen Bewerberinnen und Be-
werber, deren Vorhaben einen wichtigen Beitrag zur 
Forschung oder zur Weiterentwicklung künstlerischer 
Formen und Ausdrucksmittel erwarten lassen oder die 
außergewöhnliche Begabungen aufweisen. Die För-
derung kann durch ein Stipendium, ein Darlehen oder 
eine Kombination der beiden Fördermodelle erfolgen. 
Die Gesamtförderung soll in der Höhe so bemessen 
sein, dass eine Berufstätigkeit neben dem Studium 
unterbleiben kann. Hierbei sind das Einkommen der 
Geförderten und die Anzahl der unterhaltspflichtigen 
Kinder zu berücksichtigen. Die Förderung ist unabhän-
gig vom Einkommen der Eltern. Die Förderdauer soll 
in der Regel drei Jahre nicht überschreiten. Näheres 
regelt die Universität durch Ordnung im Benehmen 
mit der Fachhochschule, der Hochschule für Musik 
Saar und der Hochschule der Bildenden Künste Saar 
mit Zustimmung der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde.

(3) Die Universität berichtet der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde jährlich über die 
Förderungen.

Kapitel 6

Forschung

§ 73 
Aufgaben der Forschung

(1) Die Forschung dient der Gewinnung wissenschaft-
licher Erkenntnisse, der wissenschaftlichen Grundle-
gung und Weiterentwicklung von Lehre und Studium 
sowie der Qualifizierung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses. Gegenstand der Forschung können im Rah-
men der Aufgabenstellung der Hochschule alle wissen-
schaftlichen Bereiche einschließlich der praktischen 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und der 
sich aus der Anwendung ergebenden Folgen sein.

(2) Die Ergebnisse von Forschungsvorhaben sollen 
in absehbarer Zeit nach Durchführung des Vorhabens 
veröffentlicht werden. Bei der Veröffentlichung von 
Forschungsergebnissen sind Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die einen eigenen wissenschaftlichen Bei-
trag geleistet haben, als Mitautorinnen und Mitautoren 
zu nennen; soweit möglich, ist ihr Beitrag zu kenn-
zeichnen.

(3) Die Hochschule nimmt die Befugnis des Dienst-
herrn oder des Arbeitgebers nach dem Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 422-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2521), in 
der jeweils geltenden Fassung auch gegenüber den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hochschule 
wahr, die Beamtinnen und Beamte oder Beschäftig-
te des Landes sind. Gegenüber dem in § 35 Absatz 1 
genannten ärztlichen Personal, das im Rahmen seiner 
Dienstaufgaben an der Forschung teilnimmt oder dem 
die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in der 
Forschung übertragen ist, gilt Satz 1 entsprechend. Er-
folgt die Verwertung von Erfindungen durch die Hoch-
schule, so stehen ihr die Erträge zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zur Verfügung, soweit nicht in den Fällen 
des Satzes 2 eine abweichende Regelung in der Verein-
barung nach § 15 des Gesetzes über das Universitäts-
klinikum des Saarlandes getroffen worden ist.

§ 74 
Koordination der Forschung

(1) Das Präsidium koordiniert Forschungsschwerpunk-
te und Forschungsvorhaben. Hierbei sind Programme 
zur regionalen, überregionalen und internationalen 
Aufgabenteilung und Zusammenarbeit im Bereich der 
Forschung zu berücksichtigen. Die Hochschule arbeitet 
im Bereich der Forschung mit anderen Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und sonstigen wissenschaft-
lichen Einrichtungen einschließlich der Einrichtungen 
der überregionalen und internationalen Forschungspla-
nung und Forschungsförderung auf der Grundlage ver-
traglicher Vereinbarungen zusammen.
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(2) Die ständige Zusammenarbeit der Hochschule mit 
Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 3 sowie mit Ein-
richtungen, deren Aufgabe nicht ausschließlich in der 
Pflege der Wissenschaft und Forschung liegt, ist durch 
Vertrag zu regeln, den das Präsidium nach Anhörung 
des Senats dem Hochschulrat zur Zustimmung vorlegt.

§ 75 
Forschung mit Mitteln Dritter

(1) Die in der Forschung tätigen Hochschulmitglie-
der sind berechtigt, im Rahmen ihrer Dienstaufgaben 
Forschungsvorhaben durchzuführen, die aus Mitteln 
Dritter finanziert werden (Drittmittelprojekte). Die 
Erfüllung anderer Aufgaben der Hochschule sowie 
die Rechte und Pflichten anderer Personen dürfen da-
durch nicht beeinträchtigt werden. Entstehende Fol-
gelasten sind angemessen zu berücksichtigen. Die 
Vorhaben sind gegenüber dem Präsidium anzuzeigen. 
Die Durchführung von Drittmittelprojekten ist Teil der 
Forschung an Hochschulen.
(2) Drittmittelprojekte sind grundsätzlich über den 
Haushalt der Hochschule abzuwickeln. Die Mittel 
können auch von Unternehmen nach § 3 Absatz 10 
Satz 2 und abweichend von den für Haushaltsmittel 
der Hochschule geltenden Regelungen nach den Be-
dingungen der Drittmittelgeber bewirtschaftet werden, 
soweit die Bindung der Mittel an die Aufgaben der 
Hochschule gewährleistet ist. Das Präsidium regelt die 
Bewirtschaftung der Drittmittel. Es hat den forschen-
den Mitgliedern der Hochschule im Rahmen der ih-
nen vom Drittmittelgeber zugedachten Verantwortung 
weitgehende Dispositionsmöglichkeiten einzuräumen. 
Soweit es sich um Mittel handelt, die von Mitgliedern 
der Medizinischen Fakultät oder Beschäftigten des 
Universitätsklinikums des Saarlandes eingeworben 
wurden, unterrichtet die Universität den Klinikums-
vorstand über Herkunft und Verwendung der Mittel. 
Das Nähere wird in der Vereinbarung nach § 15 des 
Gesetzes über das Universitätsklinikum des Saarlandes 
geregelt.
(3) Aus Drittmitteln vergütetes Personal ist im Dienst 
der Hochschule zu beschäftigen.
(4) Drittmittel sollen die bei der Durchführung eines 
Vorhabens im Auftrag von Dritten entstehenden zu-
sätzlichen Kosten decken und zu den übrigen Kosten 
angemessen beitragen. Bei der Durchführung von 
Vorhaben, die nach einem in der Wissenschaft aner-
kannten Verfahren gefördert werden, bleibt die von 
der Hochschule vorzuhaltende Grundausstattung au-
ßerhalb der Berechnung nach Satz 1. Werden bei der 
Durchführung eines Vorhabens im Auftrag von Dritten 
Leistungen erbracht, die auch gewerblich angeboten 
werden, so müssen die Drittmittel für diese Leistungen 
entsprechend den im gewerblichen Bereich üblichen 
Entgelten bemessen sein.
(5) Das Präsidium informiert die Öffentlichkeit in ge-
eigneter Weise über abgeschlossene Drittmittelprojekte 
nach Absatz 1. Es stellt hierbei sicher, dass den gesetz-
lichen Bestimmungen zum Schutz personenbezogener 
Daten Rechnung getragen wird und keine Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse ohne die Zustimmung der/
des Dritten offenbart werden. Informationspflichten 

gegenüber der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde bleiben hiervon unberührt.
(6) Finanzielle Erträge der Hochschule aus For-
schungsvorhaben, die an der Hochschule durchgeführt 
werden, insbesondere aus Einnahmen, die der Hoch-
schule als Entgelt für die Inanspruchnahme von Perso-
nal, Sachmitteln und Einrichtungen zufließen, stehen 
der Hochschule zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Ver-
fügung und werden bei der Bemessung der der Hoch-
schule zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewiesenen 
Mittel nicht mindernd berücksichtigt.

§ 76 
Anwendungsbezogene Forschung

Die §§ 73 bis 75 gelten für anwendungsbezogene  
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben entsprechend.

Kapitel 7
Studierende und Studierendenschaft

§ 77 
Hochschulzugang

(1) Zu einem Hochschulstudium ist berechtigt, wer die 
dafür erforderliche Qualifikation durch Vorlage einer 
deutschen Hochschulzugangsberechtigung nachweist 
oder die Voraussetzungen des § 78 erfüllt, sofern keine 
Einschreibungshindernisse vorliegen.
(2) Die Qualifikation für ein Studium an der Univer-
sität, das zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss führt, wird nachgewiesen durch die allgemeine 
Hochschulreife, die Meisterprüfung, die fachgebunde-
ne Hochschulreife oder eine als gleichwertig anerkann-
te Vorbildung. Das Ministerium für Bildung und Kultur 
regelt im Einvernehmen mit der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde und dem Minis-
terium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
sowie dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie 
und Verkehr durch Rechtsverordnung die Feststellung 
der Gleichwertigkeit von Vorbildungsnachweisen. Die 
allgemeine Hochschulreife berechtigt uneingeschränkt 
zum Studium, die fachgebundene Hochschulreife nur 
zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studien-
gänge.
(3) Die Qualifikation für ein Studium an der Fachhoch-
schule, das zu einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss führt, wird nachgewiesen durch die allge-
meine Hochschulreife und die Fachhochschulreife, die 
Meisterprüfung, die fachgebundene Hochschulreife 
oder eine als gleichwertig anerkannte Vorbildung. Die 
allgemeine Hochschulreife und die Fachhochschul-
reife berechtigen uneingeschränkt zum Studium, die 
fachgebundene Hochschulreife nur zum Studium der 
im Zeugnis ausgewiesenen Studiengänge.
(4) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechen-
de Qualifikation hat auch, wer ein Hochschulstudium 
erfolgreich abgeschlossen hat, ohne die allgemeine 
Hochschulreife zu besitzen. Eine der fachgebundenen 
Hochschulreife entsprechende Qualifikation hat auch, 
wer den Nachweis über 60 ECTS-Leistungspunkte in 
den laut Studien- und Prüfungsordnung für das erste 
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Studienjahr vorgesehenen Pflicht- und Wahlpflichtfä-
chern erbringt.

(5) Eine fachgebundene Studienberechtigung kann 
Personen erteilt werden, die eine Abschlussprüfung 
mit qualifiziertem Ergebnis in einem einschlägigen 
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer mindestens 
zweijährigen Berufsausbildung und eine anschließen-
de mindestens zweijährige hauptberufliche Tätigkeit 
in diesem oder einem verwandten Beruf nachweisen 
können, wenn eine Eignungsfeststellung im Anschluss 
an ein Probestudium von in der Regel zwei Semestern 
erfolgt ist. Dem Probestudium muss eine umfassende 
Beratung durch die Hochschule vorausgehen; an die 
Stelle der Eignungsfeststellung kann auch eine Zwi-
schenprüfung gemäß § 63 Absatz 1 Satz 2 treten. Über 
die Studienberechtigung entscheidet die Hochschule. 
Sie bildet zur Entscheidung über die Zulassung zum 
Probestudium eine Kommission, der eine Beauftrag-
te/ein Beauftragter des Ministeriums für Bildung und 
Kultur, eine Vertreterin/ein Vertreter des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie für die 
Gesundheitsfachberufe, zwei in dem gewünschten Stu-
diengang tätige Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer sowie Vertreterinnen und Vertreter der Arbeits-
kammer, der Handwerkskammer, der Industrie- und 
Handelskammer oder der Kammern für freie Berufe 
angehören. Das Nähere regelt die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Bildung und Kultur nach An-
hörung der Hochschulen und der in Satz 4 genannten 
Kammern durch Rechtsverordnung.

(6) Die Zugangsberechtigung zu weiterführenden 
Studien gängen und Masterstudiengängen setzt einen 
Bachelorabschluss oder gleichwertigen Abschluss und 
eine besondere Eignung voraus. Die besondere Eig-
nung kann von einer Eignungsprüfung, einem quali-
fizierten Notendurchschnitt oder anderen geeigneten 
Verfahren abhängig gemacht werden. Bei konsekuti-
ven Masterstudiengängen wird sie insbesondere auf der 
Grundlage des zu vertiefenden Bachelorstudienganges 
festgestellt. Der Zugang zu einem postgradualen Stu-
diengang nach § 61 Absatz 2 setzt einen Hochschul-
abschluss voraus. Für den Zugang zu weiterbildenden 
Bachelor- und Masterstudiengängen gilt § 61 Absatz 3 
und 4.

(7) Für den Zugang zu einem künstlerischen oder ge-
stalterischen Studiengang und zu einem Sportstudien-
gang kann außer der Hochschulzugangsberechtigung 
der Nachweis einer entsprechenden Begabung verlangt 
werden. Die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde kann nach Anhörung der Hochschule 
Eignungsprüfungsordnungen durch Rechtsverordnung 
erlassen.

(8) Für das Studium in einem Studiengang mit beson-
deren fachspezifischen Anforderungen kann die Hoch-
schule unbeschadet von Absatz 7 außer der Qualifi-
kation nach den Absätzen 2 oder 3 den Nachweis der 
Eignung für den gewählten Studiengang durch ein Eig-
nungsfeststellungsverfahren verlangen. Das Eignungs-
feststellungsverfahren führt die Hochschule durch. Die 
Hochschule stellt die fachspezifische Eignung von Be-
werberinnen und Bewerbern anhand folgender Merk-
male fest:

1. in der Hochschulzugangsberechtigung ausgewiese-
ne Leistungen in studiengangspezifischen Fächern,

2. studiengangspezifische Berufsausbildung oder 
praktische Tätigkeit,

3. Motivations- und Leistungserhebungen in der Re-
gel in schriftlicher Form zu studiengangbezogenen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten,

4. fachspezifische Zusatzqualifikationen und außer-
schulische Leistungen, die über die Eignung für 
den Studiengang, für den die Zulassung beantragt 
wird, besonderen Aufschluss geben können,

5. Ergebnisse eines Auswahlgesprächs, in dem die 
Motivation und Eignung für das gewählte Studium 
und für den angestrebten Beruf festgestellt werden.

(9) Die Hochschule regelt durch Ordnung, die der Zu-
stimmung der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde bedarf, welche Eignungskriterien 
für die fachspezifische Eignung in einem bestimmten 
Studiengang heranzuziehen sind, welche Eignungs-
kriterien miteinander zu kombinieren sind und wel-
che Gewichtung miteinander kombinierten Eignungs-
kriterien im Einzelnen zukommt. Sie regelt ferner das 
Eignungsfeststellungsverfahren, die Mitwirkung der 
Hochschulmitglieder am Verfahren und die Zuständig-
keiten.

(10) In Studien- und Prüfungsordnungen kann be-
stimmt werden, dass für einzelne Studiengänge der 
Nachweis einer besonderen Vorbildung oder Tätigkeit 
zu erbringen ist, wenn dies im Hinblick auf das Studi-
enziel erforderlich ist.

§ 78 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit 

ausländischer Hochschulzugangsberechtigung

(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die 
nicht über eine deutsche Hochschulzugangsberechti-
gung verfügen, sind unter den Voraussetzungen des § 77 
zum Studium berechtigt, wenn sie eine der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige Quali-
fikation nachweisen und die für das Studium erforder-
lichen Sprachkenntnisse besitzen. Die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von Qualifikationen nach Satz 1 regelt 
das Ministerium für Bildung und Kultur durch Rechts-
verordnung. Regelungen über den Nachweis gleichwer-
tiger Qualifikationen kann die für die Wissenschaft zu-
ständige oberste Landesbehörde erlassen.

(2) Wer nach dem erfolgreichen Besuch einer Bil-
dungseinrichtung im Ausland über einen Bildungs-
nachweis verfügt, der einer deutschen Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht gleichwertig ist, aber zum 
Studium an einer im Ausstellungsstaat anerkannten 
Hochschule berechtigt, erlangt die Studienberechti-
gung, wenn er über die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse verfügt und die Eignung für das Stu-
dium von der Hochschule festgestellt wurde.

(3) Mit der Eignungsfeststellung nach Absatz 2 sollen 
die fachliche Eignung und die methodischen Fähigkei-
ten, die für das Studium eines Studienganges oder für 
das Studium bestimmter fachlich verwandter Stu dien-
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gänge erforderlich sind, nachgewiesen werden. Die 
Eignung kann durch eine Hochschulzugangsprüfung 
oder im Anschluss an ein Probestudium von mindes-
tens zwei und höchstens vier Semestern festgestellt 
werden. Das Nähere regelt die Hochschule in einer 
Ordnung mit Zustimmung der für die Wissenschaft zu-
ständigen obersten Landesbehörde.

(4) Für Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
nach den Absätzen 1 und 2 bietet die Hochschule studi-
envorbereitende oder studienbegleitende Ergänzungs-
kurse und Sprachkurse an. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer dieser Kurse können sich bis zum Ende des 
Semesters, in dem ihre Eignungsfeststellung stattfin-
det, an der Hochschule einschreiben. Die Sprachkurse 
können in Kooperation mit einer Hochschule oder ei-
nem Dritten durchgeführt werden. In geeigneten Fäl-
len kann die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde anordnen, dass eine Hochschule gegen 
Kostenerstattung Sprachkurse auch für eine andere 
Hochschule anbietet.

(5) Die Hochschule kann mit Zustimmung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
Aufgaben nach den Absätzen 3 und 4 auf andere Ein-
richtungen übertragen.

(6) Das Präsidium kann beim Zugang von ausländi-
schen Studierenden oder Doktorandinnen und Dokto-
randen, die nur während eines bestimmten Abschnitts 
ihres Studiums an einer deutschen Hochschule studie-
ren oder forschen wollen, in begründeten Fällen Aus-
nahmen von Absatz 1 zulassen. Dies gilt insbesondere 
für Studierende von ausländischen Hochschulen, mit 
denen Kooperationen über einen Studierendenaus-
tausch bestehen.

§ 79 
Einschreibung

(1) Die Studierenden schreiben sich zum Studium in 
dem von ihnen gewählten Studiengang oder mit dem 
Ziel der Promotion ein (Immatrikulation). Sie wer-
den durch die Einschreibung und für die Dauer der 
Einschreibung Mitglieder der Hochschule (§ 14 Ab-
satz 1 Satz 1). Eine Studienbewerberin/Ein Studien-
bewerber ist einzuschreiben, wenn sie/er die für den 
Studiengang erforderliche Qualifikation nachweist und 
kein Versagungsgrund nach § 80 vorliegt.

(2) Die Einschreibung kann auch für mehrere Studi-
engänge erfolgen; bestehen insoweit Zulassungsbe-
schränkungen, durch die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber vom Erststudium ausgeschlossen 
werden, so kann eine Studienbewerberin/ein Studi-
enbewerber für diese gleichzeitig nur eingeschrieben 
werden, wenn dies wegen einer für den berufsqualifi-
zierenden Abschluss vorgeschriebenen Studiengang-
kombination erforderlich ist oder die Voraussetzungen 
für ein Zweitstudium erfüllt sind.

(3) Die Immatrikulation kann sich auf einen bestimm-
ten Studienabschnitt beschränken, wenn der gewählte 
Studiengang an der Hochschule nur teilweise angebo-
ten wird. Entsprechendes gilt, wenn der gewählte Stu-
diengang Zulassungsbeschränkungen unterliegt und 

für einen Teil dieses Studiengangs eine höhere Ausbil-
dungskapazität als für einen späteren Teil besteht.
(4) In Studiengängen, in denen Teilzeitregelungen be-
stehen, können Bewerberinnen und Bewerber als Teil-
zeitstudierende immatrikuliert werden, wenn sie we-
gen Berufstätigkeit, der Betreuung von Angehörigen 
oder aus einem anderen wichtigen Grund dem Studium 
nur mindestens die Hälfte ihrer Arbeitszeit widmen 
können.
(5) Ein Wechsel des Studiengangs bedarf der Ände-
rung der Einschreibung. Die Hochschule kann den 
Wechsel des Studiengangs von der Teilnahme an einer 
Studienberatung abhängig machen.
(6) Minderjährige mit der Berechtigung zum Hoch-
schulstudium im Sinne dieses Gesetzes sind für Ver-
fahrenshandlungen, die die Aufnahme, Durchführung 
und Beendigung eines Studiums betreffen, rechtlich 
handlungsfähig.
(7) Schülerinnen und Schüler, die nach dem einver-
nehmlichen Urteil von Schule und Hochschule beson-
dere Begabung aufweisen, können als Juniorstudie-
rende eingeschrieben werden. Sie erhalten damit das 
Recht, an Lehrveranstaltungen und Prüfungen teilzu-
nehmen. Ihre Studien- und Prüfungsleistungen sind bei 
einem späteren Studium anzuerkennen. Sie unterliegen 
nicht der Gebührenpflicht.
(8) Das Nähere über die Einschreibung, insbesondere 
die Rückmeldung und Beurlaubung, das Teilzeitstu-
dium, die Einschreibung ausländischer und staatenlo-
ser Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die 
Zulassung von Zweithörerinnen und Zweithörern und 
von Gasthörerinnen und Gasthörern, die Doppelim-
matrikulation sowie das Verfahren der Einschreibung, 
regelt der Senat in einer Ordnung (Immatrikulations-
ordnung), die der Zustimmung des Präsidiums bedarf.

§ 80 
Versagung der Einschreibung

(1) Die Einschreibung ist zu versagen, wenn die Be-
werberin/der Bewerber
1. die Zugangsvoraussetzungen nach § 77 oder § 78 

nicht nachweist,
2. in einem zulassungsbeschränkten Studiengang kei-

nen Studienplatz erhalten hat,
3. durch unanfechtbaren oder sofort vollziehbaren 

Bescheid als Mitglied der Hochschule ausge-
schlossen worden ist,

4. an einer deutschen Hochschule in dem gewählten 
Studiengang oder, sofern es die Prüfungsordnung 
bestimmt, in einem vergleichbaren Studiengang 
mit im Wesentlichen gleichem Inhalt den Prü-
fungsanspruch bereits verloren hat,

5. zu entrichtende Gebühren und Beiträge nicht be-
zahlt hat,

6. an einer anderen deutschen Hochschule aus den in 
§ 82 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 und 4 und Satz 2 
geregelten Gründen ausgeschlossen worden ist 
oder
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7. eine ausreichende Krankenversicherung aus eige-
nem Verschulden nicht nachweist.

(2) Die Einschreibung kann nach Maßgabe der Imma-
trikulationsordnung versagt werden, wenn die Bewer-
berin/der Bewerber
1. die für den Antrag auf Einschreibung vorgeschrie-

benen Formen und Fristen nicht beachtet hat,
2. aus den in § 82 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 

geregelten Gründen ausgeschlossen worden ist 
oder

3. an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit der 
anderen Studierenden ernstlich gefährden würde 
oder den ordnungsgemäßen Studienbetrieb zu be-
einträchtigen droht.

§ 81 
Rückmeldung und Beurlaubung

(1) Studierende, die nach Ablauf eines Semesters das 
Studium in demselben Studiengang fortsetzen wollen, 
haben sich innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei 
der Hochschule zurückzumelden.
(2) Die Rückmeldung ist zu versagen, wenn
1. den Studierenden das Zeugnis über die bestande-

ne Abschlussprüfung ausgehändigt wurde, sofern 
nicht eine Fortsetzung des Studiums zur Wieder-
holung der Abschlussprüfung zulässig ist oder

2. die Studierenden eine nach der Prüfungsordnung 
erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden 
haben.

Eine Rückmeldung unter Wechsel oder Erweiterung 
des Studiengangs ist nur möglich, wenn die erforderli-
che Zulassung zum neuen Studiengang nachgewiesen 
wird. Die Rückmeldung zur Promotion setzt die Zulas-
sung zu einem entsprechenden Promotionsstudiengang 
oder die Betreuung durch eine Hochschullehrerin/ei-
nen Hochschullehrer voraus.
(3) Auf Antrag können Studierende aus wichtigem 
Grund vom Studium beurlaubt werden. Während der 
Beurlaubung können grundsätzlich Studienleistungen 
nicht erbracht und Prüfungen nicht abgelegt werden. 
Eine Wiederholung nicht bestandener Prüfungen bleibt 
möglich. Satz 2 gilt nicht bei der Inanspruchnahme der 
Schutzfristen des gesetzlichen Mutterschutzes und wäh-
rend der Elternzeit. Weitere Ausnahmen kann die Hoch-
schule in einer Ordnung nach § 79 Absatz 8 regeln.

§ 82 
Aufhebung der Einschreibung

(1) Die Einschreibung ist auf Antrag der/des Studie-
renden aufzuheben.
(2) Die Einschreibung ist mit Wirkung vom Zeitpunkt 
der Aufnahme zurückzunehmen, wenn
1. sie durch arglistige Täuschung, Drohung oder Be-

stechung herbeigeführt wurde oder
2. sich nachträglich ergibt, dass ein Versagungsgrund 

nach § 80 Absatz 1 vorgelegen hat.

Sie ist mit Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen, 
wenn sie auf einer rechtswidrigen Vergabe des Studi-
enplatzes beruht und der Zulassungsbescheid deshalb 
zurückgenommen worden ist.

(3) Die Einschreibung ist zu widerrufen, wenn Grün-
de nach § 80 Absatz 1 Nummer 3 oder 6 nachträglich 
eintreten.

(4) Die Einschreibung kann widerrufen werden, wenn 
Studierende

1. die in dem gewählten Studiengang vorgeschriebe-
nen Leistungsnachweise oder Prüfungen nicht er-
bringen,

2. ihr Studium längere Zeit nicht betreiben; diese Vo-
raussetzung gilt als erfüllt, wenn Studierende für 
mehr als vier aufeinander folgende Semester keine 
nachprüfbaren Leistungen im betreffenden Studi-
engang erbringen oder wenn sie eine Abschluss-
prüfung bis zum Ablauf der doppelten Regelstu-
dienzeit aus von ihnen zu vertretenden Gründen 
nicht abgelegt haben,

3. durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforde-
rung zur Gewalt oder Bedrohung mit Gewalt den 
bestimmungsgemäßen Betrieb einer Einrichtung 
der Hochschule, die Tätigkeit eines Organs der 
Hochschule oder die Durchführung einer Veran-
staltung der Hochschule behindern oder ein Mit-
glied der Hochschule von der Ausübung seiner 
Rechte und Pflichten abhalten oder abzuhalten 
versuchen oder

4. Einrichtungen der Hochschule zu strafbaren Hand-
lungen nutzen oder zu nutzen versuchen.

Gleiches gilt, wenn Studierende an den in den Num-
mern 1 und 4 genannten Handlungen teilnehmen oder 
wiederholt Anordnungen zuwiderhandeln, die gegen 
sie von der Hochschule wegen Verletzung ihrer Pflich-
ten nach § 15 Absatz 5 getroffen worden sind. In die-
sen Fällen kann mit dem Widerruf der Einschreibung 
eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren festgesetzt 
werden, innerhalb der eine erneute Einschreibung an 
der Hochschule ausgeschlossen ist.

§ 83 
Rechtsstellung und Aufgaben der Studierendenschaft

(1) Die an der Hochschule eingeschriebenen Studie-
renden bilden eine rechtsfähige Gliedkörperschaft der 
Hochschule mit dem Recht der Selbstverwaltung (Stu-
dierendenschaft). Die Studierendenschaft hat insbe-
sondere die Aufgabe, die fachlichen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Interessen der Studierenden 
zu vertreten, zu hochschulpolitischen Fragen Stellung 
zu nehmen, die politische, geistige und musische Bil-
dung der Studierenden zu fördern und den Hochschul-
sport sowie überregionale und internationale Kontakte 
zu pflegen. Sie wirkt bei der Integration ausländischer 
Studierender mit.

(2) Die Studierendenschaft gliedert sich in Fachschaf-
ten. Die Fachschaften nehmen in ihrem Bereich die 
fachlichen Belange und hochschulpolitischen Interes-
sen der Studierenden wahr. Sie beraten die Studieren-
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den und tragen zur Förderung der Studienangelegen-
heiten bei. Die Satzung der Studierendenschaft trifft 
Regelungen über die Fachschaftsorgane, insbesondere 
den Fachschaftsrat, sowie Rahmenregelungen für die 
Fachschaft.
(3) Organe der Studierendenschaft sind das Studieren-
denparlament, der Allgemeine Studierendenausschuss 
und der Ältestenrat. Aufgaben, Zuständigkeit und Zu-
sammensetzung der Organe der Studierendenschaft 
und ihre Gliederung regelt die Organisationssatzung 
der Studierendenschaft; sie kann auch weitere Orga-
ne vorsehen. Das Wahlrecht zu den Organen der Stu-
dierendenschaft wird in freier, gleicher und geheimer 
Wahl nach den Grundsätzen der personalisierten Ver-
hältniswahl ausgeübt. Das Nähere regelt die Wahlord-
nung der Studierendenschaft.
(4) Die Studierenden entrichten zur Erfüllung der Auf-
gaben der Studierendenschaft für jedes Semester oder 
Trimester Beiträge, die von der Hochschule unentgelt-
lich für die Studierendenschaft erhoben werden. Die 
Höhe setzt die Studierendenschaft durch eine Beitrags-
ordnung fest. In der Beitragsordnung sind die Beitrags-
pflicht und die Beitragshöhe zu regeln. Die Beiträge 
werden erstmals bei der Einschreibung fällig und dann 
jeweils mit Ablauf der durch die Hochschule festge-
legten Rückmeldefrist. Der Anspruch auf den Beitrag 
verjährt in drei Jahren.
(5) Die Studierendenschaft hat ein eigenes Vermögen. 
Für ihre Verbindlichkeiten haftet sie nur mit diesem 
Vermögen. Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen 
des Landes. Die Prüfung obliegt dem Rechnungshof 
des Saarlandes.
(6) Die Rechtsaufsicht über die Studierendenschaft 
führt das Präsidium. Die Satzungen der Studierenden-
schaft bedürfen seiner Zustimmung. Bei Verstößen ge-
gen die gesetzlichen Vorschriften über Haushalts- und 
Wirtschaftsführung kann das Präsidium eine befristete 
Verfügungssperre über das Vermögen der Studieren-
denschaft erlassen.

Kapitel 8
Staatliche Mitwirkung und Aufsicht

§ 84 
Staatliches Mitwirkungsrecht

(1) Ist nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Zu-
stimmung der für die Wissenschaft zuständigen obers-
ten Landesbehörde vorgesehen, so kann diese aus 
Rechtsgründen oder wichtigen Sachgründen versagt 
werden.
(2) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann die Hochschule aus wichtigem Grund 
auffordern,
1. eine Fakultät einzurichten, aufzuheben oder die 

Abgrenzung von Fakultäten zu ändern,
2. wissenschaftliche Einrichtungen, Betriebseinhei-

ten, Kompetenzzentren, Kooperationsplattformen, 
kooperative Promotionskollegs und andere Orga-

nisationseinheiten einzurichten, aufzuheben oder 
ihre Aufgaben zu ändern,

3. einen Studiengang einzurichten, aufzuheben oder 
zu ändern sowie

4. Prüfungsordnungen zu erlassen, aufzuheben oder 
zu ändern.

(3) Als wichtige Sachgründe nach den Absätzen 1 und 2 
sind anzusehen, wenn die von der Hochschule beschlos-
sene Regelung oder Maßnahme

1. nicht die Gewähr für gleichwertige Studienbedin-
gungen und -abschlüsse bietet,

2. die Erfüllung von Verpflichtungen gegenüber dem 
Bund und anderen Ländern gefährdet,

3. mit der Landeshochschulentwicklungsplanung 
oder mit den Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
nicht in Einklang steht.

Aus den in Absatz 2 genannten Gründen kann die für 
die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde 
die Hochschule auffordern, das Erforderliche zu ver-
anlassen und, wenn die Hochschule der Aufforderung 
nicht innerhalb einer bestimmten angemessenen Frist 
nachkommt, die notwendigen Anordnungen an Stelle 
der Hochschule treffen.

(4) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann nach Anhörung der Hochschule die 
Programme bestimmen, die für die regionale, überregi-
onale und internationale Aufgabenteilung und Zusam-
menarbeit in Forschung, Lehre und Studium bei der 
Einrichtung von Studiengängen und bei der Bildung 
von Schwerpunkten der Forschung zu berücksichtigen 
sind.

(5) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde hat das Recht, sich von der Hochschule 
über ihre Struktur- und Entwicklungsvorstellungen in-
formieren zu lassen.

§ 85 
Rechtsaufsicht

(1) Die Hochschulen nehmen ihre Selbstverwaltungs-
angelegenheiten unter der Rechtsaufsicht der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
wahr. Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde sorgt in Ausübung der Rechtsaufsicht da-
für, dass die Hochschulen Recht und Gesetz beachten 
und ihre Verpflichtungen aus den Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen sowie die aus Staatsverträgen resul-
tierenden Verpflichtungen erfüllen (Körperschaftsauf-
sicht).

(2) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann rechtswidrige Beschlüsse, Maßnah-
men und Unterlassungen der Hochschule unbeschadet 
der Verantwortung des Präsidiums und des Dekanats 
beanstanden und Abhilfe verlangen. Die Beanstandung 
hat aufschiebende Wirkung. Kommt die Hochschule 
einer Aufforderung der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde nicht nach, so kann 
diese die beanstandeten Beschlüsse oder Maßnahmen 
aufheben oder anstelle der Hochschule das Erforder-
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liche veranlassen. Sind beanstandete Beschlüsse oder 
Maßnahmen bereits ausgeführt, kann die für die Wis-
senschaft zuständige oberste Landesbehörde anordnen, 
dass sie rückgängig gemacht werden, soweit unent-
ziehbare Rechte Dritter nicht entstanden sind.
(3) Um ihre Aufsichtsbefugnisse zu erfüllen, kann sich 
die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbe-
hörde jederzeit über die Angelegenheiten der Hoch-
schule informieren und an allen Sitzungen der Hoch-
schulgremien teilnehmen; sie kann dazu an Ort und 
Stelle prüfen und besichtigen, mündliche und schrift-
liche Berichte anfordern sowie Akten und sonstige Un-
terlagen einsehen.
(4) Die Verträge mit den Kirchen werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt.

§ 86 
Fachaufsicht

(1) Soweit die Hochschule als Einrichtung des Lan-
des staatliche Angelegenheiten im Auftrag des Landes 
wahrnimmt, unterliegt sie der Fachaufsicht der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde. 
Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landes-
behörde sorgt dafür, dass die Angelegenheiten recht-
mäßig und zweckmäßig erfüllt werden. § 85 Absatz 3 
gilt entsprechend.
(2) Staatliche Angelegenheiten sind
1. die Festsetzung von Ausbildungskapazitäten und 

Zulassungszahlen sowie die Vergabe von Studien-
plätzen,

2. die Beteiligung an oder die Durchführung von 
staatlichen Prüfungen,

3. die Personalverwaltung, soweit nicht in diesem 
Gesetz oder anderweitig durch Landesrecht andere 
Regelungen getroffen sind,

4. das Gebührenwesen,
5. die von der Saarländischen Universitäts- und Lan-

desbibliothek nach § 37 Absatz 4 wahrzunehmen-
den Aufgaben und

6. die der Hochschule durch Gesetz zur Ausführung 
übertragenen Auftragsangelegenheiten.

§ 87 
Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) Weist das Land der Hochschule die Mittel als glo-
bale Zuschüsse für Personalkosten, Sachkosten und 
Investitionen zu (§ 11), findet die Landeshaushaltsord-
nung vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Gesetzes 
Anwendung. Der Haushalt der Hochschule bildet im 
Landeshaushalt ein Kapitel im Einzelplan der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde.
(2) Wirtschaftsführung und Rechnungswesen richten 
sich nach kaufmännischen Grundsätzen. Planaufstel-
lung, Bewirtschaftung und Rechnungslegung erfolgen 
auf der Basis der doppelten Buchführung.
(3) Die Hochschule stellt bis zum 1. Juni jeden Jahres 
einen Wirtschaftsplan auf, der im Aufwand und Ertrag 

ausgeglichen sein muss und die Finanz-, Ertrags- und 
Vermögenslage einschließlich des Eigenvermögens 
der Hochschule einheitlich und vollständig abbildet. 
Das Präsidium leitet den Wirtschaftsplan nach Mit-
wirkung des Senats und des Hochschulrats der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde zu.
(4) Die Hochschule hat die Einhaltung des jeweils ver-
fügbaren Einnahme- und Ausgabevolumens sowie der 
Kosten und Erlöse durch geeignete Informations- und 
Steuerungsinstrumente sicherzustellen, die insbeson-
dere eine Kosten- und Leistungsrechnung umfassen. 
Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landes-
behörde erlässt im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um für Finanzen und Europa Bestimmungen über die 
Rechnungslegung und die Buchführung.
(5) Die Hochschule erstellt einen Jahresabschluss un-
ter sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches über große Kapitalgesellschaften. 
Auf die Prüfung des Jahresabschlusses sind die Prü-
fungsgrundsätze des § 53 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969 
(BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), entspre-
chend anzuwenden.
(6) Aus nicht verbrauchten Zuschüssen mit Ausnahme 
der Zuschüsse für Personalkostensteigerungen können 
auf der Basis einer Resteübertragung nach der Landes-
haushaltsordnung Rücklagen gebildet werden.
(7) Die Hochschule entscheidet im Rahmen von finan-
ziellen Obergrenzen und des Stellenplans über die Be-
schäftigung von Bediensteten.
(8) Das Präsidium überwacht die Einhaltung des Wirt-
schaftsplans. Es leitet der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde und dem Ministerium 
für Finanzen und Europa zum Ende des ersten, zweiten 
und dritten Quartals Zwischenabschlüsse in Form einer 
Vergleichsrechnung mit den Ansätzen des Wirtschafts-
plans zu und nimmt zu den Abweichungen Stellung. 
Über Entwicklungen, die den Vollzug des Wirtschafts-
plans gefährden können, sind die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde und das Ministeri-
um für Finanzen und Europa mit Vorschlägen zur Ab-
hilfe unverzüglich zu informieren. Eine Stellungnahme 
des Hochschulrats ist beizufügen.
(9) Die Prüfung der Haushaltsführung und Rechnungs-
legung der Hochschule obliegt dem Rechnungshof des 
Saarlandes. Die Hochschule berichtet dem für Wis-
senschaft zuständigen Landtagsausschuss über den 
Wirtschaftsplan, den Jahresabschluss und die Finanz-
planung.

Kapitel 9

Hochschulen in freier Trägerschaft

§ 88 
Staatliche Anerkennung von Hochschulen  

in freier Trägerschaft
(1) Einrichtungen des tertiären Bildungswesens, die 
keine staatlichen Hochschulen sind, bedürfen der 
staatlichen Anerkennung als Hochschule, um eine ent-
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sprechende Bezeichnung führen, Hochschulprüfungen 
abnehmen und Hochschulgrade oder vergleichbare Be-
zeichnungen verleihen zu können.

(2) Die staatliche Anerkennung kann von der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
erteilt werden, wenn die geplante Hochschule und die 
Qualität ihres Studienangebotes vom Wissenschafts-
rat oder einer von der für die Wissenschaft zuständi-
gen obersten Landesbehörde bestimmten anderen un-
abhängigen Stelle vor Aufnahme des Studienbetriebs 
gutachterlich positiv bewertet worden ist und aufgrund 
entsprechender Nachweise gewährleistet ist, dass

1. das Studium an den in § 56 genannten Zielen aus-
gerichtet ist,

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden 
oder aufeinander folgenden Studiengängen an der 
Hochschule allein oder im Verbund mit anderen 
Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden 
oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen 
ist; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer Fachrich-
tung die Einrichtung einer Mehrzahl von Studien-
gängen durch die wissenschaftliche Entwicklung 
oder das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld 
nicht nahegelegt wird,

3. die Studienbewerberinnen und -bewerber die Vo-
raussetzungen für die Aufnahme in eine entspre-
chende staatliche Hochschule erfüllen,

4. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungs-
voraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 
Tätigkeiten an staatlichen Hochschulen gefordert 
werden,

5. die Angehörigen der Einrichtung an der Gestaltung 
des Studiums in sinngemäßer Anwendung der für 
staatliche Hochschulen geltenden Grundsätze mit-
wirken,

6. die Vermögensverhältnisse des Trägers der Bil-
dungseinrichtung deren vollständige Finanzierung 
aus eigenen Mitteln des Trägers auf Dauer gesi-
chert erscheinen lassen und

7. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrenden dauerhaft gesichert ist.

(3) Die institutionelle Akkreditierung erfolgt frühes-
tens drei Jahre nach Aufnahme des Studienbetriebs 
durch den Wissenschaftsrat oder eine von der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
bestimmte andere unabhängige Stelle. Die Kosten der 
Begutachtung nach Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sowie 
anfallende weitere Begutachtungskosten sind von der 
zu überprüfenden Einrichtung zu tragen.

(4) Die staatliche Anerkennung ist zunächst zu befris-
ten. Sie kann mit Auflagen versehen werden, die der 
Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 2 oder der 
Qualitätssicherung dienen. Die staatliche Anerkennung 
setzt die positive Akkreditierung aller Studiengänge 
voraus. Nach längstens zehn Jahren ist die Hochschule 
zu reakkreditieren. Nach der erfolgreichen Reakkredi-
tierung kann die staatliche Anerkennung auch unbe-
fristet erfolgen.

(5) Bei der Anerkennung werden die Bezeichnung und 
die Organisation der Hochschule sowie ihre Studien-
gänge festgelegt. Die Hochschule erhält das Recht 
nach Maßgabe der Anerkennung, Hochschulprüfun-
gen abzunehmen, Hochschulgrade zu verleihen und 
die Bezeichnung „Universität“, „Hochschule“, „Fach-
hochschule“ oder eine entsprechende fremdsprach-
liche Bezeichnung in Wortverbindung mit einem sie 
von staatlichen Hochschulen unterscheidenden Zusatz 
zu führen, soweit sie als Einrichtung des Landes eine 
solche Bezeichnung führen könnte. Nachträgliche we-
sentliche Änderungen, insbesondere die Erweiterung 
des Studienangebots oder der Wechsel des Trägers, 
setzen eine Überprüfung der staatlichen Anerkennung 
voraus.

(6) Eine vor dem 21. November 2014 erteilte staatliche 
Anerkennung bleibt unberührt. Im Übrigen finden die 
Vorschriften über die staatliche Anerkennung auch auf 
bereits bestehende Hochschulen in freier Trägerschaft 
Anwendung.

§ 89 
Zuschüsse

Träger von staatlich anerkannten Hochschulen haben 
keinen Anspruch auf staatliche Finanzhilfe.

§ 90 
Rechtswirkungen der staatlichen Anerkennung

(1) Die Hochschule kann im Rahmen der staatlichen 
Anerkennung Hochschulprüfungen abnehmen, Zeug-
nisse erteilen und Hochschulgrade verleihen. Diese 
verleihen die gleichen Berechtigungen wie Hochschul-
prüfungen, Zeugnisse und Hochschulgrade gleicher 
Studiengänge an staatlichen Hochschulen. Die Hoch-
schule kann mit staatlichen Hochschulen zusammen-
wirken.

(2) Das an einer staatlich anerkannten Hochschule ab-
geschlossene Studium ist ein abgeschlossenes Hoch-
schulstudium im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Die Grundordnung sowie die Studien- und Prü-
fungsordnungen sind der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde anzuzeigen.

(4) Die Einstellung von hauptberuflich Lehrenden und 
die Änderung der mit ihnen abgeschlossenen Verträ-
ge sind der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde anzuzeigen. Die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde kann dem Träger 
der Hochschule gestatten, hauptberuflich Lehrenden, 
die die Einstellungsvoraussetzungen für Professorin-
nen und Professoren an den staatlichen Hochschulen 
erfüllen, für die Zeit ihrer Beschäftigung die Bezeich-
nung „Professorin“/„Professor“ zu verleihen. Diese 
Bezeichnung kann nach dem Ausscheiden aus dem 
Lehrkörper als akademische Würde weitergeführt 
werden, wenn eine mindestens sechsjährige erfolgrei-
che Tätigkeit an der Hochschule zurückgelegt wurde. 
§ 40 Absatz 6 gilt entsprechend.

(5) Die Bestellung von Honorarprofessorinnen und Ho-
norarprofessoren ist der für die Wissenschaft zuständi-
gen obersten Landesbehörde anzuzeigen. Die Honorar-
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professorin/Der Honorarprofessor ist unter den für die 
staatlichen Hochschulen geltenden Voraussetzungen 
berechtigt, die Bezeichnung nach Absatz 4 Satz 2 zu 
führen; im Übrigen gilt § 50 Absatz 2 entsprechend.

(6) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Lan-
desbehörde kann sich jederzeit über die Angelegenhei-
ten der Hochschule unterrichten. Die Hochschule ist 
verpflichtet, die dafür erforderliche Unterstützung zu 
leisten.

(7) Staatlich anerkannte Hochschulen unterstehen der 
Rechtsaufsicht der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde.

(8) § 3 Absatz 13 gilt entsprechend.

§ 91 
Verlust der staatlichen Anerkennung

(1) Die staatliche Anerkennung erlischt, wenn die Hoch-
schule nicht binnen eines Jahres seit Zustellung des 
Anerkennungsbescheides den Studienbetrieb aufnimmt 
oder wenn der Studienbetrieb ein Jahr geruht hat.

(2) Die staatliche Anerkennung ist zurückzunehmen, 
wenn ihre Voraussetzungen im Zeitpunkt der Erteilung 
nicht gegeben waren und diesem Mangel trotz Auffor-
derung durch die zuständige Behörde innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht abgeholfen wurde.

(3) Die staatliche Anerkennung kann widerrufen wer-
den, wenn

1. die Akkreditierung der Einrichtung einschließlich 
ihres Studienangebots durch Zeitablauf erloschen 
ist und eine weitere Akkreditierung verweigert 
wurde,

2. eine Auflage nach § 88 Absatz 4 nicht erfüllt wur-
de und dem Mangel trotz Beanstandung innerhalb 
einer bestimmten Frist nicht abgeholfen wurde,

3. die Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung 
weggefallen sind und diesem Mangel trotz Auffor-
derung durch die zuständige Behörde innerhalb ei-
ner bestimmten Frist nicht abgeholfen wurde,

4. der Träger oder die Leitung der Hochschule wie-
derholt gegen die ihm/ihr nach diesem Gesetz oder 
nach dem Anerkennungsbescheid obliegenden 
Pflichten verstößt,

5. nachträglich Tatsachen bekannt werden, die eine 
Versagung der staatlichen Anerkennung gerecht-
fertigt hätten oder

6. die Voraussetzungen für die staatliche Anerken-
nung, insbesondere bei der Erweiterung oder Ein-
schränkung der wahrgenommenen Aufgaben, nicht 
mehr vorliegen.

(4) Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs der 
staatlichen Anerkennung soll den Studierenden die Be-
endigung ihres Studiums ermöglicht werden.

(5) Die beabsichtigte Auflösung einer Hochschule in 
freier Trägerschaft ist der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde anzuzeigen. Absatz 4 
gilt entsprechend.

Kapitel 10
Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 92 
Niederlassungen; Franchising

(1) Staatliche oder staatlich anerkannte Hochschulen 
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on dürfen im Geltungsbereich dieses Gesetzes Nieder-
lassungen betreiben, wenn das von ihnen angebotene 
Studium, die Prüfungen, die Verleihung der Grade und 
die Qualitätssicherung dem im Herkunftsstaat gelten-
den Recht entsprechen. Die Einrichtung der Niederlas-
sung ist der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde mindestens sechs Monate vor Aufnah-
me des Studienbetriebs anzuzeigen. Das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Satz 1 ist gegenüber der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde vor 
Aufnahme des Studienbetriebs nachzuweisen. Die Sät-
ze 1 bis 3 gelten entsprechend für staatliche oder staat-
lich anerkannte Hochschulen aus anderen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland.

(2) Bildungseinrichtungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, die keine Hochschulen sind, können auf der 
Grundlage einer Kooperation mit einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten deutschen Hochschule oder aus 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union Hoch-
schulstudiengänge durchführen oder zu Hochschulab-
schlüssen hinführen (Franchising), wenn

1. nur Studienbewerberinnen und -bewerber ange-
nommen werden, die die Voraussetzungen für den 
Zugang zum Studium an der Kooperationshoch-
schule erfüllen,

2. die Kontrolle über die Qualität und die Gleich-
wertigkeit des Studienangebotes sowie über die 
Erbringung der erforderlichen Studien- und Prü-
fungsleistungen durch die den Hochschulgrad ver-
leihende Kooperationshochschule gesichert ist und 
von dieser verantwortet wird und

3. das Studienangebot der die Ausbildung durch-
führenden Bildungseinrichtung nach den im Her-
kunftsstaat der Kooperationshochschule geltenden 
Regelungen zur Qualitätssicherung ordnungsge-
mäß akkreditiert worden ist.

Der Betrieb der Bildungseinrichtung bedarf der Ge-
nehmigung durch die für die Wissenschaft zuständige 
oberste Landesbehörde. Dem Antrag sind die erfor-
derlichen Nachweise sowie eine Garantieerklärung 
der Kooperationshochschule beizufügen, nach der die 
Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen. Für Auswei-
tungen oder wesentliche Änderungen des Studienange-
bots nach Betriebsaufnahme gelten die Sätze 1 bis 3 
entsprechend.

(3) Niederlassungen ausländischer Hochschulen aus 
Staaten außerhalb der Europäischen Union bedürfen 
der Genehmigung durch die für die Wissenschaft zu-
ständige oberste Landesbehörde. Für die Genehmigung 
gilt § 88 Absatz 2 entsprechend. Die Genehmigungs-
voraussetzungen sind der für die Wissenschaft zustän-
digen obersten Landesbehörde mit dem Antrag auf 
erstmaligen Betrieb und bei jeder Ausweitung oder 
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wesentlichen Änderung des Studienangebots nachzu-
weisen. Die Genehmigung kann befristet erteilt und mit 
Auflagen versehen werden, die der Erfüllung der Vor-
aussetzungen nach Satz 2 dienen. § 91 gilt entsprechend.

(4) Einrichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 haben kei-
nen Anspruch auf staatliche Finanzierung. Studierende 
einer Einrichtung nach den Absätzen 1 bis 3 haben kei-
nen Anspruch gegen das Saarland auf Beendigung des 
Studiums.

(5) Niederlassungen nach den Absätzen 1 und 3 sind 
verpflichtet, im Geschäftsverkehr neben ihrem Na-
men und ihrer Rechtsform ihren Herkunftsstaat oder 
ihr Herkunftsland zu nennen. Bildungseinrichtungen 
nach Absatz 2 sind verpflichtet, im Geschäftsverkehr 
bei allen im Zusammenhang mit dem Studienange-
bot stehenden Handlungen und bei der Bewerbung 
des Studien angebots darauf hinzuweisen, dass ihre 
Einrichtung selbst nicht Hochschule ist und die Studi-
engänge nicht von ihr angeboten werden, sowie über 
Namen, Rechtsform und Herkunftsstaat oder Her-
kunftsland der kooperierenden Hochschule zu infor-
mieren. Einrichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind 
verpflichtet, Personen, die an ihrem Bildungsangebot 
teilnehmen, über Art, Umfang, Reichweite und Kosten 
ihrer Ausbildungsleistung zu informieren.

(6) Einrichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind ver-
pflichtet, die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde jährlich oder auf deren Verlangen über 
ihre Angelegenheiten zu unterrichten. Der Wegfall der 
staatlichen Anerkennung durch den Herkunftsstaat 
oder das Herkunftsland oder Änderungen im Umfang 
der staatlichen Anerkennung sind der für die Wissen-
schaft zuständigen obersten Landesbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen.

§ 93 
Unterstützung bei der Vermittlung  

von Hochschulgraden

Einrichtungen, die Personen bei der Vermittlung eines 
Hochschulgrades gegen Entgelt Hilfe leisten, bedürfen 
der Genehmigung. Voraussetzung für die Erteilung der 
Genehmigung ist, dass

1. der zu verleihende Grad nach dem Recht des Her-
kunftslandes ein fachlich anerkannter Hochschul-
abschluss ist und

2. der Grad aufgrund eines Studiums verliehen wird, 
das nach dem Recht des Herkunftslandes des Gra-
des als ordnungsgemäß bezeichnet werden kann.

§ 94 
Namensrecht

Führt eine Bildungseinrichtung die Bezeichnung Uni-
versität, Hochschule, Fachhochschule oder eine auf 
diese hinweisende oder ihnen zum Verwechseln ähnli-
che Bezeichnung, ohne staatlich anerkannt zu sein, ist 
die Führung der Bezeichnung von der für die Wissen-
schaft zuständigen obersten Landesbehörde zu unter-
sagen.

§ 95 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig
1. eine Einrichtung des tertiären Bildungswesens 

nach § 88 Absatz 1 ohne die erforderliche staatli-
che Anerkennung errichtet oder betreibt,

2. unbefugt eine Niederlassung einer Hochschule 
nach § 92 Absatz 1 oder 3 errichtet oder betreibt,

3. unbefugtes Franchising im Sinne von § 92 Ab-
satz 2 betreibt,

4. seinen Verpflichtungen nach § 92 Absatz 5 trotz 
Aufforderung durch die für die Wissenschaft zu-
ständige oberste Landesbehörde nicht nachkommt,

5. nach § 94 geschützte Bezeichnungen ohne entspre-
chende staatliche Anerkennung verwendet,

6. unbefugt Hochschulgrade, Titel, Hochschultätig-
keitsbezeichnungen oder diesen zum Verwechseln 
ähnliche Bezeichnungen führt, vermittelt oder ver-
leiht,

7. gegen Entgelt das Verfassen oder die Mitwirkung 
beim Verfassen von Habilitationsschriften, Disser-
tationen, Bachelor- und Masterarbeiten oder sons-
tigen Prüfungsarbeiten vermittelt oder anbietet 
oder

8. einer aufgrund dieses Gesetzes erteilten vollzieh-
baren Auflage oder Anordnung zuwider handelt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit 
einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro geahndet wer-
den. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Mai 2015 
(BGBl. I S. 706), ist die für die Wissenschaft zuständi-
ge oberste Landesbehörde.

§ 96 
Anpassungsfristen und Neuwahlen

(1) Die von den Hochschulen zu erlassenden Ordnun-
gen sind, soweit sie diesem Gesetz widersprechen, 
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei 
Jahren, die Grundordnung spätestens innerhalb von 
einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu er-
lassen oder diesem Gesetz anzupassen; dies gilt auch 
für Geschäftsordnungen. Bis zu ihrem Erlass oder ihrer 
Anpassung gelten sie fort, soweit sie diesem Gesetz 
nicht widersprechen. Das gleiche gilt für die Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen der Hochschulen sowie für 
den Struktur- und Entwicklungsplan der Universität 
und den Fachhochschulentwicklungsplan der Fach-
hochschule.
(2) Die Zuständigkeiten der Organe richten sich nach 
diesem Gesetz.
(3) Neuwahlen für den Senat und die Fakultätsräte der 
Fachhochschule nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
finden erstmals in dem auf das Inkrafttreten der Grund-
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ordnung folgenden Semester statt. Bis zu ihrer Neubil-
dung tagen diese Kollegialorgane in ihrer bisherigen 
Zusammensetzung.

(4) Der Hochschulrat wird spätestens bis zum Ende des 
Wintersemesters 2017/2018 nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes neu gebildet.

(5) Endet die reguläre Amtszeit der Organe vor der 
Neubildung oder der Neuwahl, so ist sie bis zu diesem 
Zeitpunkt verlängert.

(6) Das Amt des Verwaltungsdirektors der Hochschule 
für Technik und Wirtschaft des Saarlandes endet mit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Die Stelle der hauptamt-
lichen Vizepräsidentin/des hauptamtlichen Vizeprä-
sidenten für Verwaltung und Wirtschaftsführung der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saarlandes 
nach § 22 ist innerhalb eines Monats nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes öffentlich auszuschreiben. Bis 
zum Erlass der Grundordnung beträgt die Amtszeit der 
Vizepräsidentin/des Vizepräsidenten für Verwaltung 
und Wirtschaftsführung der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft des Saarlandes vier Jahre. Die Präsi-
dentin/Der Präsident der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft des Saarlandes nimmt die Aufgaben einer 
hauptamtlichen Vizepräsidentin/eines hauptamtlichen 
Vizepräsidenten für Verwaltung und Wirtschaftsfüh-
rung der Hochschule für Technik und Wirtschaft des 
Saarlandes kommissarisch wahr, bis die hauptamtliche 
Vizepräsidentin/der hauptamtliche Vizepräsident für 
Verwaltung und Wirtschaftsführung ernannt oder be-
stellt ist.

(7) Eine hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte der 
Fachhochschule nach § 6 Absatz 2 wird erstmals nach 
Ablauf der regulären Amtszeit der mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Amt befindlichen Frauenbeauftrag-
ten bestellt. Der Beirat für Frauenfragen an der Fach-
hochschule wird mit Bestellung der hauptamtlichen 
Gleichstellungsbeauftragten aufgelöst. § 6 Absatz 8 
bleibt unberührt.

(8) Berufungsverfahren, deren Ausschreibungsfrist bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgelaufen war, werden 
nach den bis dahin geltenden Vorschriften fortgesetzt.

(9) Auf Promovierende, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits als Doktorandinnen oder Dokto-
randen angenommen worden waren, findet § 69 Ab-
satz 6 Satz 2 keine Anwendung.

(10) Das Vorliegen der in § 92 Absatz 1 bis 3 genann-
ten Voraussetzungen ist für bereits bestehende Nieder-
lassungen und Einrichtungen innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nachzuweisen.

§ 97 
Studienkolleg

Die Vorschriften zum Studienkolleg in § 57 des Uni-
versitätsgesetzes vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 14. Okto-
ber 2014 (Amtsbl. I S. 406), und § 68 des Fachhoch-
schulgesetzes vom 23. Juni 1999 (Amtsbl. S. 982), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 26. Oktober 2010 
(Amtsbl. I S. 1406), können bis zum Ende des Winter-
semesters 2020/2021 weiter Anwendung finden.

§ 98 
Rechtsstellung des wissenschaftlichen  

Personals der Universität

(1) Für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter nach § 71 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des 
Saarländischen Universitätsgesetzes vom 14. Dezem-
ber 1978 (Amtsbl. S. 1085) gelten die Bestimmungen 
dieses Gesetzes über wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Für wissenschaftliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter nach § 71 Absatz 3 Nummer 3 
des Saarländischen Universitätsgesetzes vom 14. De-
zember 1978 gelten die Bestimmungen dieses Geset-
zes über wissenschaftliche und studentische Hilfskräf-
te. Für Lehrkräfte für besondere Aufgaben nach § 72 
des Saarländischen Universitätsgesetzes vom 14. De-
zember 1978 gelten die Bestimmungen des Universi-
tätsgesetzes vom 8. März 1989 (Amtsbl. S. 609) über 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben.

(2) Für das vor oder am 1. Januar 1979 vorhandene 
wissenschaftliche Personal der Universität finden die 
Vorschriften der §§ 105, 110, 111 des Saarländischen 
Universitätsgesetzes vom 14. Dezember 1978 weiter 
Anwendung. Die bei Inkrafttreten des Universitätsge-
setzes vom 23. Juni 1999 (Amtsbl. S. 982) vorhande-
nen Hochschulassistentinnen und Hochschulassisten-
ten verbleiben in ihrem bisherigen Dienstverhältnis; 
auf sie finden die sie betreffenden Vorschriften des 
Saarländischen Universitätsgesetzes vom 14. Dezem-
ber 1978 sowie das bis zum Inkrafttreten des Universi-
tätsgesetzes vom 23. Juni 1999 geltende Beamten- und 
Besoldungsrecht Anwendung. Auf das Personal nach 
den Sätzen 1 und 2 findet im Übrigen § 51 des Univer-
sitätsgesetzes vom 8. März 1989 Anwendung.

(3) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
wissenschaftlichen Assistentinnen und Assistenten, 
Oberassistentinnen und Oberassistenten, Oberinge-
nieurinnen und Oberingenieure sowie Hochschuldo-
zentinnen und Hochschuldozenten verbleiben in ihren 
bisherigen Dienstverhältnissen. Ihre mitgliedschafts-
rechtliche Stellung bleibt unverändert. Für ihre Rechts-
stellung sind weiterhin die Rechtsvorschriften, die am 
Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Gültigkeit 
hatten, maßgebend.

(4) Auf befristete Beschäftigungsverhältnisse, die nach 
dem Inhalt des Arbeitsvertrages im Hinblick auf die 
Einführung der Statusgruppe Juniorprofessorin/Junior-
professor begründet worden sind, finden die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes mit Inkrafttreten Anwendung. Bis 
zu diesem Zeitpunkt zurückgelegte Beschäftigungszei-
ten werden auf die nach § 42 Absatz 2 festgelegte Dau-
er des Beschäftigungsverhältnisses angerechnet. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für wissenschaft-
liche Assistentinnen und Assistenten im Beamtenver-
hältnis auf Zeit, denen die Aufgaben einer Juniorpro-
fessorin/eines Juniorprofessors übertragen wurden. 
Die Berufung zur Juniorprofessorin/zum Juniorprofes-
sor ist zulässig, sofern die gesetzlichen Voraussetzun-
gen vorliegen und nicht eine Weiterbeschäftigung als 
Professorin/Professor erfolgt; die bis zur Ernennung 
oder Bestellung zurückgelegten Beschäftigungszeiten 
in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis nach 
Satz 1 oder in einem Beamtenverhältnis auf Zeit nach 
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Satz 3 werden auf die nach § 42 Absatz 6 festgelegte 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses angerechnet.

(5) § 103 Absatz 1 des Universitätsgesetzes vom 
23. Juni 1999 bleibt unberührt.

§ 99 
Übergangsregelung zur Wahl der Universitäts-

präsidentin/des Universitätspräsidenten

(1) Für Verfahren zur Wahl der Universitätspräsiden-
tin/des Universitätspräsidenten, die bis zum Inkraft-
treten des Saarländischen Hochschulgesetzes vom 
30. November 2016 (Amtsbl. I S. 1080) am 6. Dezem-
ber 2016 bereits eingeleitet wurden, aber noch nicht 
durch Wahl abgeschlossen worden sind, findet § 17 
des Universitätsgesetzes vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. 
S. 1782) mit der Maßgabe Anwendung, dass an die 
Stelle von dessen Absatz 3 Satz 2 die Regelung des 
nachfolgenden Absatzes 2 tritt.

(2) Findet nach dem zweiten Wahlgang im Senat ein 
Einigungsverfahren zwischen Senat und Universitäts-
rat statt, sind Senat und Universitätsrat nicht an den 
Vorschlag der Findungskommission gebunden. Bis zur 
Entscheidung des Universitätsrats im zweiten Wahl-
gang kann in diesem Falle der Senat seine im zweiten 
Wahlgang getroffene Entscheidung ändern. Wird die 
erforderliche Mehrheit auch nach zwei Wahlgängen 
nicht erreicht, so entscheidet die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde, es sei denn Senat 
und Universitätsrat kommen spätestens innerhalb von 
zwei Monaten nach Abschluss des zweiten Wahlgangs 
mit der Mehrheit der Stimmen des jeweiligen Gremi-
ums zu einer übereinstimmenden Wahlentscheidung, 
bei der sie nicht an den Wahlvorschlag der Findungs-
kommission gebunden sind.

§ 100 
Nachdiplomierung an der Fachhochschule

(1) Hochschulgrade, die an der Fachhochschule seit ih-
rer Errichtung verliehen wurden, können auf Antrag in 
Hochschulgrade nach § 66 umgewandelt werden.

(2) Die Fachhochschule verleiht Hochschulgrade nach 
§ 66 auf Antrag auch Bewerberinnen und Bewerber, 
die

1. eine Ausbildung an der Staatlichen Ingenieurschu-
le des Saarlandes, der Höheren Wirtschaftsfach-
schule oder der Staatlichen Werkkunstschule des 
Saarlandes erfolgreich abgeschlossen haben,

2. graduiert sind und

3. eine mindestens fünfjährige praktische Tätigkeit in 
einem der jeweiligen Abschlussprüfung entspre-
chenden Beruf nachweisen.

Der Nachweis nach Satz 1 Nummer 3 ist durch die 
Vorlage eines Tätigkeitsberichts zu erbringen. Dieser 
soll einen besonderen fachlichen Schwerpunkt auswei-
sen. In Zweifelsfällen ist eine zusätzliche Nachprüfung 
auf der Grundlage eines Fachberichts sowie ein zusätz-
liches Fachgespräch vorzusehen. Das Nähere regelt die 
Fachhochschule in einer Ordnung mit Zustimmung der 

für die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbe-
hörde.
(3) Absatz 2 gilt für Absolventinnen und Absolven-
ten der Vorgängereinrichtungen der in Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 genannten Schulen entsprechend.

Artikel 2
Folgeänderungen

(1) Das Landesgleichstellungsgesetz vom 24. Ap-
ril 1996 (Amtsbl. S. 623), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 376, 456), 
wird wie folgt geändert:
1. § 7 Absatz 7 wird wie folgt geändert:
 a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „§ 1 

des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes vom 
12. April 2007 (BGBl. I S. 506)“ die Wörter „, 
geändert durch das Gesetz vom 11. März 2016 
(BGBl. I S. 442),“ eingefügt.

 b) In Satz 2 werden die Wörter „§ 34 und § 35 
des Universitätsgesetzes vom 23. Juni 2004 
(Amtsbl. S. 1782), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 14. Oktober 2014 (Amtsbl. I 
S. 406),“ durch die Wörter „§ 42 des Saarlän-
dischen Hochschulgesetzes vom 30. Novem-
ber 2016 (Amtsbl. I S. 1080)“ ersetzt.

2. In § 21 Absatz 2 werden die Wörter „§ 4 des Uni-
versitätsgesetzes“ durch die Wörter „§ 6 des Saar-
ländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt und die 
Wörter „§ 23 des Fachhochschulgesetzes vom 
23. Juni 1999 (Amtsbl. S. 982), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 26. Oktober 2010 (Amtsbl. I 
S. 1406)“ gestrichen.

(2) Das Saarländische Besoldungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Januar 1989 
(Amtsbl. S. 301), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 2. Dezember 2015 (Amtsbl. I S. 967), wird wie 
folgt geändert:
1. § 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2) Die Ämter des Präsidenten der Universität 

des Saarlandes, des Präsidenten der Hochschule 
für Technik und Wirtschaft des Saarlandes, des 
Vizepräsidenten für Verwaltung und Wirtschafts-
führung der Universität des Saarlandes und des Vi-
zepräsidenten für Verwaltung und Wirtschaftsfüh-
rung der Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes werden der Besoldungsgruppe W 3 
der Besoldungsordnung W zugeordnet.“

2. In § 10 Absatz 5 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„Universität des Saarlandes und“ die Wörter „des 
Rektors“ gestrichen.

3. In der Besoldungsordnung A in der Anlage des 
Saarländischen Besoldungsgesetzes wird in der 
Besoldungsgruppe A 16 die Amtsbezeichnung 
,Verwaltungs direktor der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft des Saarlandes‘ gestrichen.

(3) Die Saarländische Verordnung über Leistungs-
bezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen für Pro-
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fessorinnen und Professoren vom 3. Januar 2005 
(Amtsbl. S. 9), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 16. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 396), wird wie folgt 
geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die Gewährung von Leistungsbezügen 
erfolgt auf Antrag der Professorin/des Pro-
fessors. Der Antrag ist über die Dekanin/den 
Dekan an die Hochschulleitung (Präsidium der 
Universität des Saarlandes oder der Hochschu-
le für Technik und Wirtschaft des Saarlandes, 
Rektorin/Rektor der Hochschule für Musik 
Saar), bei der Hochschule der Bildenden Küns-
te Saar unmittelbar an die Rektorin/den Rektor 
zu richten. Die Hochschulleitung entscheidet, 
mit Ausnahme der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar, nach Anhörung der Dekanin/des 
Dekans. Abweichend hiervon ist der Antrag 
auf Gewährung von Leistungsbezügen der 
Präsidentin/des Präsidenten der Universität 
des Saarlandes, der Präsidentin/des Präsiden-
ten der Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes, der hauptamtlichen Vizepräsi-
dentin/des hauptamtlichen Vizepräsidenten für 
Verwaltung und Wirtschaftsführung der Uni-
versität des Saarlandes und der hauptamtlichen 
Vizepräsidentin/des hauptamtlichen Vizepräsi-
denten für Verwaltung und Wirtschaftsführung 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes an die Ministerpräsidentin/den 
Ministerpräsidenten, der Rektorin/des Rektors 
der Hochschule für Musik Saar und der Rekto-
rin/des Rektors der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar an das Ministerium für Bildung 
und Kultur zu richten, die in diesen Fällen 
über die Gewährung entscheiden; § 7 Absatz 1 
bleibt unberührt.“

 b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „oder die 
Fachbereichsvorsitzenden/den Fachbereichs-
vorsitzenden“ gestrichen.

2. § 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Leistungsbezüge nach § 10 Absatz 3 des Saarlän-
dischen Besoldungsgesetzes (Funktionsleistungs-
bezüge) werden für folgende Ämter gewährt:

 1. für die Präsidentin/den Präsidenten der Uni-
versität des Saarlandes,

 2. für die hauptamtliche Vizepräsidentin/den 
haupt amtlichen Vizepräsidenten für Verwal-
tung und Wirtschaftsführung der Universität 
des Saarlandes,

 3. für die Präsidentin/den Präsidenten der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft des Saar-
landes,

 4. für die hauptamtliche Vizepräsidentin/den 
hauptamtlichen Vizepräsidenten für Verwal-
tung und Wirtschaftsführung der Hochschule 
für Technik und Wirtschaft des Saarlandes,

 5. für die Rektorin/den Rektor der Hochschule 
für Musik Saar,

 6. für die Rektorin/den Rektor der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar.“

(4) Die Verordnung über die Errichtung einer Radio-
aktivitätsmessstelle an der Universität des Saarlandes 
vom 20. März 2008 (Amtsbl. S. 614) wird wie folgt 
geändert:
1. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 25 des 

Universitätsgesetzes“ durch die Wörter „§ 30 des 
Saarländischen Hochschulgesetzes vom 30. No-
vember 2016 (Amtsbl. I S. 1080)“ ersetzt.

2. In § 5 werden die Wörter „§ 10 Abs. 3 des Uni-
versitätsgesetzes“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 3 
des Saarländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

(5) Die Lehrverpflichtungsverordnung vom 19. De-
zember 2008 (Amtsbl. 2009 S. 189), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 10. Januar 2015 (Amtsbl. I 
S. 119), wird wie folgt geändert:
1. § 10 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
 a) In Nummer 2 werden die Wörter „Prorektorin-

nen oder den Prorektoren“ durch die Wörter 
„Vizepräsidentinnen oder den Vizepräsiden-
ten“ ersetzt.

 b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Vize-
präsidenten“ die Wörter „der Universität des 
Saarlandes“ eingefügt und die Wörter „den 
Fachbereichsvorsitzenden und den Studien-
gangsleiterinnen oder Studiengangsleitern,“ 
gestrichen.

2. § 15 Satz 2 wird wie folgt geändert:
 a) In Nummer 1 werden die Wörter „dem Uni-

versitätspräsidenten“ durch die Wörter „der 
Präsidentin/dem Präsidenten der Universität“ 
und das Wort „Universitätspräsidium“ durch 
die Wörter „Präsidium der Universität“ ersetzt.

 b) In Nummer 2 werden die Wörter „die/der 
Fachbereichsvorsitzende“ durch die Wörter 
„die Dekanin/der Dekan“, das Wort „fach-
bereichsübergreifende“ durch das Wort „fa-
kultätsübergreifende“ und die Wörter „die 
Rektorin/der Rektor“ durch die Wörter „die 
Präsidentin/der Präsident der Hochschule für 
Technik und Wirtschaft“ ersetzt.

(6) In § 2 der Verordnung über die Saarländische Uni-
versitäts- und Landesbibliothek vom 2. April 1996 
(Amtsbl. S. 355), geändert durch die Verordnung vom 
9. Dezember 2005 (Amtsbl. S. 2060), werden die Wör-
ter „gemäß § 47 Abs. 1 Universitätsgesetz“ gestrichen.
(7) Die Verordnung zur Organisation der Medizinischen 
Fakultät der Universität des Saarlandes – Fakultätsord-
nung vom 22. Dezember 1999 (Amtsbl. 2000 S. 46), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. Juli 2006 
(Amtsbl. S. 1226), wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 1 werden die Wörter „Gesetz über 

die Universität des Saarlandes“ durch die Wörter 
„Saarländisches Hochschulgesetz vom 30. No-
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vember 2016 (Amtsbl. I S. 1080) in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt.

2. In § 2 Absatz 4 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1, 5 
und 6 UG“ durch die Wörter „§ 27 Absatz 1, 5 und 
6 des Saarländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

 a) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 23 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 1, 2 und 7 UG“ durch die Wörter „§ 28 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2 und 8 des Saar-
ländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

 b) In Absatz 7 wird die Angabe „§ 22 Abs. 4 UG“ 
durch die Wörter „§ 27 Absatz 4 des Saarlän-
dischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

4. In § 4 Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 22 
Abs. 4 UG“ durch die Wörter „§ 27 Absatz 4 des 
Saarländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

(8) In § 2 Satz 2 der Qualifikationsgleichwertigkeits-
nachweisverordnung vom 29. September 2015 (Amts-
bl. I S. 708) werden die Wörter „§ 70 Satz 1 des Uni-
versitätsgesetzes“ durch die Wörter „§ 78 Absatz 1 
Satz 1 des Saarländischen Hochschulgesetzes vom 
30. November 2016 (Amtsbl. I S. 1080)“ ersetzt.

(9) Das Saarländische Hochschulgebührengesetz vom 
20. März 2002 (Amtsbl. S. 662), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790), 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Das Gesetz über die Erhebung von Verwal-
tungs- und Benutzungsgebühren im Saarland vom 
24. Juni 1964 (Amtsbl. S. 629), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 15. Februar 2006 (Amts-
bl. S. 474, 530), in der jeweils geltenden Fassung, 
bleibt unberührt.“

2. In § 5 Absatz 1 werden die Wörter „oder nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 bis 4 des Universitätsgesetzes“ ge-
strichen.

(10) In § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die 
Bereitstellung sozialverträglicher Studiengebührendar-
lehen vom 7. März 2007 (Amtsbl. S. 502), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 6. Juli 2009 (Amts-
bl. S. 1157), werden die Wörter „und § 8 Abs. 2 Satz 1 
des Universitätsgesetzes“ gestrichen.

(11) Das Gesetz über das Universitätsklinikum des 
Saarlandes vom 26. November 2003 (Amtsbl. S. 2940), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Okto-
ber 2015 (Amtsbl. I S. 790), wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „§ 3 
Absatz 2 bis 4 des Universitätsgesetzes“ durch 
die Wörter „§ 5 Absatz 2 bis 4 des Saarlän dischen 
Hochschulgesetzes vom 30. November 2016 
(Amtsbl. I S. 1080)“ ersetzt.

2. In § 8 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 werden die Wör-
ter „§ 36 Abs. 5 Satz 5 des Universitätsgesetzes“ 
durch die Wörter “§ 43 Absatz 4 Satz 5 des Saar-
ländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

3. In § 20 Absatz 6 werden die Wörter „§ 9 des Uni-
versitätsgesetzes“ durch die Wörter „§ 12 des 
Saarländischen Hochschulgesetzes“ ersetzt.

(12) Die Verordnung über die Eignungsprüfung als 
besondere Zugangsvoraussetzung zum Studium der 
Architektur an der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft des Saarlandes vom 30. September 1997 (Amts-
bl. S. 1054) wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „der 

Rektor bzw. die Rektorin“ durch die Wörter „die 
Präsidentin/der Präsident“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
 a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „des 

Fachbereichs Architektur“ durch die Wör-
ter „der Fakultät für Architektur und Bau-
ingenieur wesen“ ersetzt.

 b) In Absatz 2 wird das Wort „Fachbereichsrat“ 
durch das Wort „Fakultätsrat“ ersetzt.

 c) In Absatz 5 werden die Wörter „Die Rektorin 
oder der Rektor und die Prorektorin oder der 
Prorektor“ durch die Wörter „Die Präsiden-
tin/Der Präsident und die Vizepräsidentin/der 
Vize präsident“ ersetzt.

3. In § 13 Satz 2 werden die Wörter „der Rektorin 
oder des Rektors“ durch die Wörter „der Präsiden-
tin/des Präsidenten“ ersetzt.

(13) In § 9 Absatz 7 der Kapazitätsverordnung vom 
3. März 1994 (Amtsbl. S. 615), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 17. November 2015 (Amtsbl. I 
S. 886), werden die Wörter „§ 37 des Universitätsge-
setzes vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782) in der je-
weils geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 44 des 
Saarländischen Hochschulgesetzes vom 30. Novem-
ber 2016 (Amtsbl. I S. 1080)“ ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Saarländischen  

Berufsakademiegesetzes
Das Saarländische Berufsakademiegesetz vom 
27. März 1996 (Amtsbl. S. 438), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 14. Oktober 2014 (Amtsbl. I S. 406), 
wird wie folgt geändert:
1. § 2 a wird wie folgt gefasst:
 „§ 2 a 

Statistische Angaben
 (1) Die Berufsakademien sind für statistische 

Zwecke in Anwendung des Hochschulstatistikge-
setzes vom 2. November 1990 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. März 2016 (BGBl. I S. 342), in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie nach Maßgabe des Saarlän-
dischen Landesstatistikgesetzes vom 24. Okto-
ber 1989 (Amtsbl. S. 1570), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. 
S. 2393), in der jeweils geltenden Fassung berech-
tigt und verpflichtet, die nachfolgenden Daten zu 
erheben und dem Statistischen Amt Saarland zur 
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Auswertung und Veröffentlichung zur Verfügung 
zu stellen:

 1. für Studierende sowie Prüfungsteilnehmerin-
nen und Prüfungsteilnehmer jährlich jeweils 
nach Ablauf der Immatrikulationsfrist oder 
nach bestandener oder nicht bestandener Ab-
schlussprüfung:

  Staatsangehörigkeit; Geschlecht; Geburtsmo-
nat und -jahr; Studiengang; Land des Erwerbs 
sowie Art der Berufsakademiezugangsberech-
tigung; Bezeichnung der Berufsakademie;

 2. zusätzlich zu den Daten nach Nummer 1 für 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmer nach bestandener oder nicht bestande-
ner Abschlussprüfung:

  Art der Prüfung; Fach; Prüfungserfolg; Ge-
samtnote abgelegter Prüfungen; Auslandsauf-
enthalte nach Art des Aufenthalts, Dauer des 
Aufenthalts in Monaten; Staat des Aufenthalts; 
Art des Mobilitätsprogrammes;

 3. für das Personal jährlich zum 1. Dezember:

  Fachliche und organisatorische Zugehörigkeit; 
Geschlecht; Dienst- oder Beschäftigungsver-
hältnis; Bezeichnung der Berufsakademie;

 4. zusätzlich zu den Daten nach Nummer 3 für 
wissenschaftliches und künstlerisches Personal:

  Geburtsmonat und -jahr;

 5. für die Einrichtungen:

  Ausgaben und Einnahmen bei Einrichtungen 
mit kameralistischem Rechnungswesen; Auf-
wendungen, Erträge und Investitionsausgaben 
bei Einrichtungen mit kaufmännischem Rech-
nungswesen; jährlich die Bezeichnung der Be-
rufsakademie nach Arten sowie in fachlicher 
und organisatorischer Gliederung; vierteljähr-
lich nach Arten.

 (2) Die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde kann weitere statistische Erhebun-
gen, insbesondere für Zwecke der Gesetzgebung 
und Planung im tertiären Bildungsbereich, anord-
nen. Einzelangaben über persönliche und sachliche 

Verhältnisse natürlicher Personen werden nicht er-
hoben.

 (3) Die Erhebungen nach Absatz 1 werden erst-
mals für das Berichtsjahr 2017 durchgeführt. Bis 
dahin werden die Erhebungen nach § 2 a Absatz 1 
in der bis zum 5. Dezember 2016 geltenden Fas-
sung des Gesetzes durchgeführt.“

2. § 4 a wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 4 Nummer 1 Satz 1 und 2 werden wie 

folgt gefasst:
  „Für das hauptamtliche Lehrpersonal gelten 

die Einstellungsvoraussetzungen für Profes-
sorinnen und Professoren an Fachhochschulen 
gemäß § 41 des Saarländischen Hochschul-
gesetzes vom 30. November 2016 (Amtsbl. I 
S. 1080) in der jeweils geltenden Fassung. So-
weit Lehrangebote überwiegend der Vermitt-
lung praktischer Fertigkeiten und Kenntnisse 
dienen, können diese an Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben übertragen werden, für die 
die Einstellungsvoraussetzungen des § 46 Ab-
satz 3 Satz 2 und Absatz 4 des Saarländischen 
Hochschulgesetzes entsprechend gelten.“

 b) In Absatz 5 Satz 4 werden die Wörter „§ 31 
des Fachhochschulgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 41 des Saarländischen Hochschulgesetzes“ 
ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig treten das Universitätsgesetz 
vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 14. Oktober 2014 (Amts-
bl. I S. 406), sowie das Fachhochschulgesetz vom 
23. Juni 1999 (Amtsbl. S. 982), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 26. Oktober 2010 (Amtsbl. I S. 1406), 
außer Kraft. 

Saarbrücken, den 30. November 2016

Die Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer
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unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.
Abbestellungen für die jeweilige Folgeperiode müssen beim Halbjahresabonnement bis zum 1. Juni bzw. 1. Dezember, beim Jahresabonnement bis zum 1. Dezember der lau-
fenden Abonnementperiode per Brief, Fax oder E-Mail bei der TypoServ Gesellschaft für Satz und Druck mbH eingegangen sein. Erfolgt die Kündigung des Abonnements nicht 
fristgerecht, verlängert sich dieses automatisch um ein Kalenderhalbjahr bzw. Kalenderjahr.
Nichtabonnenten:
Das Amtsblatt Teil I wird im Verkündungsportal des Saarlandes unter www.amtsblatt.saarland.de amtlich veröffentlicht und kann dort als Gesamtdokument kostenfrei gelesen 
werden. Die abgerufenen Dokumente sind mithilfe einer Volltextrecherche durchsuchbar und dürfen unentgeltlich gespeichert bzw. ausgedruckt werden.
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, das Amtsblatt Teil I bei der Amtsblattstelle der Staatskanzlei des Saarlandes und bei den Amtsgerichten im Saarland während der Ge-
schäftszeiten in elektronischer und gedruckter Form einzusehen. Die Amtsblattstelle und die Amtsgerichte leisten Unterstützung beim Aufruf und Auffinden der elektronischen 
Dokumente und gewährleisten, dass jeder auf seine Kosten Ausdrucke oder Kopien eines elektronischen Dokuments erhalten kann. Auf Verlangen überlassen die Amtsblattstelle 
und die Amtsgerichte gegen Übernahme der Kosten einen beglaubigten Ausdruck eines elektronischen Dokuments. Daneben ist es möglich, das Amtsblatt Teil I während der 
Geschäftszeiten bei den saarländischen Gemeinden einzusehen und dort auf eigene Kosten Ausdrucke oder Kopien anfertigen zu lassen.
Die Amtsblattstelle berechnet für den Ausdruck oder die Fotokopie einer Seite des Amtsblattes Teil I 0,15 Euro und für die Beglaubigung des Ausdruckes 3,00 Euro, bei Post-
versand jeweils zuzüglich Postgebühren.
Das Amtsblatt Teil II kann für das laufende Jahr und drei Vorjahre als Einzelexemplar (elektronisches Gesamtdokument im PDF/A-Format oder Papierdokument) gegen Erstat-
tung des jeweiligen Einzelheftpreises zuzüglich der Postgebühren bei der TypoServ Gesellschaft für Satz und Druck mbH bestellt werden. Lieferungen sind zahlbar im Voraus.
Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.

Hinweis für Inserenten:
Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint in der Regel jede Woche an einem Donnerstag. Damit eine Veröffentlichung eines Inserententextes an einem Donnerstag gewährleistet 
werden kann, müssen diese Texte in der Vorwoche bis jeweils Mittwoch, 12.00 Uhr, bei der Amtsblattstelle eingegangen sein und die Rückgabetermine für erforderliche Korrek-
turabzüge eingehalten werden. Der Preis pro mm Veröffentlichungstext beträgt 0,90 Euro.

Herstellung und Vertrieb, Entgegennahme von Bestellungen und Barverkauf im Namen und für Rechnung des Herausgebers:
TypoServ Gesellschaft für Satz und Druck mbH, Bleichstraße 21 – 23, 66111 Saarbrücken, Telefon (06 81) 3 88 02-255, Telefax (06 81) 3 88 02 55-255

Amtsblattverkaufsstelle in Saarbrücken, Bleichstraße 21 – 23, 66111 Saarbrücken. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag, 9.00 – 17.00 Uhr.
Herausgeber und Redaktion: Saarland — Der Chef der Staatskanzlei — Amtsblattstelle, Am Ludwigsplatz 14, 66117 Saarbrücken,

Telefon: (06 81) 501-11 13, Telefax: 501-12 56, E-Mail: amtsblatt@staatskanzlei.saarland.de
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